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1.  Einleitung 

 

Mit der Machtergreifung durch die Nationalsozialist en im Jahr 

1933 vollzog sich nicht allein ein politischer Syst emwandel 

von der ersten demokratischen Republik des Deutsche n Reiches 

zum totalitären Führerstaat, sondern auch die Ausri chtung der 

Politik am Konstrukt „Rasse“.  

„Rasse“, „Volkszugehörigkeit“ und damit die biologi sche Ab-

stammung des Einzelnen bildeten die Termini, die al s Ausgangs-

punkt und Zielvorgabe viele Politikfelder im Dritte n Reich 

prägten. Staatlich sanktioniert entschieden „Erbges undheit“ 

und „Rassereinheit“ über eine Förderung der als „we rtvoll“ Er-

achteten und führten im Falle von diagnostiziertem „unwerten 

Leben“ zu Diskriminierung, Verfolgung und Vernichtu ng „uner-

wünschter“ Bevölkerungsgruppen.  

Zur Legitimation dieser staatlichen Vernichtungspol itik ver-

wiesen die Nationalsozialisten auf die vermeintlich  „gesicher-

ten Erkenntnisse“ einer bereits bestehenden Wissens chaft: „der 

Rassenhygiene“(Frick, 1935). 

Bereits Jahrzehnte vor der praktischen Umsetzung du rch die na-

tionalsozialistischen Machtinhaber propagierten Ras senhygie-

niker im Kampf gegen die angeblich drohende „Degene ration des 

Volkes“ Maßnahmen zur Fortpflanzungseinschränkung „ Minder-

wertiger“. Im Kaiserreich und der Weimarer Republik  größten-

teils unbeachtet und angesichts der als zu autoritä r em-

pfundenen Forderungen teilweise grundsätzlich abgel ehnt er-

folgte die Anerkennung der Rassenhygiene und die Um setzung ih-

rer Forderungen in die legislative Praxis bezeichne nderweise 

erst im „Dritten Reich“ (Kühl, 1997). Zwar wurde im  Sommer 

1914 ein Gesetzentwurf zur Unfruchtbarmachung und z um Schwan-

gerschaftsabbruch in den Deutschen Reichstag eingeb racht, doch 

der beginnende Erste Weltkrieg verhinderte die weit ere Bera-

tung und Verabschiedung. Die Intensität der Diskuss ion  um die 

Sterilisierung unerwünschter Kranker nahm in der zw eiten Hälf-

te der Weimarer Republik wieder zu. Zur Begründung der Steri-
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lisierungsvorhaben wurden die ökonomischen Belastun gen für die 

Staatsgemeinschaft verbunden mit den „wissenschaftl ich legiti-

mierten Hinweisen auf die angebliche Wert- und Nutz losigkeit 

und die Leere solcher Existenzen“ angeführt (Frick,  1935). 

Immer wieder wurde auf die hohen Unterstützungskost en für 

Geistesschwache, Geisteskranke, Asoziale, Trinker, Kranke, 

Kriminelle und Arbeitsscheue hingewiesen. 

Im Entwurf des Sterilisierungsgesetzes des Preußisc hen Landge-

sundheitsrates von 1932 hieß es: „Dabei steigt die Zahl der 

Geisteskranken, Schwachsinnigen, Fallsüchtigen, Psy chopathen, 

erblich Kriminellen und anderen Belasteten, die der  öffentli-

chen Fürsorge und dem Strafvollzug zur Last fallen.  Die hier-

durch bedingte Fürsorgelast des deutschen Volkes wä chst da-

durch und nimmt den gesunden arbeitstüchtigen Famil ien immer 

mehr Mittel“ (Rüdin, 1938/1939). Auf Schautafeln un d Plakaten 

wurde der Bevölkerung suggeriert, dass die Leistung en der öf-

fentlichen Hand für die Anstaltsinsassen eine unger echte Be-

lastung der arbeitenden „Volksgenossen“ darstellten .  

Selbst Schulbücher wurden dazu missbraucht, um die Klischee-

vorstellung zu verbreiten, dass die Kranken im wört lichen Sin-

ne „auf Kosten“ der Gesunden ein bequemes Leben füh rten (Braß, 

2004). 

So enthielt das „Lehrbuch der Mathematik für höhere  Schulen“ 

von Adolf Dorner folgende Textaufgabe: „Der Bau ein er Irren-

anstalt erfordert sechs Millionen RM. Wie viele neu e Wohn-

blocks à 15.000 RM würden für diese Summe gebaut we rden kön-

nen?“ (Braß, 2004).  

 

Mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten erfo lgte die  

Anerkennung der rassenhygienisch indizierten Steril isierung 

und ihrer staatlichen Organisation in der radikalst en Form.  

 

Das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses  (G zVeN), das 

am 14. Juli 1933 beschlossen wurde, trat am 1. Janu ar 1934 in 

Kraft.  
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„Hitler beschwor in seiner Reichstagsrede vom 30. J anuar 1934 

das Sterilisierungsgesetz als eine wahrhaft revolut ionäre Maß-

nahme des neuen Staates gegenüber dem Heer derer, d ie aus Erb-

veranlagung von vornherein auf der negativen Seite des völki-

schen Lebens geboren wurden, und die verhindern sol lte, dass 

Millionen Gesunden oft das zum Leben nötigste entzo gen werden 

muss, um Millionen Ungesunde künstlich am Leben zu erhalten“ 

(Bock, 1986). „Das GzVeN war der sichtbare und rech tsförmige 

Ausdruck  einer Unterscheidung zwischen  „wertvolle m“ und an-

geblich „weniger wertvollem“ Leben (Braß, 2004). 

Gleichzeitig wurde mit diesem Gesetz auch ein Persp ektiven-

wechsel in der Wahrnehmung von Krankheit und Behind erung amt-

lich festgeschrieben:  

„Im Sterilisationsverfahren erschien der Kranke nic ht mehr in 

erster Linie als hilfsbedürftige Person, sondern al s eine Be-

drohung der Gemeinschaft“ (Frei, 1991).  

Es folgte ein Wandel des Krankheitsbegriffs losgelö st von kon-

kreten diagnostischen Maßstäben zu einem emotional aufge-

ladenen Staatsbegriff. 

                        

Durch eine konsequente Anwendung der Erblichkeitsle hre und des 

Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses (GzVe N) auf al-

les „abweichende“ Verhalten wurde die stets beschwo rene Fi-

nanzkrise des Staates, verursacht durch die angebli ch immensen 

Fürsorgelasten für die „Minderwertigen“, als beherr schbar dar-

gestellt. Die propagandistische Darstellung appelli erte ge-

schickt an das Mitleid mit diesen „Menschenhüllen u nd lebenden 

Toten, die man schon bei der Entstehung verhindern müsse“ (Rü-

din, 1938/1939). 

 

Nicht der leidende Einzelmensch, sondern der sogena nnte 

„Volkskörper“ sollte im Mittelpunkt ärztlichen Hand elns ste-

hen. „Aus dem Arzt des Individuums muss der Arzt de r Nation 

werden“, lautete eine Forderung des Reichsärzteführ ers Gerhard 

Wagner (Wagner, 1934). 
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Nach nationalsozialistischem Verständnis sollten di e Ärzte 

sich als „Pfleger der Gene“ und „biologische Soldat en“ ver-

stehen und nicht nur Kranke heilen, sondern vor all em eine ak-

tive Bevölkerungspolitik betreiben (Wagner, 1934). „Begleitet 

wurde dieses Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwu chses von 

einer umfangreichen Propagandapolitik, die für die Erb- und 

Rassenpolitik des Dritten Reiches warb. In Zeitungs beiträgen, 

Plakaten und in Filmen wurden Geisteskranke als Trä ger gefähr-

licher Erbanlagen, als kriminelle Gewalttäter oder als 

stumpfsinnig dahinvegetierende Geschöpfe dargestell t. „In ei-

ner Wochenschau, die die UFA anlässlich des In-Kraf t-Tretens 

des GzVeN am 1. Januar 1934 produzierte, stellte ma n abschre-

ckend wirkenden Aufnahmen von geistig Behinderten a us einer 

Anstalt die Bilder von gesunden „Volksgenossen“ geg enüber“ 

(Braß, 2004). 

 

Mit der Erfassung von schizophrenen, epileptischen,  senilen, 

luetischen und chronisch neurologisch kranken Ansta lts-

insassen wurde die „Reichsarbeitsgemeinschaft für H eil- und 

Pflegeanstalten“ befasst. In einem Gutachterverfahr en urteil-

ten deutsche Ärzte über „lebenswerte und nicht-lebe nswerte“ 

Menschen.  

 

Auf der Grundlage dieses Gesetzes wurden zwischen 1 933 und 

1945 mindestens 350.000 bis 360.000 Frauen und Männ er gegen 

ihren Willen zwangssterilisiert und damit ihrer For tpflan-

zungsfähigkeit beraubt (Bock, 1986; Koch, 1993; Now ak, 1977; 

Rudnick, 1990; Saathoff, 1991; Schnell, 1958). 

Das Grauen und das Unrecht, das sich hinter diesen Beschrei-

bungen und Zahlen verbirgt, war für die zwangsweise  Sterili-

sierten und ihre Angehörigen unvorstellbar groß. 

1994 machten die Professoren Stauber und Kindermann  auf dem 

Kongress der Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie  und Ge-

burtshilfe in München deutlich, dass die „konkrete Erinnerung 

an Zwangssterilisationen,  Schwangerschaftsabbrüche  gegen den 
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Willen der Frauen, unterlassene Hilfeleistungen und  problema-

tische Ansätze in Forschung und Lehre in den letzte n fünfzig 

Jahren fast völlig unterblieben ist“ (Stauber u. Ki ndermann, 

1994).  

Stauber sah in der Aufarbeitung von Patientenschick salen eine 

Möglichkeit für eine „späte Entschuldung“ (Bock, 19 86; Stau-

ber, 1993; Stauber, 1994) und vermutete, dass die Ä rzte in der 

Vergangenheit „nicht ihr eigenes Nest beschmutzen w ollten“ 

(Stauber u. Kindermann, 1994).      

Die Auseinandersetzung mit der Geschichte der Mediz in im     

Nationalsozialismus wurde zunächst nur bezogen auf das Thema 

Euthanasie geführt und es erfolgten hier vor allem Publikatio-

nen von Historikern, Theologen, Journalisten und So ziologen 

(Bock, 1986; Nowak, 1977; Kaiser et al., 1992; Klee , 1986; 

Thom u. Spaar, 1985; Thom u. Caregorodcev, 1989, Th om 1991; 

Wieggrebe, 2001). Das Thema der Zwangssterilisation  wurde 

meist nur am Rande erwähnt. Welche lebensgeschichtl ichen Ein-

flüsse diese Zwangssterilisationen für die Frauen u nd ihre An-

gehörigen hatten, lässt sich kaum erahnen. 

 

Wie lange die nationalistisch geprägte medizinische  Denkweise 

und die damit verbundene „Angst vor Erbkrankheiten“  sich in 

den Einstellungen auch der gerade im medizinischen Bereich tä-

tigen Menschen widerspiegelte, zeigt nachfolgender Brief aus 

einer  Krankenakte aus dem Jahr 1957 (Dokument 1). 
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Dokument 1/1 
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Dokument 1/2  

 

 

Für die Angehörigen der Anstaltsinsassen waren die Kontakte 

ein Balancehalten zwischen Sorge und Abgrenzung. Zi el des NS-

Regimes war es, eine Entsolidarisierung zwischen Ge sunden und 

Kranken herbeizuführen. Das Schamgefühl der Familie nange-

hörigen war groß und die gesellschaftliche Stigmati sierung un-

abdingbar. Ein Beispiel für dieses familiäre  Spann ungsfeld 

spiegelt nachfolgender Brief eines Angehörigen (Dr.  B.) wieder 

(Dokument 2). Die Schwester des Dr. B. wurde trotz der Diagno-

se Schizophrenie nicht zwangssterilisiert. 
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 Dokument 2/1 
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Dokument 2/2 

 

 

1.1  Fragestellungen der retrospektiven Forschungss tudie 

 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, die an der Heil- und  

Pflegeanstalt  Klingenmünster  und an der Kreis-, Kranken- und  

Pflegeanstalt  Frankenthal zwischen 1934 bis 1939 im Zuge des 

Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses (GzVe N) einge-

leiteten Zwangssterilisationen von schizophrenen Mä dchen und 

Frauen im Alter von 16 bis 40 Jahren an Hand der ar chivierten 

Krankenakten zu untersuchen und auszuwerten.  
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Es handelt sich dabei um eine regionalgeschichtlich e retro-

spektive Forschungsstudie mit der statistischen Aus wertung der 

Krankenakten einer Stichprobe von insgesamt 121 als  schizo-

phren diagnostizierten Mädchen und Frauen aus der H eil- und 

Pflegeanstalt Klingenmünster und der Kreis-, Kranke n- und 

Pflegeanstalt Frankenthal, die im Zusammenhang mit dem Gesetz 

zur Verhütung erbkranken Nachwuchses sterilisiert w urden. 

 

Bei dieser regionalgeschichtlichen Studie kann es n icht um die 

Erforschung des wissenschaftlichen Rassismus gehen.    

Vielmehr sollen auf dem Hintergrund der historisch- adminis-

trativen Vorgaben des nationalsozialistischen Gesun dheitswe-

sens die formalen Verfahrensabläufe der Zwangssteri lisationen 

in den beiden Heil- und Pflegeanstalten analysiert und somit 

die praktische Umsetzung des Gesetzes zur Verhütung  erbkranken 

Nachwuchses in beiden Heil- und Pflegeanstalten auf gezeigt 

werden. Dabei soll auch der Frage nachgegangen werd en, welche 

Einstellungen und Verhaltensdispositionen zur Zwang ssterilisa-

tion bei schizophrenen Frauen sich auf Seiten der a n diesen 

Verfahrensabläufen beteiligten Anstaltspsychiater e rkennen 

lassen.  

 

Durch die Bearbeitung der Krankenakten soll zudem v ersucht 

werden, einzelne menschliche Schicksale und das Unr echt der 

Zwangssterilisation sichtbar werden zu lassen. 

 

Folgende Fragestellungen sollen im Rahmen der vorli egenden Ar-

beit auf der Grundlage der bei der Auswertung der K ranken-

akten erhobenen Daten im Einzelnen untersucht werde n: 

 

Wurde bei allen Patientinnen, die als schizophren d iagnosti-

ziert wurden, ein Antrag auf Zwangssterilisation ge stellt? 

Lässt sich bei den Anstaltspsychiatern der Heil- un d Pflegean-

stalt Klingenmünster und der Kreis-, Kranken- und P flegean-

stalt Frankenthal die konsequente Umsetzung des Ges etzes zur 
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Verhütung erbkranken Nachwuchses (GzVeN) gemäß den gesetz-

lichen Vorgaben von 1934 bis 1939 verifizieren? 

Wie konform verhielten sich die Anstaltspsychiater beider Ein-

richtungen hinsichtlich der Anzeige- und Antragspra xis? 

Gibt es Hinweise auf eine bedingungslose Einwilligu ng (Compli-

ance) auf Seiten der Anstaltspsychiater gegenüber d en im GzVeN 

festgelegten Vorgaben und Forderungen einer staatli ch verord-

neten Eugenik? 

 

Gibt es Hinweise, dass die Anstaltspsychiater inner halb der 

Institution Heil- und Pflegeanstalt gezwungen wurde n, das 

GzVeN konsequent umzusetzen? Lässt sich dies durch die quanti-

tative Bearbeitung der Krankenakten belegen? 

 

Ist die Anwendung eines klinischen Diagnoseschemas erkennbar, 

das den damaligen wissenschaftlichen Stand der Diag nose-

stellung beim Krankheitsbild „Schizophrenie“ widers piegelt?  

 

Wurde die Frage der Erblichkeit der Schizophrenie b ei allen 

Patientinnen konsequent und gemäß den Vorgaben des GzVeN un-

tersucht und in den Krankenakten dokumentiert? 

 

Falls nicht bei allen als schizophren diagnostizier ten Patien-

tinnen ein Antrag auf Unfruchtbarmachung gestellt w urde, 

stellt sich die Frage nach den selektiven ärztliche n Entschei-

dungsprozessen, die darüber bestimmten, bei welchen  Patientin-

nen ein Antrag auf Unfruchtbarmachung gemäß dem GzV eN gestellt 

wurde und bei welchen nicht. 

Sind diese selektiven ärztlichen Entscheidungsproze sse in den 

untersuchten Krankenakten dokumentiert und ergeben sich Hin-

weise auf die Entscheidungskriterien, die von den A nstaltspsy-

chiatern bei dieser für die Patientinnen äußerst be deutsamen 

ärztlichen Entscheidung verwendet wurden? 
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Wurden die betroffenen Patientinnen bzw. ihre Angeh örigen über 

den Eingriff und ihre diesbezüglichen Rechte gemäß den Vorga-

ben des GzVeN informiert?  

Sind diese Vorgänge in den Krankenakten dokumentier t? 

Kam es zu Widersprüchen von Seiten der Patientinnen  bzw. von 

Angehörigen? Konnten Patientinnen erfolgreich die d rohende 

Zwangssterilisation abwenden? 

 

Ergeben sich aus den Krankenakten Hinweise auf den weiteren 

Krankheitsverlauf bei den Patientinnen nach erfolgt er Zwangs-

sterilisation? 

Gibt es Hinweise auf negative körperliche, seelisch e oder so-

ziale Auswirkungen des Zwangseingriffs bei den Pati entinnen? 

 

In welchem Umfang kam es in der Nachkriegszeit zu A nträgen von 

in den Jahren 1934 bis 1939 zwangssterilisierten Fr auen aus 

beiden Heil- und Pflegeanstalten im Rahmen eines Wi edergut-

machungsverfahrens? 

 

Neben den oben beschriebenen Fragestellungen sollen  durch die 

vorhandenen Dokumente in den Krankenakten beider He ilan-

stalten (z.B. ärztliche Berichte und Gutachten) die  national-

sozialistischen Denkweisen und Einstellungen derer widerge-

spiegelt werden, die über „Erbkrankheit“ im Sinne d es GzVen 

urteilten und die schizophrenen Frauen somit einer Zwangsste-

rilisation auslieferten. 

 

Die Darstellung folgt dabei dem Verlauf des Verfahr ens von der 

Einweisung der Opfer bis zur Durchführung der Zwang ssteri-

lisationen und der Frage nach den Auswirkungen. 

 

Da wenige der Opfer eine Rehabilitation und Wiederg utmachung 

erleben durften, versteht sich diese Arbeit auch al s Ver-

pflichtung gegenüber dieser kaum beachteten Gruppe von Opfern  

des nationalsozialistischen Gesundheitswesens.  
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2.   Material und Methoden 

 

Die Datenbasis für die vorliegende Dissertation bil deten alle 

vorhandenen originalen Krankenakten der Heil- und P flegean-

stalt Klingenmünster und der Kreis-, Kranken- und P flegean-

stalt Frankenthal aus den Jahren 1934 bis 1939. 

 

Aus den mit Patientendaten gespeicherten Computerli sten des 

Archivs des  Pfalzklinikums für Psychiatrie und Neu rologie 

Klingenmünster, das die Krankenakten der Heil- und Pflege-

anstalt Klingenmünster und der Kreis-, Kranken und Pflege-

anstalt Frankenthal enthält, wurden in einem ersten  Schritt 

alle 507 Krankenakten der in den Jahren 1934 bis 19 39 einge-

wiesenen sechzehnjährigen Mädchen  bis vierzigjähri gen Frauen 

ausgesucht.  

Diese 507 Krankenakten wurden in einem weiteren Sch ritt hin-

sichtlich des Vorhandenseins der Diagnose Schizophr enie in der 

Krankenakte untersucht, was bei 213 Mädchen bzw. Fr auen der 

Fall war.  

Aus diesen 213 Krankenakten wurden schließlich die Kranken-

akten der Mädchen und Frauen ausgewählt, die im Zug e des Ge-

setzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses zwangs-

sterilisiert worden waren.    

Daraus ergab sich die hier zu untersuchende Stichpr obe von 121 

Einzelfällen von Mädchen und Frauen, die sich aussc hließlich 

auf die Anstaltsinsassinnen aus den Jahren 1934 bis  1939 mit 

der Diagnose Schizophrenie und erfolgter Zwangsster ilisation 

bezieht.  

Mit Hilfe eines selbst verfassten Analyseblattes, d as nach-

stehende Angaben berücksichtigte, erfolgte in einem  zweiten 

Schritt eine systematische Bearbeitung dieser 121 K rankenakten 

nach folgenden Aspekten: 

-   Archivdaten: Jahrgang, Krankenaktennummer.  

-   Angaben zur Person: Name, Vorname, Alter, Familie nstand,                     

    Alter und Anzahl der Kinder, Konfession, Beruf,  Wohnort,    
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    vorheriger Aufenthaltsort, Alter bei Sterilisat ion,  

    Gesamtaufenthaltsdauer der Frauen in der Anstal t, 

-   Familienanamnese: Dokumentation vorhandener Erb krankheiten        

    in der Familie 

-   Angaben zum stationären Aufenthalt: 

    Vorheriger Aufenthaltsort, Diagnose, Ersterkran kung,       

    Rezidiv, Symptome der Schizophrenie.  

-  Verfahrensabläufe bei der Einweisung, der Antrag sstellung   

    und den Urteilen der Erbgesundheitsgerichte (EG G),   

    Hinweise auf Widersprüche, Aufhebung des Beschl usses durch  

    ein Erbobergesundheitsgericht (EGOG),  

    Ärztliche Bescheinigung über die Aufklärung vor  bzw. nach   

    der Sterilisation 

-   Angaben zum Sterilisationsverfahren:  

    Wurde eine Anzeige gestellt? Zuständige Kranken häuser,    

    Entlassungsort nach der Sterilisation, Einleitu ng eines   

    Entschuldungsverfahrens?  

 

Für jede Patientenakte wurde ein Auswertungsblatt e rstellt, 

das alle aus den Akten zu entnehmenden Informatione n beinhal-

tet. In einer auf der Basis dieser Daten entwickelt en Daten-

bank (Excel) wurden alle Fälle zusammengefasst. 
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3.  Eugenische Zwangssterilisationen im interkultur ellen  

    Vergleich: Gegenwärtiger Stand der Diskussion i n der  

    Fachliteratur und den Printmedien 

 

Eugenische und rassenhygienische Intentionen sind ä lter als 

die nationalsozialistische Politik der Rassenkunde und Rassen-

hygiene. Mit der internationalen Eugenikbewegung en tstand nach 

1900 eine Bewegung mit Anhängern in linken wie rech ten Partei-

en, in Politik und Wissenschaft, in Diktaturen sowi e demo-

kratischen Staaten. 

Eugenische beziehungsweise rassenhygienische Vorste llungen wa-

ren zu dieser Zeit vor allem bei Ärzten und Naturfo rschern 

weit verbreitet und populär.  

1883 führte Francis Galton (1822-1911), englischer Mathemati-

ker, Naturforscher und Erfinder, erstmals den Begri ff der Eu-

genik, der Lehre von der Verbesserung der Erbanlage n einer 

ganzen Rasse, ein. Er ging davon aus, „dass es unve ränderbare 

Erbeinheiten gäbe, die sich nach statistischen Gese tzen in ma-

nifesten Erbmerkmalen ausprägten. Galton propagiert e die Idee, 

dass Sozialpolitik an den Gesetzen der Biologie und  insbeson-

dere der Erblichkeit orientiert sein sollte“ (Roelc ke, 2002). 

Damit wurde das eugenische Paradigma grundgelegt, d as von der 

Degeneration einer Gesellschaft ausging, wenn nicht  erbhygie-

nische Interventionen zur Verbesserung des menschli chen Erb-

guts unternommen würden. „Galton selbst war kein Be fürworter 

von Sterilisationen für eugenisch vermeintlich „Min derwerti-

ge“, aber bereits in den 1890er Jahren gab es inter national 

v.a. unter Psychiatern und Neurologen zunehmend Sti mmen, die 

forderten, dass die vermutlich erblich Belasteten u nd andere 

Personengruppen, welche die biologische Beschaffenh eit der Be-

völkerung zu bedrohen schienen, von der Fortpflanzu ng ausge-

schlossen werden sollten. Die hierfür am häufigsten  diskutier-

ten Methoden waren das Eheverbot, die Kasernierung sowie die 

Sterilisation“ (Roelcke, 2002).  
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Die rassenhygienischen Bestrebungen dürfen jedoch n icht als 

monolithische Einheit gesehen werden. Vielmehr müss en sie im 

Zusammenhang mit unterschiedlichsten Interessengrup pen be-

trachtet werden, die damit sehr unterschiedliche Zi elvorstel-

lungen, z.B. die Lösung der Armutsfrage, die Begren zung der 

Einwanderungsproblematik, die Verminderung der volk swirschaft-

lichen Kosten für „geistig Behinderte“ oder die Fra ge der Ras-

senreinheit, verbanden. 

 

Im Rahmen  dieser Entwicklung war die Gründung von eugenischen 

Organisationen von immanenter Bedeutung. Nach Roelc ke (2002) 

wurde 1905 die erste eugenische Organisation, die G esellschaft 

für Rassenhygiene, in Deutschland konstituiert, die  sich auch  

als internationale Vereinigung sah. Es folgten die Eugenics 

Education Society in England im Jahre 1907 und 1909  die schwe-

dische Gesellschaft für Rassenhygiene. Die American  Eugenics 

Association wurde 1911 gegründet, 1912 folgten in F rankreich 

die Societe eugenique und die Eugenetische Federati e in den 

Niederlanden. 

Ab Mitte der 1920er Jahre kam es zu einer zweiten  Welle von 

Gründungen, diesmal auch in außereuropäischen Lände rn, z.B. in 

Neu Südwales in Australien (1926), Niederländisch I ndien 

(1930), Japan (1930), Kanada (1930) und Südafrika ( 1930). „In 

Deutschland und Schweden war der Anteil an professi onellen Ex-

perten besonders hoch, darunter vor allem Mediziner  und Biolo-

gen“ (Roelcke, 2002). 

 

Durch die konsequente  Aufarbeitung von Archivdaten  und Kran-

kenakten ist in den letzten Jahren zunehmend sowohl  die Ge-

schichte der Sterilisationsgesetzgebung als auch de r Umfang 

der mit eugenischen Intentionen durchgeführten Ster ilisationen 

in Europa, Amerika und Asien  beleuchtet worden.  

 

In der Schweiz fanden die ersten eugenischen oder „ rassen-

hygienisch“ begründeten Zwangssterilisationen in Eu ropa statt. 
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Um 1890 befürwortete der Direktor Auguste Forel sow ie später 

dessen Nachfolger Eugen Bleuler,  Hans Wolfgang Maier und Man-

fred Bleuler die eugenische Idee und die Zwangsster ilisation 

für die Patientinnen und Patienten der psychiatrisc hen Klinik 

Burghölzli in Zürich. Sie waren einflussreiche Befü rworter der 

Eugenik in der Schweiz. Seit 1905 fand in der Klini k Burghölz-

li eine systematische Kastrations- und Sterilisatio nspraxis 

ohne gesetzliche Grundlage statt (Huonker, 2004).  

Der Züricher Psychiater E. Bleuler (1857–1939), Ord inarius für 

Psychiatrie, schreibt in seinem 1911 erschienen Buc h „Dementia 

Praecox oder Gruppe der Schizophrenien“: „Vor allem  sind bei 

Unverheirateten nähere Bekanntschaften mit dem ande ren Ge-

schlechte, bei Verheirateten Gelegenheit zu ehelich er Unzu-

friedenheit gefährlich. Bei Frauen ist das Eintrete n der 

Schwangerschaft mit allen Mitteln zu verhüten. ... Ist die 

Krankheit diagnostiziert oder vermutet, so ist vom Heiraten 

unter allen Umständen und mit möglichster Energie a bzuraten.  

Sterilisation wird aber hoffentlich hier wie bei an deren koi-

tusfähigen Trägern einer pathologischen Anlage aus rassehygie-

nischen Gründen bald in größerem Maßstab angewendet  werden 

können“ (Bleuler, 1911). 

 

Bei seinem Rücktritt als Anstaltsdirektor wertete B leuler 

selbst sogar „die pflegerische Seite seiner Tätigke it in den 

Anstalten Rheinau und Burghölzli als Sünde wider de n Sozial-

darwinismus“ (Huonker, 2004). Wörtlich äußerte er, es „sei 

hier herausgehoben, was ich gerade durch meine Arbe it auf me-

dizinischem Gebiet gesündigt habe (und was in analo ger Weise 

jeder Arzt sündigt): Gab ich mir doch in der Pflege anstalt 

zwölf Jahre lang eine verzweifelte Mühe, Idioten un d unheil-

bare Halluzinanten am Leben zu erhalten, erstere de n anderen 

Leuten, letztere sich selber zur Qual! Im Burghölzl i wiederum 

strengte ich mich an, möglichst viele Schizophrene so weit zu 

beruhigen und zu erziehen, dass ein Teil derselben heiraten 
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konnte und so sich, den Gatten und kommende Generat ionen un-

glücklich zu machen Gelegenheit bekam“ (Huonker, 20 04). 

 

Auch ohne gesetzliche Grundlage wurden in der psych iatrischen 

Klinik Will im Kanton St.Gallen und anderen Spitäle rn Tausende 

von „erblich Minderwertigen“ zwangssterilisiert. Im  Jahre 1928 

wurde im Schweizer Kanton Waadt ein eugenisch motiv iertes Ste-

rilisationsgesetz erlassen, das europaweit das erst e Gesetz 

dieser Art war und erst 1985 aufgehoben wurde (Jütt e, 2004). 

Der Kanton Zürich führte zunächst  Zwangssterilisat ionen ohne 

entsprechende gesetzliche Grundlage durch. Von 1929  bis 1931 

wurden in Zürich im Zusammenhang mit Schwangerschaf tsabbrüchen 

480 Frauen und 15 Männer sterilisiert. In den „Rich tlinien für 

die operative Sterilisation“ der Medizinischen Gese llschaft 

Basel von 1934 war die eugenische Indikation zur St erilisation 

als zulässig anerkannt worden. Eine statistische Er hebung der  

im Basler Frauenspital durchgeführten Sterilisation en zwischen 

1920 und 1934 zeigt bei den Sterilisationen aus psy chiatri-

scher Indikation einen markanten Anstieg nach 1929 und einen 

sprunghaften Anstieg im Jahr 1934, als im nahen NS- Deutschland 

das Zwangssterilisationsgesetz in Kraft trat (Felte n, 2000). 

 

Historiker haben aufgrund von Quellenauswertungen v or allem 

aus den Dreißigerjahren des 20. Jahrhunderts (psych iatrische 

Schriften, amtliche Richtlinien, Gerichtsakten usw. ) belegt, 

dass bei Sterilisationen das Erfordernis der freiwi lligen Zu-

stimmung meist nicht gegeben war. Behörden verschaf ften sich 

das juristisch erforderliche „Einverständnis“ teilw eise durch 

Überredung, teilweise wurde es durch Zwang und Droh ung er-

presst. Frauen wurden vor die Alternative „Anstalts versorgung 

oder Sterilisation“ gestellt, und Abtreibungen wurd en nur dann 

bewilligt, wenn die Frauen gleichzeitig in die Ster ilisation 

einwilligten (Felten, 2000). 
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Der Schweizer Kanton Waadt galt in Europa als wegwe isend in 

der gesetzlichen Reglung einer Zwangssterilisation „Minder-

wertiger“ (Jütte, 2004). Der Basler Schularzt und A nhänger der 

Rassenhygiene Carl Brugger erklärte 1939: “Die Tats ache, dass 

einerseits im Kanton Waadt trotz oder vielleicht ge rade wegen 

der dortigen gesetzlichen Regelungen nur ganz selte n eugeni-

sche Unfruchtbarmachungen vorgenommen werden, dass anderer-

seits in Zürich ohne besondere Regelungen Erbgeiste skranke und 

Schwachsinnige häufig sterilisiert wurden, zeigt am  besten, 

dass in unseren Verhältnissen mit einer gesetzliche n Regelung 

allein nicht viel gewonnen ist“ (Jütte, 2004)). 

Von 1890 bis 1970 sollen nach Huonker (2004) mehrer e Tausend 

Frauen und eine weit kleinere, aber nicht zu vernac hlässigende 

Zahl von Männern, die „als erblich minderwertig“ ei ngestuft 

worden waren, unfruchtbar gemacht worden sein. 

„Bereits vor einem Jahr hatte der Baseler Arzt Alex  Schwank 

eine wissenschaftliche Untersuchung veröffentlicht,  nach der 

an Schweizer Kliniken auch nach dem Zweiten Weltkri eg „unter 

fragwürdigen Umständen“ geistig Behinderte und psyc hisch Kran-

ke zwangssterilisiert wurden. Zehn Jahre später erf uhr die Öf-

fentlichkeit, dass angeblich mit stillschweigender Duldung der 

Behörden an der Schweizerischen Pflegerinnenschule in Zürich 

junge Frauen, die als geistig behindert galten, mit  rechtlich 

und ethnisch fragwürdiger Begründung sterilisiert w urden“ (Die 

Zeit, 1997).  

 

Die Eugenikbewegung fand auch in den USA durch einf lussreiche 

Propagandisten große Resonanz. Der Eugenikerbund Eu genics Re-

cord Office (ERO) hatte viele Mitglieder, die auch in Deutsch-

land bekannt und hochgeachtet waren, z.B. der Leite r Harry 

Laughlin, der in Deutschland den Ehrendoktortitel e rhielt. 

Weitere einflussreiche Eugeniker waren Charles Dave nport und 

Lothrop Stoddard, der den Rassenwahn Adolf Hitlers befürwor-

tete und unterstützte (Paul, 2004).   
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Bereits 1896 wurde im Bundesstatt Connecticut ein G esetz er-

lassen, das „Epileptikern, Schwachsinnigen und Geis tesschwa-

chen“ die Heirat verbot. Dieses Verbot wurde später  mit 

Zwangssterilisationen verbunden. Über die Folgen de s Eingriffs 

wurden die Betroffenen nicht aufgeklärt. Hingegen l ehnte 1897 

das Parlament in Michigan einen eugenischen Gesetze ntwurf ab. 

Die Vereinigung der amerikanische Rinderzüchter bes chloss 1903 

ein Eugenik-Komitee einzurichten, das zu dem Schlus s kam, dass 

mindestens 10 Millionen Menschen, rund 10% der dama ligen Be-

völkerung der USA, an der Fortpflanzung gehindert w erden soll-

ten. 

 

Deutsche Rassenhygieniker beobachteten mit Aufmerks amkeit,  

dass 1907 im Bundesstaat Indiana das erste Gesetz, das die 

Zwangssterilisation aus eugenischen Gründen erlaubt e, verab-

schiedet wurde. 32 US-Bundesstaaten folgten mit ähn lichen Ge-

setzen, darunter 1909 Kalifornien, wo seither die m eisten US-

Sterilisationen erfolgten. Von diesen eugenischen G esetzen wa-

ren ca. 60.000 Menschen in den USA betroffen (Paul, 2004).  

 

Nährboden für eugenisches Gedankengut in den USA wa r vor allem 

die Einwanderungsproblematik, die in den Augen der etablier-

ten Amerikaner zu einem demographischen Chaos führe n würde.  

Wissenschaftler, Ärzte und Ökonomen wetterten mit p seudowis-

senschaftlichen Thesen gegen die ungeliebten Neubür ger. „Unser 

Land wurde von nordischen Menschen besiedelt und au fgebaut“, 

schrieb Lothrop Stoddard, ein führender Eugeniker; doch nun 

sei „eine Invasion von Menschenhorden aus den Alpen ländern und 

Mittelmeerstaaten erfolgt, ergänzt durch asiatische  Elemente 

wie Levantiner und Juden“ (Paul,2004). 

Charles Davenport, promovierter Biologe und  Absolv ent der  

Elite–Universität Harvard, schloss sich dem eugenis chen Ge-

dankengut an, verfolgte rassistische Ziele und baut e ein euge-

nisches Zentrum auf. Auch hier wurden ökonomische A spekte an-

geführt. “Um die mindestens zwei Millionen verelend eten, kran-
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ken, schwachsinnigen, beschädigten und kriminellen Elemente in 

der amerikanischen Gesellschaft durchzubringen, müs sten jähr-

lich 100 Millionen Dollar aufgebracht werden. Die S umme könnte 

man sparen durch Austrocknung des reißenden Stroms defekten 

und degenerierten Zellmaterials“ (Paul, 2004). Als prakti-

schen Tipp empfahl Davenport die strikte Trennung v on männ-

lichen und weiblichen Patienten während der gebär- und zeu-

gungsfähigen Altersspanne und auch die Sterilisatio n. „Fast 

immer entschieden die Ärzte, dass die bei den Einge fangenen 

entdeckten „Defekte“ erblich bedingt waren und weit ervererbt 

würden, um ihnen aus diesem Grund die Fortpflanzung  zu ver-

bieten. Viele wurden in „Kolonien“ interniert oder in Heilan-

stalten abgeschoben, die für hohe Sterblichkeitsrat en ihrer 

Insassen bekannt waren. Tausend andere wurden steri lisiert – 

teils mit erschlichener, aber auch ohne Zustimmung der Be-

troffenen“ (Paul, 2004). 

1921 fand in New York der zweite internationale Eug enik-Kon-

gress unter der Schirmherrschaft des American Museu m of Natu-

ral History statt. Ziel der Organisatoren, darunter  auch der 

Honorarpräsident Alexander Graham Bell, war es, Ges etze zur 

Verhinderung der Ausweitung von „defekten Rassen“ e inzufüh-

ren. Der amerikanische Oberste Gerichtshof der USA bestätigte 

1927 die Rechtmäßigkeit der Zwangssterilisation. 19 33 exis-

tierten in den USA in 30 von damals 48 US-Staaten e ugenische 

Sterilisationsgesetze. Unerwünschte Gruppen sollten  dadurch 

eliminiert werden. Als solche galten geistig Behind erte, Al-

koholiker, Kriminelle, Sittenstrolche und Schwarze aus der Un-

terklasse. Bis in das Jahr 1974  wurden in den USA aus euge-

nischen Gründen Menschen zwangssterilisiert. Die Go uverneure 

des US-Bundesstaaten Virginia und Oregon entschuldi gten sich 

2002 bei den Opfern (Spiegel, 1997). 

 

Bedingt durch die gründliche Aufarbeitung der eugen ischen 

Zwangssterilisationen wurden in den 90er-Jahren auc h die da-

mals sozialdemokratisch regierten Wohlfahrtsstaaten  in Skandi-
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navien mit der Thematik konfrontiert. Eugenische St erilisati-

onsgesetze gingen in diesen Ländern nicht nur von r echts-

konservativen Gruppen, sondern auch von linksdemokr atischen 

Parteien, wie z.B. den Sozialdemokraten, aus. Die s eit 1929 in 

den skandinavischen Staaten erlassenen Sterilisatio nsgesetze 

wurden als Lösung sozialer und damit verbundener wi rtschaftli-

cher Probleme angesehen. Die bürgerliche Regierung in Dänemark 

verfügte bereits 1923, dass „geistig Behinderte“ un d „schwer 

Geisteskranke“ nur mit Sondergenehmigung eine Ehe e ingehen 

durften. Unter der Regierung proeugenischer Soziald emokraten 

wurde 1924 eine Expertenkommission eingesetzt, die 1926 einen 

Entwurf für ein Sterilisationsgesetz einbrachte. Si e empfahl, 

die als „erbkrank“ definierten Gruppen von Anstalts insassen zu 

sterilisieren. 1929 wurde das dänische Sterilisatio nsgesetz 

unter einer bürgerlichen Regierung in die Praxis  u mgesetzt 

und von der sozialdemokratischen Nachfolgeregierung  erweitert 

und ergänzt. Das 1939 eingebrachte Gesetz zum Schwa nger-

schaftsabbruch enthielt auch eine eugenische Indika tion. Eine 

Entlassung aus der Anstalt wurde für die Patientinn en erst 

nach einer Sterilisation möglich. „Zwischen 1929 un d 1967 wa-

ren in Dänemark 11.000 Menschen sterilisiert worden . Die Hälf-

te davon, so hat die Historikerin Lene Koch ermitte lt, unfrei-

willig“ (DIE ZEIT, 1997). Erst 1967 wurde diese Pra xis durch 

ein neues Gesetz beendet.  

 

In Norwegen und Schweden traten 1934 eugenische Ste rilisa-

tionsgesetze in Kraft. Es folgten 1935 Finnland, Le ttland im 

Jahre 1937 und Island 1938. In Finnland  kam es unter eugeni-

scher Indikation zwischen 1935 und 1955 zu insgesam t knapp 

2.000 Sterilisationen bei psychisch Kranken, Behind erten und 

Epileptikern. Ab 1951 galt eine erweiterte Indikati on, die 

auch „soziale“ Gründe umfasste und auf deren Grundl age es zu 

einer raschen Zunahme der Operationen kam. Die beka nnte Ge-

samtzahl der Unfruchtbarmachungen liegt hier für de n Zeitraum 

zwischen 1951 und 1979 bei ca. 56.000.  
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„Welche Kriterien die Gutachter und Mediziner damal s bei der 

Beurteilung der Notwendigkeit eines solchen Eingrif fs anleg-

ten, ist bis heute nicht wissenschaftlich untersuch t“ (Clees,  

1997). 

 

Auf Initiative der schwedischen Sozialdemokraten be schloss der 

Reichstag in Stockholm 1921 die Einrichtung des ras senbiolo-

gischen Institutes an der Universität Uppsala. 1922  legte die 

schwedische Sozialdemokratie einen Gesetzesentwurf zur Abwehr 

der „rassenhygienischen Gefahren“ vor, der eine Ste rilisation 

geistig Behinderter vorsah. Die Gefahr wurde darin gesehen, 

dass sich die Schwachsinnigen fortpflanzten. „Die N obelpreis-

träger Alva und Gunnar Myrdal forderten ein schonun gsloses 

Sterilisationsprogramm, um „hochgradig lebensuntaug liche In-

dividuen“ auszusondern“ (Clees, 1997). Entsprechend e Gesetze 

wurden dann nach deutschem Vorbild 1934 und 1941 ve rab-

schiedet mit dem Ergebnis, dass Schweden 1946 bei d er Zwangs-

sterilisation weltweit führend war. Als Beurteilung sgrundlage 

für die Rassenhygiene dienten dabei Schautafeln zur  „rein 

schwedischen Rasse“, die das Institut für Rassische  Biologie 

in Uppsala 1922 für verbindlich erklärt hatte. „Die  Internati-

onale Gesellschaft für Rassenhygiene in Berlin hatt e viele 

schwedische Mitarbeiter, die Universität Uppsala za hlreiche 

deutsche Gastreferenten. Selbst der SPD-Reichstagsa bgeordnete 

Alfred Grotjahn kämpfte bis zu seinem Tod (1931) fü r die 

zwangsweise Sterilisation und Heimeinweisung von Lu mpenprole-

tariern und Asozialen“ (Clees, 1997). 

 

Wie sehr sich die schwedischen Sozialdemokraten mit  solchen 

Formen der „Sozialchirurgie“ identifizierten, zeige n Aussagen 

des schwedischen Sozialministers Möller aus dem Jah r 1941, als 

das Gesetz über Zwangssterilisationen verschärft wu rde: „Wenn 

man Familiengeschlechter, die von Generation zu Gen eration die 

Pflegeanstalten belasten, durch Sterilisierung an i hrer Fort-
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pflanzung hindere, könne die Gesellschaft daran nur  gewinnen“ 

(Altenbockum, 1997). Ziel war es, die Volkswirtscha ft von den 

Kosten für „Unwürdige“ zu entlasten. In der Debatte  über diese 

Zwangssterilisationen tauchte damals schon der Hinw eis auf, 

dass es für die Gesellschaft zu teuer sei, die Nach kommen-

schaft von Geistesgestörten zu versorgen. Auch diej enigen 

müssten von einem Sterilisierungsgesetz erfasst wer den, die 

offenbar unfähig und unwert seien, Kinder aufzuzieh en. Zu-

nächst gab es noch Einsprüche von Juristen, die in den dreißi-

ger Jahren dann aber verstummten. Die Vermeidung vo n Nachwuchs 

bei „Erbgutbelasteten“ schien mit der Schaffung und  Erhaltung  

des „Volksheims Schweden“ konform zu sein. „Die Zah l der Ste-

rilisierungen nahmen angesichts der furchtbaren Ent deckungen 

aus Deutschland nicht etwa ab, sondern zu. Nicht me hr nur das 

schützende Erbmaterial Schwedens stand im Vordergru nd, sondern 

auch die Volkswirtschaft des Wohlfahrtsstaats. Das „nicht er-

wünschte Menschenmaterial“ belastete die Sozialkass e“ (Alten-

bockum, 1997). 

 

Von 1934 bis 1941 wurden in Schweden ca. 3.000 Mens chen un-

fruchtbar gemacht. Seit 1941 stieg die Zahl dann de utlich an, 

bis 1948 wurden weitere ca. 12.700 Sterilisationen durchge-

führt. Die Gesamtzahl der Unfruchtbarmachungen in S chweden bis 

zur Aufhebung des Gesetzes im Jahr 1975 betrug ca. 63.000 

(Roelcke, 2002). Seit 1976 kann in Schweden keine F rau und 

kein  Mann gegen den eigenen Willen sterilisiert werden. 

 

Norwegen führte 1934 ein Sterilisationsgesetz ein, das als 

wichtiges rassenhygienisches Instrument dargestellt  wurde. 

Auch hier verwies man auf die Einführung der Zwangs sterili-

sationen in Deutschland, „um die kommenden Generati onen von 

einer Überbelastung durch degenerierte Menschen zu befreien“  

(Haavie, 2003). Zwischen 1934 und 1977 wurden in No rwegen 

44.000 Sterilisationen auf der Grundlage des Gesetz es von 1934 

durchgeführt. Vor 1934 waren Sterilisationen in Nor wegen 
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strafbar. „Ragnar Vogt (1870-1943), Psychiater und Mitglied 

des Strafgesetzausschusses, bezeichnete den Gesetze sentwurf  

als „ausgesprochen liberal“. Das „eigentliche Leitm otiv“ des 

Gesetzes war laut Vogt, dass „Personen, die keine f amiliären 

Verpflichtungen oder keine weiteren familiären Verp flichtungen  

übernehmen können oder sollten, hiervon befreit wer den soll-

ten, und dies eventuell durch das Mittel der Steril isation“ 

(Haavie,2003). Das Gesetz ermöglichte jedoch, „Geis teskranke“ 

und Personen „mit begrenzter Intelligenz“ und „abge stumpftem 

Gefühlsleben“ zu sterilisieren, ohne deren Zustimmu ng einholen 

zu müssen. Der Eingriff konnte allerdings in diesen  Fällen 

nicht ohne schriftliche Zustimmung des Vormundes od er des be-

stellten Pflegers vorgenommen werden. In dem Gesetz  wurde 

festgelegt, dass der Antrag auf Sterilisation auch von Poli-

zeipräsidenten und von Leitern bestimmter Instituti onen ge-

stellt werden konnten. In den Fällen, in denen der Antrag 

nicht durch den Vormund gestellt wurde, musste die schrift-

liche Zustimmung des Vormundes eingeholt werden. 

 

„In Großbritannien zielten eugenische Maßnahmen ins gesamt eher 

auf Segregation als auf Sterilisation: Zunächst war  der „Men-

tal Deficiency Act“ von 1911 ein Triumph für die eu genische 

Bewegung. Die hier festgelegte lebenslange Verwahru ng in weit-

gehend geschlossenen Institutionen oder abgelegenen  länd-

lichen „Kolonien“ für psychisch Behinderte bedeutet e praktisch 

eine Form institutioneller Sterilisierung, da ein z entrales 

Ziel dieser Politik die Verhinderung der Fortpflanz ung war. 

1928 wurde von britischen Eugenikern erfolglos ein Gesetz zur 

freiwilligen Sterilisation vorgeschlagen. Nach 1933  wurde der 

Widerstand gegen eine solche Gesetzgebung stärker, gerade auch 

im Sinne einer Abgrenzung zur  deutschen Selektions politik“ 

(Roelcke, 2002). 

 

Nach Roelcke (2002) fanden die Ziele der Eugeniker im mehr-

heitlich katholischen Frankreich zwar Zustimmung, a ber die 
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Praxis beschränkte sich auf voreheliche medizinisch e Unter-

suchungen. Auch in den mehrheitlich protestantische n Nieder-

landen gab es weder ein Sterilisationsgesetz, noch ist dort 

eine Sterilisationspraxis ohne gesetzliche Grundlag e bekannt 

(Roelcke, 2002). 

 

„Selbst im katholischen Polen wird die Erbpflege di skutiert. 

Hellsichtig meinte 1935 der Psychiater Wladyslaw Lu niewski: 

„Wenn ökonomische Gründe über das Schicksal der Gei steskranken 

entscheiden sollten, dann wäre nicht die Sterilisie rung, son-

dern die Vergiftung oder Erschießung aller Kranken eine viel 

effektivere Methode“ Vier Jahre später wurden in Po len Patien-

ten von deutschen Erbpflegern erschossen“ (Klee, 19 97). 

 

Die Aufarbeitung der Praxis der Zwangssterilisation en und Ver-

öffentlichungen darüber in Europa veranlassten das Gesund-

heitsministerium in Tokio zur Bekanntgabe der Zahle n in Japan. 

Zwischen 1949 und 1995 wurden dort 16.520 Frauen un d Männer 

gegen ihren Willen, aber mit Billigung des Staates sterili-

siert. Die Opfer waren geistig behindert oder litte n an Erb-

krankheiten. „Das Eugenik-Gesetz, auf das sich das Ministerium 

beruft, wurde 1948 in Kraft gesetzt. Auf seiner Gru ndlage wur-

den nach den vorliegenden Zahlen 11.356 Frauen und 5.164 Män-

ner gezwungen, sich sterilisieren zu lassen, sich E ileiterent-

fernungen oder Vasektomien zu unterziehen. Das Gese tz sollte 

verhindern, dass Kinder geboren wurden, die man als  „genetisch 

minderwertig“ ansah. Nach Artikel 4 des Gesetzes ga lt die Re-

gelung für Menschen mit Erbkrankheiten, eingeschlos sen Epilep-

siekranke und Bluter (Hämophile)“ (Schneppen, 1997) . 

Das Gesetz wurde im Juni 1976 teilweise aufgehoben,  insbeson-

dere die Regelung zur Zwangssterilisation ist seitd em außer 

Kraft (Schneppen, 1997). 

 

Der interkulturelle Vergleich hinsichtlich eugenisc her Zwangs-

sterilisationen zeigt, dass die mit dem Gesetz zur Verhütung 
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erbkranken Nachwuchses in Deutschland während des N ational-

sozialismus eingeleitete Sterilisationsgesetzgebung  und    

-praxis kein isoliertes Phänomen war, sondern im br eiteren 

Kontext der internationalen eugenisch-rassenhygieni schen Bewe-

gung zu betrachten ist. 

 

Im nationalsozialistischen Terrorregime folgten den  „euge-

nisch“ begründeten Zwangssterilisationen Humanexper imente in 

Konzentrationslagern und vor allem nach Kriegsbegin n die sys-

tematische Tötung von vielen psychiatrischen Patien ten/innen 

(„Euthanasie“, Aktion T4, „heimliche Euthanasie“), der nach 

begründeten Schätzungen wohl mehr als 100.000 psych iatrische 

Patienten zum Opfer fielen.  

 

 

4.  Einstellungen der Anstaltspsychiater zum Gesetz  zur   
    Verhütung erbkranken Nachwuchses (GzVeN) währen d des  
    Nationalsozialismus 

 
 
Die Einstellungen der Anstaltspsychiater zum GzVeN und der da-

mit verbundenen nationalsozialistischen Gesundheits politik 

werden im Folgenden untersucht unter Bezug auf die histori-

schen Entwicklungen im Anstaltswesen, die Entwicklu ng eugeni-

scher Ideologien, die damaligen politischen, gesell schaftli-

chen und letztlich auch ökonomischen Bedingungen so wie die 

wissenschaftlichen Bestrebungen im Rahmen der psych iatrischen 

Diagnostik, die weit bis ins 19. Jahrhundert zurück reichen. 

Die Haupteinflussfaktoren auf die ärztlichen Einste llungen 

sind in einem Gefüge zu sehen, das von der massiven  Propagan-

dapolitik des Nationalsozialismus und eugenischen P aradigmen 

geprägt war.  

Sozialpsychologische Theorien zur Konzeptualisierun g von Ein-

stellungen sowie deren Erwerb, Änderung und Verhalt ensrele-

vanz bilden dabei die Grundlage für die Frage nach den Ein-

stellungen der Anstaltspsychiater zum GzVeN. Die hi er zu un-
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tersuchenden ärztlichen Einstellungen, deren Zusamm enhangs-

struktur erkundet wird, werden mit Hilfe des Dreiko mponen-

tenmodells von Rosenberg und Hovland (1960), das di e kogni-

tiven, behavioralen und affektiven Aspekte als Ersc heinungs-

form von Einstellungen auffasst, erörtert.  

Die nationalsozialistische Gesundheitspolitik inten dierte eine 

Abkehr von der individualethischen ärztlichen Einst ellung hin 

zu der Übernahme eugenischer Denkmodelle und einer auf die 

„Sanierung“ der Gesellschaft gerichteten Sozial- un d Ras-

senhygiene. „In bewusster Abgrenzung von bereits in  der Wei-

marer Republik erreichten Versorgungsstandards für psychisch 

kranke und behinderte Menschen galt die Weiterführu ng von in 

der Krisenzeit seit 1930 eingeführten Sparkonzepten  in der 

Zeit des Nationalsozialismus als dem Wohl der „Volk sgemein-

schaft“ förderlich. Die durch die ausgrenzenden Wir kungen des 

NS-Regimes ansteigende Anstaltspopulation - von run d 260 000 

im Jahre 1933 stieg sie über den noch vor den Krise nzeiten 

1930 erreichten Stand von 300 000 bis 1939 auf über  340 000 

Menschen - erforderte im zeitgenössischen, rassenhy gienischen 

Selbstverständnis eine Ausgabenminderung für diesen  Bevölke-

rungsteil“ (Kaminsky, 1995). 

 

Dies postulierte einen entscheidenden Einstellungs-  und  Para-

digmenwechsel bei den in den Heil- und Pflegeanstal ten tätigen  

Psychiatern. Die Behandlung, Stabilisierung und Wie derein-

gliederung des psychisch kranken Menschen in die so zialen Be-

züge standen nicht mehr im Mittelpunkt des psychiat rischen 

Handelns, sondern eine auf die ökonomische Sanierun g und „Ras-

senreinheit“ der Gesellschaft ausgerichtete Medizin . 

 

Aufgrund der historischen Entwicklung waren die Ans taltspsy-

chiater zunächst für die fürsorgerische und individ uelle Ver-

sorgung der Geisteskranken zuständig, damit verbund en war die 

Aufgabe, die Kranken zu verwahren, sie ärztlich zu versorgen 

und zu behandeln. Zum anderen waren die Anstaltspsy chiater da-
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für verantwortlich, die Allgemeinheit vor Geisteskr anken zu 

schützen, und es oblag ihnen, Zwangsmaßnahmen einzu leiten oder 

selbst anzuwenden. Durch diese Schutzfunktion erhie lten sie 

eine gesellschaftliche Autorität auf diesem Gebiet.  

 

Aus der Armenpflege entwickelte sich zunächst die V ersorgung 

„heilbarer“ Menschen. In der Pflege „Unheilbarer“ h atten die 

Psychiater noch keine lange Erfahrung. Die Versorgu ng „Unheil-

barer“ ging erst kurz nach 1800 in die Hände von Är zten über. 

Damit begann eine neue Phase der deutschen Anstalts geschichte, 

die eigentliche Entwicklung des psychiatrischen Ans talts-

wesens. „Die Ausgliederung der Irrenfürsorge aus de m Bereich 

der Armenpflege vollzog sich in zwei Etappen, in de ren Verlauf 

zunächst lediglich die Versorgung „Heilbarer“, spät er jedoch 

auch die Pflege von „Unheilbaren“ zu einer ärztlich en Aufgabe 

wurde. Sollte die im frühen 19. Jahrhundert vollzog ene Irren-

reform vor allem philantropisch motivierten Erneuer ungsbe-

gehren bürgerlicher Schichten Rechnung tragen, so w aren für 

die seit 1840 einsetzende Vereinigung von Heil- und  Pflege-

anstalten in erster Linie monetäre Erwägungen maßge blich. Denn 

die getrennte Unterbringung von „heilbaren“ und „ni cht-heilba-

ren“ Kranken, die jeden souveränen Einzelstaat zur Finanzie-

rung zweier Einrichtungen zwang, wurde nicht nur in  wenig ka-

pitalkräftigen Kleinstaaten als untragbare Belastun g angese-

hen. Im Zuge großangelegter Reformprogramme erklärt en die 

deutschen Staaten zunächst die Versorgung „heilbare r“ Geistes-

kranker zu einer Aufgabe von Ärzten, einige Dekaden  später 

dehnten sie die ärztliche Zuständigkeit auch auf di e Pflege 

„unheilbarer“ Wahnsinniger aus, um die öffentliche Armenfür-

sorge von dieser Personengruppe zu entlasten. Damit  erhielt 

das moderne Anstaltswesen die gesellschaftliche Dop pelfunk-

tion, die auf der Verbindung therapeutischer und si cherheits-

politischer Aufgaben beruht“ (Ley, 2004). Damit war  eine Ver-

änderung des Konzepts der Heilanstalten vollzogen. 
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Durch die Deutung von geistig-seelischen Störungen und die Be-

schreibung von diesen als eigenständige psychiatris che Krank-

heiten gewann das Fach der Psychiatrie im 19. Jahrh undert auch  

im Hinblick auf die Etablierung der forensischen Ps ychiatrie 

an Bedeutung. Die klinischen Psychiater, denen die alleinige 

Zuständigkeit für die Betreuung Geisteskranker obla g, galten 

damit als die wissenschaftlichen Kapazitäten für Ge istes-

krankheiten und stiegen zu gesellschaftlichen Autor itäten auf 

diesem Gebiet auf. Seit 1883 schuf Emil Kraepelin, der 1891 

einem Ruf nach Heidelberg folgte, auf dem Gebiet de r psychia-

trischen Diagnostik neue Grundlagen. Seine Forschun gen gip-

felten in seiner klassischen Zweiteilung der endoge nen Psycho-

sen in manisch-depressives Irresein und Dementia pr aecox. Das 

Klassifikationsmodell setzte sich in der deutschspr achigen 

Psychiatrie weitgehend durch. Bei dem manisch-depre ssivem Ir-

resein ging Kraepelin prinzipiell von einem gutarti g ver-

laufenden Leiden aus, während das durch Bleuler 191 1 in Schi-

zophrenie umbenannte Krankheitsbild der Dementia pr aecox un-

ausweichlich einen ungünstigen Ausgang nahm (Paulei ckhoff, 

1983). 

 

Kraepelins Vorstellung, dass alle Formen der von ih m als „De-

mentia praecox“ bezeichneten Krankheitsgruppe grund sätzlich zu 

einer „vorzeitigen Verblödung“ des Kranken führen w ürden, wur-

de 1911 von dem Schweizer Psychiater Eugen Bleuler allerdings 

erheblich relativiert. Bleuler zufolge bestand das gemeinsame 

Merkmal der in dieser Gruppe zusammengefassten Kran kheitsbil-

der vielmehr in einer Spaltung der verschiedensten psychischen 

Funktionen. Daher plädierte er für eine Umbenennung  der Demen-

tia praecox in Schizophrenie.  

„Während Kraepelin Symptome zu sammeln und aufzuzäh len pfleg-

te, stellte Bleulers System der Grund- und akzessor ischen  

Symptome eine Wichtung dar, wie sie sich später bei  Schneider 

im Sinne der Erst- und Zweitrangsymptome findet“ (S teinberg, 

1991).  
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Bleuler sprach sich bereits in seinem 1911 erschien en Buch 

„Dementia praecox oder Gruppe der Schizophrenien“ f ür die Ste-

rilisation Schizophrener aus. „Sterilisation wird a ber hof-

fentlich hier wie bei anderen koitusfähigen Trägern  einer pa-

thologischen Anlage aus rassehygienischen Gründen b ald in grö-

ßerem Maßstab angewendet werden können“ (Bleuler, 1 911).  

 

Für medizinische, soziale und juristische Fragestel lungen war 

das Diagnoseschema von Kraepelin von weitreichender  Bedeutung. 

Lösungsstrategien für die Behandlung der Erkrankten  ließ die-

ses Modell jedoch nicht zu. Unbeantwortbar blieben Fragen und 

Wünsche nach wirksamen Therapieverfahren, die einen  schizo-

phrenen Krankheitsverlauf hätten stoppen können. Um  die Jahr-

hundertwende herrschte in der Psychiatrie eine ausg esprochene 

pessimistische Anschauung hinsichtlich der therapeu tischen 

Perspektiven der Irrenheilkunde vor. Viele Psychiat er stellten 

die Heilungsaussichten ihres Faches grundsätzlich i n Frage. 

„Diese gerade unter den Anstaltsärzten verbreitete Skepsis, 

die der Anstaltsdirektor Konrad Alt im Jahre 1908 p rovokativ 

als „therapeutischen Nihilismus“ bezeichnete, prägt e die Stim-

mung der Disziplin bis zur Einführung der Schockthe rapien um 

die Mitte der 1930er Jahre. Dies  führte jedoch zu keiner Zeit 

zu einer prinzipiellen Kritik an der von Kraepelin eingeleite-

ten Entwicklung“ (Ley, 2004).   

 

„Auf der Grundlage seiner gesicherten wissenschaftl ichen Auto-

rität wandte sich Kraepelin etwa seit 1903 vermehrt  sozialen 

Fragen zu. Er griff seine früheren kriminologischen  Interessen 

wieder auf und plädierte für eine Reform des Strafv ollzugs, 

die Psychiatern ein größeres Mitspracherecht bei de r Festset-

zung und Vollstreckung gerichtlich verhängter Straf en einräu-

men sollte. In allen diesen Bereichen des sozialpol itischen 

Engagements  wurden Kraepelins Lösungsansätze stark  durch die 

Entartungstheorie sowie die darwinistischen und som atischen 

Grundannahmen seiner Zeit geprägt. In seinen Augen waren viele 
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soziale Übelstände Ausdruck „degenerativer Kräfte“,  welche den 

„Kampf ums Dasein“ behinderten. Daher forderte er e inerseits 

die Beseitigung einiger soziokultureller Überformun gen des 

„Daseinskampfs“, etwa durch die Reform des Schul- u nd Hoch-

schulwesens oder durch die Abschaffung derjenigen s ozialstaat-

lichen Leistungen, die zur „Verweichlichung der Bev ölkerung“ 

beitrugen. Andererseits setzte er sich für präventi ve eugeni-

sche Maßnahmen ein, um die Volksgesundheit zu „hebe n“... Krae-

pelins Sorge um die „psychische Volkshygiene“ prägt e auch sei-

ne Wissenschaft. Bereits vor dem ersten Weltkrieg f örderte er 

die Forschungen seiner Schüler Alois Alzheimer über  Demenz, 

Felix Plaut über Syphilis und Paralyse sowie Ernst Rüdin über 

psychiatrische Genetik“ (Engstrom et al., 2006). 

Nach Funk und Steinberg (2008) sprach Kraeplein ab der 5. Auf-

lage seines Lehrbuchs „nicht mehr von psychischen E ntartungs-

prozessen. Er nannte sie nun Verblödungsprozesse.“ 

Die in Kraepelins Konzept enthaltene Prognosemöglic hkeit trug 

auch zur Vergrößerung der gesellschaftlichen Releva nz der psy-

chiatrischen Wissenschaft bei, da sie Gelegenheit b ot, die 

Richtigkeit einer zuvor gestellten Diagnose am spät eren Krank-

heitsverlauf zu beweisen. Diese „Objektivierung“ de r psychia-

trischen Diagnostik durch die Einführung nachprüfba rer Krite-

rien war das eigentliche Anliegen von Kraepelins wi ssenschaft-

licher Tätigkeit (Pauleickhoff, 1983).  

 

Was blieb, waren die fehlenden Heilungsaussichten f ür die be-

troffenen Patienten und Patientinnen. Durch diese t herapeu-

tische Hilflosigkeit verlegten die Psychiater den S chwerpunkt 

ihrer Arbeit - bis in die 1930er Jahre hinein - auf  die dia-

gnostischen Möglichkeiten. Krankheitsbilder wurden unterteilt  

in „erworbene Störungen“ und „Störungen aufgrund vo n krank-

hafter Veranlagung“. „Vor dem Hintergrund dieser Si chtweise 

und der daraus resultierenden therapeutischen Hilfl osigkeit 

gegenüber einem Großteil der psychischen Erkrankung en gewannen  

die seit dem Ende des ersten Weltkrieges immer vehe menter er-
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hobenen Forderungen der Eugeniker auch in der Psych iatrie  

schnell an Attraktivität. Denn die Unfruchtbarmachu ng  „un-

heilbarer Erbkranker“ erschien gerade Psychiatern a ls ein Weg, 

„veranlagungsbedingte“ Geistesstörungen trotz fehle nder kau-

saler Behandlungsmöglichkeiten zu beseitigen“ (Ley,  2004). 

 

So begründete 1933 der Göttinger Ordinarius Ewald  seine posi-

tive Haltung zur Zwangssterilisation mit den Worten , dass es 

„heute noch völlig unmöglich sei, den kranken Keim selbst zu 

beeinflussen, zu bessern oder zu heilen. Wir können  wohl äu-

ßere Schädlichkeiten, die den erblichen  Keim krank  machen, 

wie Alkohol oder Syphilis bekämpfen; aber einen erb lich kran-

ken Keim können wir nicht beeinflussen. Will man ve rhüten, 

dass ein krankes Geschlecht entsteht, so bleibt nic hts übrig, 

als bereits die Entstehung solcher kranker Keime zu  verhin-

dern, zu verhindern, dass sich solche Keimträger üb erhaupt 

fortpflanzen“ (Ewald, 1933). 

 

Die Nationalsozialisten legalisierten mit dem Geset z zur Ver-

hütung erbkranken Nachwuchses, das 1933 verabschied et wurde, 

die eugenische Sterilisation. Das Gesetz zielte auf  eine Kos-

tenersparnis und Entlastung  der Anstalten  hin, da  eine even-

tuelle Entlassung aus der Heil- und Pflegeanstalt n ur durch 

eine vorherige Sterilisation möglich war. Die Steri lisation 

diente als medizinisch-therapeutische Maßnahme, um die Gefahr 

der Fortpflanzung zu verhindern. 

 

Im Frühsommer 1933, als machtstrukturell und organi satorisch 

auf dem Gebiet der Gesundheitspolitik noch kaum etw as geregelt 

war, wandte sich Gerhard Wagner, der Führer des nat ionalsozia-

listischen Deutschen Ärztebundes (NSDÄB) und Kommis sar der 

ärztlichen Spitzenverbände in einem programmatische n Artikel 

über „Arzt und Volk im Dritten Reich“ an seine Stan deskolle-

gen. Es sei der „Gesamtorganismus unseres Volkes“, der „unse-

rer heilenden Hand jetzt in erster Linie bedarf“. D ie „Aufbau-
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arbeit“ müsse vermittels der Erkenntnisse der Rasse nhygiene 

und Erbbiologie erfolgen, „die auf rein wissenschaf tlichem We-

ge“ gewonnen worden seien. „Sie haben die weltansch auliche 

Gestaltung des Staatswillens maßgebend beeinflusst und verkör-

pern geradezu die Grundlage der heutigen Staatsrais on“ (Wag-

ner, 1943). Ein Jahr später, inzwischen zum Reichsg esundheits-

führer avanciert, erklärte Wagner in seiner Grundsa tzrede  

„Das Gesundheitswesen im Dritten Reich“ vor der thü ringischen 

Ärzteschaft: „Es ist für jeden deutschen Arzt höchs tes sittli-

ches Gebot, menschliches Leben zu schützen und jede s Mittel 

anzuwenden, um Leiden zu lindern und den Kranken un d Schwachen 

zu helfen. Noch höher steht völkisch bewussten Ärzt en aller-

dings die Pflicht, die am ganzen Volkskörper zehren den Schäden 

zu beseitigen. Wir wollen lebensuntüchtiges und unw ertes Leben 

gar nicht erst entstehen lassen, die Fortpflanzung Erbkranker 

verhüten und die kommenden Geschlechter von der fur chtbaren 

Gefahr zunehmender Verderbnis des Erbgutes befreien “ (Wagner, 

1943).  

 

Der badische Anstaltsdirektor Hans Roemer eröffnete  am 8. Ja-

nuar 1934 einen erbbiologischen Lehrgang für Psychi ater in 

München mit den Worten: „Der 1. Januar 1934  bedeut et den An-

fang eines neuen Abschnittes im öffentlichen Irrenw esen 

Deutschlands. An diesem Tag ist das Gesetz zur Verh ütung erb-

kranken Nachwuchses in Kraft getreten und damit hat  die vor-

beugende Bekämpfung der erblichen Geisteskrankheite n begonnen“ 

(Ley, 2004). „Eine solche vorbeugende Bekämpfung du rch die 

Sterilisierung von Anlageträgern betrachteten die P sychiater 

durchweg als einzige Möglichkeit, erbliche Geistess törungen 

entgegenzuwirken. Dass die davon betroffenen Indivi duen selbst 

unheilbar seien, gehörte zu den stillschweigenden V orausset-

zungen, wie der 1936 aus Deutschland vertriebene Be rliner Der-

matologe und Sozialhygieniker Martin Gumpert rücksc hauend 

schrieb. Das Fehlen kausaler Therapieverfahren, die  eine ur-

sächliche Behandlung der einzelnen Kranken erlaubt hätten, 
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bildete daher im psychiatrischen Schrifttum zum neu en Gesetz  

ein zentrales Argument für die Notwendigkeit eugeni scher Maß-

nahmen“ (Ley, 2004). Durch diese Formulierungen von  Ewald, 

Roemer und Wagner sollte bei den klinisch handelnde n Anstalts-

ärzten eine positive Haltung gegenüber dem Gesetz z ur Verhü-

tung erbkranken Nachwuchses bewirkt werden.     

 

Auf der kognitiven Einstellungsebene wurde den Anst alts-

psychiatern somit eine Verschiebung der Prioritäten  des eige-

nen beruflichen Handelns nahe gelegt, indem nicht m ehr das 

kranke Individuum im Vordergrund des ärztlichen Han delns ste-

hen sollte, sondern die am gesunden Volkskörper aus gerich-

teten Ziele der nationalsozialistischen Gesundheits politik.  

Hinsichtlich der für eine Einstellungsänderung auf der kogni-

tiven Ebene notwendigen Prozesse kann hier davon au sgegangen 

werden, dass den Anstaltspsychiatern dabei auch ein e neue 

Sinngebung für ihre ärztliche Tätigkeit vermittelt werden 

sollte. Die im Anstaltsalltag erlebte primäre Aufga be der Ver-

sorgung und Verwahrung der Kranken ohne wirkliche H eilungs-

aussicht wurde ersetzt bzw. ergänzt durch die große  präventive 

Aufgabe der „Befreiung des deutschen Volkskörpers v on Erb-

krankheiten“. 

 

Allerdings warnte der Münchner Lehrstuhlinhaber Osw ald Bumke 

seine praktisch tätigen Kollegen schon im Mai 1934 eindring-

lich davor, von der neuen Vorschrift „das“ zu erwar ten, was 

sich die Laien von ihr erhoffen würden. „Durch die Sterili-

sierung der manifest Kranken allein“, so Bumke, „wi rd sich we-

der der Schwachsinn noch die Schizophrenie ausrotte n lassen“  

(Ley, 2004). Vielen Anstaltspsychiatern war die Ink onsequenz 

hinsichtlich der von den Nationalsozialisten und de ren ärzt-

licher Gefolgschaft angestrebten Zielsetzung bei de r Umset-

zung des Gesetzes durchaus bewusst. Beantragt wurde  eine 

Zwangssterilisation von den Anstaltspsychiatern bei  den sta-

tionär aufgenommenen Kranken, d.h. nur bei den Pati enten, bei 
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denen die Krankheit klinisch in Erscheinung trat. D ie Frage 

nach der Sterilisation von Geschwistern, die ebenfa lls Träger 

der Erbanlagen waren, blieb unbeantwortet.  

 

Wie stark ein pragmatisches Handeln im Sinne der po litischen 

Vorgaben jenseits der fachlichen Einschätzungen und  Einstel-

lungen von den Psychiatern eingefordert wurde, zeig t die Aus-

sage Roemers: „... es sei die Zeit der wissenschaft lichen und 

praktischen Erwägungen, der Erörterung über Ausgest altung ei-

ner solchen Maßnahme vorüber, denn das Gesetz nebst  der Aus-

führungsverordnung liege als fertige Tatsache vor u nd bilde 

einen Teil und zwar einen wesentlichen Teil des Auf bauwillens 

unserer nationalen Regierung. Als einzige Aufgabe f ür die kli-

nische Psychiaterschaft bleibe die sinngemäße Durch führung der 

Vorschrift“ (Roemer, 1936). Auch Ewald stellte fest , dass die 

psychiatrische Fachgemeinschaft „heute nicht mehr d arüber zu 

streiten brauche, welche Personen vom vererbungswis senschaft-

lichen Standpunkt aus zu sterilisieren seien. Das G esetz sei 

nun einmal da und müsse befolgt werden“ (Ewald, 193 4). 

 

Inwieweit sich Anstaltsärzte durch solche Vorgaben – vor allem 

in einem von den Nationalsozialisten bestimmten aut oritären 

Gesellschaftsklima – zum praktischen Handeln im Sin ne der ge-

setzlichen Vorgaben entgegen ihren persönlichen und  fachlichen 

Einstellungen gezwungen sahen, kann aufgrund der vo rhandenen 

Quellen nicht beantwortet werden. Dass andererseits  auch unter 

den gesetzlichen Bedingungen des GzVeN ein individu eller ärzt-

licher Handlungsspielraum den klinischen Psychiater n oblag und 

von diesen auch vertreten wurde, beschreibt Oswald Bumke 1939 

mit seiner Äußerung, „er sähe grundsätzlich so lang e von einem 

Sterilisationsantrag ab, bis er sich über die Natur  des be-

treffenden Leidens im klaren sei.“  Und er verschwi eg auch  

nicht, „dass dies etwa bei Krankheitsbildern mit sc hizophrener 

Symptomatik durchaus länger dauern könne“ (Bumke, 1 939). 
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„Handelt es sich um eine Schizophrenie, so wird sic h das ge-

wöhnlich schon in den nächsten Wochen, spätestens i n den 

nächsten Jahren immer nachweisen lassen. Handelt es  sich aber 

nur um die nervöse Entgleisung eines überarbeiteten  (...) Men-

schen, so lässt sich auch nach Jahren noch deutlich  nach-

weisen, dass die ersten ein wenig beunruhigenden Sy mptome doch 

nicht Ausdruck einer wirklichen Schizophrenie gewes en sein 

können“ (Bumke, 1939). Die Anstaltsärzte behielten sich also 

auch unter GzVeN-Bedingungen vor, gemäß den eigenen  diagnos-

tischen Grundsätzen zu handeln. Durch den schubweis en Verlauf  

war die Feststellung einer Schizophrenie erschwert,  da auch 

Zeiten völliger Beschwerdefreiheit beobachtet wurde n. Zum an-

deren musste auch die differentialdiagnostische Abk lärung zur 

Diagnose des „manisch-depressives Irreseins“ erfolg en. Beides 

waren letztendlich Diagnosen, die unter das GzVeN f ielen und 

damit zur Zwangssterilisation führten. 

 

Allerdings wurde gerade der fachliche Anspruch der Psychiater, 

dass nur sie eine fundierte Diagnose als Grundlage für die an-

gemessene Durchführung des GzVeN stellen könnten, d urch die 

formalen Vorgaben des GzVeN nicht berücksichtigt. A mtsärzte 

waren durch das Gesetz den Psychiatern bei der Diag nosestel-

lung von psychiatrischen Erkrankungen gleichgestell t. Das Feh-

len eines Psychiaters bei den Erbgesundheitsgericht sverfahren 

und die Besetzung der Kammern mit Nicht-Psychiatern  (Amtsärz-

ten) wurde daher von den Anstaltspsychiatern von An fang an ve-

hement beklagt. Rechtlich zugeschrieben wurde den A nstaltspsy-

chiatern das Erstellen von Antragsgutachten oder Zu satzgutach-

ten für die Erbgesundheitsgerichte. Bereits im Mai 1934 for-

derte die Deutsche Anstaltsdirektorenkonferenz, bei  der Beset-

zung der Erbgesundheitsgerichte und Erbgesundheitso bergerichte 

namentlich Anstaltsdirektoren und Oberärzte zu berü cksich-

tigen (Ley, 2004). 1934 schrieb Hans Luxenburger in  einer Ver-

bandszeitschrift, „dass die Diagnose geistig-seelis cher Stö-

rungen dem Psychiater obliegt. Gerade die leichtere n Fälle von 
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Schizophrenie und manisch-depressivem Irresein könn en oft nur 

schwer erkannt und von den psychopathischen Reaktio nen oder 

neurotischen Erkrankungen, die nicht unter das Gese tz fallen, 

unterschieden werden“ (LEY, 2004). Luxenburger mach te auch in 

der irrenärztlichen Fachpresse keinen Hehl daraus, wie gering 

er die psychiatrischen Vorkenntnisse der Medizinalb eamten-

schaft einschätzte: „Dass die heutigen Amtsärzte in  ihrer 

Mehrzahl nicht über ausreichende psychiatrische Erf ahrungen 

verfügen, kann man, ohne ihnen zu nahe treten zu wo llen, ruhig 

feststellen“ (Ley, 2004). Um Einfluss auf die Umset zung des 

Gesetzes nehmen zu können und um die Bedeutung der Psychiater 

zu stärken, forderte 1935 auch der Chemnitzer Ansta ltsleiter 

Wilhelm Lange die Beteiligung eines Psychiaters bei  den Erbge-

sundheitsgerichten (Ley, 2004). 

 

Dass die Erbgesundheitsgerichte, und damit letztlic h Juristen, 

über psychiatrische Diagnosen und Krankheitsbilder ein Urteil 

fällen konnten, ohne einen Experten gehört zu haben , löste 

Kritik und Empörung in der Psychiaterschaft aus. Ju risten 

konnten - gesetzlich legitimiert - entgegen einer p sychia-

trischen Stellungnahme das Vorhandensein oder Nicht -Vorhan-

densein einer Geisteskrankheit konstatieren. So bek lagte der 

Oberarzt Nobbe im Jahr 1934 in der Psychiatrisch-Ne urologi-

schen Wochenzeitschrift, „dass manches Gericht eine n Sterili-

sationsantrag ablehne, weil es z.B. nicht, trotz ei nes aus-

führlichen (psychiatrischen) Gutachtens, an einen o ffensicht-

lichen Schwachsinn glaube, nur weil ihm bei einem K ranken in 

der Verhandlung ein angelernter Wissensschatz impon iert habe“ 

(Ley, 2004). 

 

Sowohl die Einführung der formalen Regelungen zur B esetzung 

der Erbgesundheitsgerichte im Rahmen des GzVeN, als  auch die 

Gleichstellung mit den Amtsärzten hinsichtlich der Beurteilung 

geistig - seelischer Krankheiten wurde als massiver  Eingriff 

in die psychiatrische Kompetenz erlebt. Die Psychia ter bean-
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spruchten gerade als Reaktion auf diese formalen Vo rgaben im 

GzVeN eine fachlich herausragende Rolle in der Erbg esund-

heitspflege  und dokumentierten diesen Anspruch in ihren Fach-

publikationen (Ley, 2004). So war Bumke der Meinung , dass eine 

erfolgreiche Anwendung des GzVeN nicht ohne die Psy chiater 

denkbar sei und verkündete im Mai 1934 auf der Jahr estagung 

der deutschen Psychiater, dass die „Einführung der Zwangs-

sterilisation“ zu einem „bedeutenden Autoritätszuwa chs“ für 

die verfahrensbeteiligten Ärzte führen werde, „vor allem für 

uns“. Die Fähigkeit, eine wissenschaftlich fundiert e und daher 

gerechte Durchführung des GzVeN zu garantieren, bed eutete laut 

Bumke eine unerhörte Verantwortung gegenüber den Kr anken, weil 

es sich ja um eine Zwangsmaßnahme handele. Gerade d eshalb ging 

Bumke davon aus, dass die Entscheidung, ob dieser Z wang im 

Einzelfall gerechtfertigt sei, nur dem Psychiater m öglich war 

(Ley, 2004). Der Jenaer Oberarzt und Universitätsdo zent Rudolf 

Lemke wies 1938 nach der Durchsicht einer größeren Anzahl von 

Sterilisationsgutachten auf die Unzulänglichkeiten der amts-

ärztlichen Diagnosen hin. Seiner Meinung nach könnt e im Grunde 

nur der Psychiater sicherstellen, dass der Kranke u nd seine 

Sippe nicht zu unrecht als erbkrank bezeichnet würd en, da nur 

er über die nötige ärztliche Sachkenntnis verfüge, um eine 

missbräuchliche Anwendung der Vorschrift zu verhind ern (Ley, 

2004).  

 

Die Tatsache, dass den Psychiatern durch die formal en Vorgaben 

des GzVeN keine direkte Beteiligung bei den Erbgesu ndheitsge-

richten und damit auch kein unmittelbarer Einfluss auf diese 

Entscheidungsgremien zugestanden worden war, hatte vermutlich 

auf die Entwicklung der Einstellung der Anstaltspsy chiater ge-

genüber dem GzVeN und den damit verbundenen Zielen der natio-

nalsozialistischen Gesundheitspolitik eine besonder e Wirkung.  

Gerade weil offenbar viele Anstaltspsychiater den E indruck 

hatten, um ihren „Platz“ bei der Umsetzung des GzVe N und damit 

verbunden um die Anerkennung ihrer fachlichen Autor ität inner-
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halb der nationalsozialistischen Gesundheitspolitik  kämpfen zu 

müssen, förderte dies vermutlich eine bejahende Ein stellung 

bei vielen Psychiatern zu den Zielen des GzVeN und die Bereit-

schaft, die Umsetzung des Gesetzes aktiv zu unterst ützen. Die 

erlebte Konkurrenz zu den Amtsärzten und den Jurist en in den 

Erbgesundheitsgerichten, die offensichtliche Befürc htung, Ein-

fluss und Status zu verlieren, sowie der Wunsch nac h einem Au-

toritätszuwachs durch das GzVeN stellten vermutlich  be-

deutsame affektive Komponenten dar, die bei der Ent wicklung 

der Einstellung der Anstaltspsychiater gegenüber de m GzVeN und 

für die Entwicklung der inneren Bereitschaft, bei d er Umset-

zung des Gesetzes aktiv mitzuwirken, von Bedeutung waren.  

 

Gleichzeitig wurde durch den „Kampf“ um den eigenen  Einfluss 

im Rahmen des GzVeN vermutlich aber auch eine kriti sche in-

haltliche Auseinandersetzung mit den rassenhygienis chen Zielen 

des GzVeN innerhalb des Faches der Psychiater ersch wert bzw. 

verhindert. Allerdings muss angesichts der Erkenntn isse aus 

dem interkulturellen Vergleich über eugenisch begrü ndete 

Zwangssterilisationen (siehe oben) davon ausgegange n werden, 

dass eine Akzeptanz für eugenische Zielsetzungen un d Maßnahmen 

auch in der psychiatrischen Fachwelt im Deutschland  der 1930er 

Jahre durchaus anzutreffen war. Das von den Nationa lsozialis-

ten vorgegebene GzVeN und die damit verbundenen eug enischen 

Intentionen wurden vermutlich von vielen Psychiater n der dama-

ligen Zeit begrüßt und offen aufgenommen, sodass be i vielen 

Ärzten eine Einstellungsänderung in Richtung des Gz VeN gar 

nicht  notwendig war. So enthalten die vorhandenen Quellen 

auch keine Hinweise auf grundsätzliche Bedenken ode r Wider-

stände auf Seiten der Anstaltspsychiater gegen die Zielsetzun-

gen des GzVeN. 

Jedoch kann auch nicht ausgeschlossen werden, dass manche An-

staltspsychiater mehr Einfluss auf die Entscheidung sprozesse 

im Rahmen des GzVeN haben wollten, um die ihnen anv ertrauten 

psychiatrischen Patienten vor einem Missbrauch des Gesetzes zu 
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schützen, wie dies in der oben dargestellten Einsch ätzung von 

Lemke aus dem Jahr 1938 nach der Analyse einer größ eren Anzahl 

von Sterilisationsgutachten zum  Ausdruck kommt (Le y, 2004). 

 

Dass auch die ökonomischen Bedingungen in den Ansta lten einen 

erheblichen Einfluss auf die Einstellung der Psychi ater und 

eine mögliche Identifizierung mit dem Gesetz hatten , darf 

nicht außer acht gelassen werden und bedarf einer e rweiterten 

Beschreibung. Zur Zeit der Weimarer Republik kam es  zu einer 

erheblichen Patientenzunahme in den Anstalten, die eine Ver-

änderung der Behandlungs- und Handlungsmuster notwe ndig mach-

ten. Im Jahre 1929 wurden über 300.000 Menschen in 415 An-

stalten behandelt. Diese Menschen waren häufig Lang zeitpatien-

ten. Aufgrund der angespannten ökonomischen Situati on und der 

drastischen Reduktion der Pflegesätze  verbot sich die Auswei-

tung der Verwahrpsychiatrie (Siemen, 1991). Es gab genügend  

Ärzte und Anstaltsleiter, die die durch eine Anstal tsüberfül-

lung ausgelösten Unzulänglichkeiten deutlich anspra chen und 

veröffentlichten. „Ein Beispiel dafür ist die Aussa ge des Di-

rektors der Landesheil- und Pflegeanstalt Leipzig-D ösen im 

Jahresbericht 1937: „Von Psychotherapie auf den Kra nkenabtei-

lungen kann wegen deren Überfüllung größtenteils ni cht gespro-

chen werden, besonders bei den Wachabteilungen kann  man nur 

von (einer), auch durch die Verhältnisse gebotenen,  meist un-

zweckmäßigen Unterbringung, aber kaum von einer see lischen Be-

handlung sprechen. Noch immer gibt es dafür hier, b esonders 

auf den unruhigen Abteilungen, eine unerwünscht gro ße Zahl 

schizophrener Artefakte. Sie werden bei Anstaltsfüh rungen von 

Laien oft gebührend „bewundert“, während sie dem Sa chkundigen 

am treffendsten die Unzulänglichkeiten unserer Beha ndlungsmög-

lichkeiten aufzeigen“ (Thom, 1991). 

 

Die Überfüllung der Anstalten war mit hohen Kosten verbunden. 

So schrieb der deutsche Verein für Psychiatrie 1931  eine 

Preisarbeit unter dem Titel aus: „Kann die Versorgu ng der 
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Geisteskranken billiger gestaltet werden und wie?“ Den ersten 

Preis erhielt Eugen Bratz, Direktor der Wittenauer Heilan-

stalten, den zweiten Erich Friedländer, Direktor de s Linden-

hauses in Lippe (Siemen, 1991). Dieser hatte schon 1930 er-

klärt, die „Irrenfürsorge“ verbilligen zu wollen: „ Die deut-

schen Irrenärzte sind bereit, an der Leistungsfähig keit, Unab-

hängigkeit und dem wissenschaftlichen Hochstand der  deutschen 

Irrenanstalten auch weiterhin mitzuarbeiten; sie si nd auch 

weiter bereit, mit aller Kraft und Energie dafür zu  sorgen, 

dass auch der Betrieb unserer öffentlichen Irrenans talten der 

wirtschaftlichen Notlage unserer Vaterlandes gerech t wird“ 

(Friedländer, 1930). Sowohl Bratz, als auch Friedlä nder schlu-

gen in ihren Arbeiten die Sterilisation von zu entl assenden 

Psychiatriepatienten vor (Siemen, 1991). 

 

„Unter den Experten mochte das Bewusstsein von eine m – wie sie 

es nannten – „Berg unheilbarer Kranker“, den die Ps ychiatrie 

seit Jahrzehnten vor sich her schob und der allen I deen für 

eine moderne, aktive Therapie im Wege stand, weit v erbreitet 

sein und den Gedanken an eine radikale Lösung nahe legen; sei-

ne Umsetzung nicht nur zu ermöglichen, sondern zu v erlangen, 

blieb einer politischen Führung vorbehalten, die im  Zeichen 

des Kriegsbeginns nach außen auch den aus ihrem Ras sismus er-

wachsenen Krieg gegen die „Minderwertigen“ und „nut zlosen Es-

ser“ im Innern auf eine neue Stufe hob“ (Frei, 1991 ). Für die 

Anstaltsärzte und die Anstaltsleitungen verband sic h mit dem 

GzVeN und seinen eugenischen Intentionen die Hoffnu ng, lang-

fristig eine Lösung gegen die Misere der Überfüllun g der An-

stalten und den „Berg unheilbarer Kranker“ zu finde n. Sani-

tätsrat Beelitz drückte dies 1933 sehr drastisch au s: „Unsere 

modernen Anstalten wollen doch Heilanstalten sein u nd nicht 

Schuttabladeplätze“ (Kaminsky,1995).  

Die beschriebenen schwierigen Bedingungen in den ps ychiatri-

schen Anstalten trugen somit wesentlich dazu bei, d ass die An-

staltspsychiater sich mit den Zielsetzungen des GzV eN identi-
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fizierten und einer aktiven Beteiligung an der Umse tzung des 

Gesetzes positiv gegenüberstanden. 

 

Den Anstaltspsychiatern wurde mit dem GzVeN sowohl das Recht 

eingeräumt als auch die Pflicht übertragen, aktiv a n einer eu-

genischen Zwangsmaßnahme mitzuwirken, die dem „Wohl  der All-

gemeinheit“ dienen sollte. Der klinische Psychiater  war somit 

für seine Patienten und Patientinnen einerseits Beh andler und 

Betreuer, gleichzeitig wurde er zum Ersteller eines  Antrages 

auf Unfruchtbarmachung seiner Patienten und Patient innen und 

damit zum Richter, der nicht mehr das zu behandelnd e Indivi-

duum sah, sondern primär das Wohl der Allgemeinheit  zu ver-

treten hatte. Seine Stellungnahme bzw. seine diagno stische 

Einschätzung wurde zur Grundlage für das Vorgehen d es Erb-

gesundheitsgerichts. Dass die Anstaltspsychiater di ese Doppel-

rolle nicht als schwierig oder sogar unvereinbar er lebten, 

zeigt sich einerseits darin, dass dieser Aspekt in den vorhan-

denen Quellen über die fachliche Diskussion der Psy chiater zum 

GzVeN  nicht thematisiert und somit auch nicht prob lematisiert 

wurde. Andererseits zeigt sich im Bestreben der Ans taltspsy-

chiater, eine aktive Rolle im Rahmen der Entscheidu ngen der 

Erbgesundheitsgerichtes erhalten zu wollen, dass fü r die meis-

ten Anstaltspsychiater die fachliche Mitwirkung bei  der Umset-

zung der eugenischen Zielsetzungen des Gesetzes vor rangige Be-

deutung hatte. Von der Einstellung her wurde dies o ffensicht-

lich als eine besonders wichtige berufliche Aufgabe  bewertet.  

 

Das Verhalten individueller Anstaltspsychiater in d er prakti-

schen Umsetzung des GzVeN wird in der vorliegenden Arbeit an-

hand der Bearbeitung der originalen Krankenakten vo n Frauen 

mit der Diagnose „Schizophrenie“ aus der Heil- und Pflegean-

stalt Klingenmünster und der Kreis-, Kranken- und P flegean-

stalt Frankenthal aus den Jahren 1934 bis 1939 unte rsucht. Da-

bei soll auch geprüft werden, ob sich aus den Krank enakten 

Rückschlüsse auf die Einstellungen der Anstaltspsyc hiater ge-
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genüber dem Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuc hses und 

dessen Intentionen ableiten lassen.  

 

  

5.  Historische und gesetzliche Grundlagen in Deuts chland 

 

Die Diskussion um die „Freigabe der Vernichtung leb ensunwerten 

Lebens“ führte mit der Debatte um die Zulassung der  eugenisch 

indizierten Sterilisation bereits während der Weima rer Repu-

blik zu konkreten Gesetzesinitiativen (Ristow, 1936 ). Am 21. 

Mai 1923 reichte der Zwickauer Medizinalrat Dr. Gus tav Boeters 

bei der sächsischen Staatsregierung eine Denkschrif t ein, in 

der er sich für die Schaffung einer gesetzlichen Re gelung aus-

sprach, die die Sterilisation von behinderten Kinde rn, An-

staltsinsassen und unehelichen Müttern auch gegen d en Willen 

der Betroffenen ermöglichen sollte (Schmuhl, 1987).   

Die sächsische Regierung unterstützte diesen Gesetz esentwurf 

auf Reichsebene nicht. Von den „Weimarer Eugenikern “ Mücker-

mann, Harmsen und Grotjahn wurde der Entwurf eines Sterilisa-

tionsgesetzes im Juli 1932 dem Preußischen Landesge sundheits-

rat vorgelegt (Blasius, 1987, 1990, 1994). Der Gese tzesentwurf 

sah vor, dass Personen, die „an erblicher Geisteskr ankheit, 

erblicher Epilepsie oder an einer sonstigen Erbkran kheit lei-

den oder Träger krankhafter Erbanlagen sind“ (Lenz,  1931, 

1933), sterilisiert werden konnten, „wenn sie mit d em Eingriff 

einverstanden waren“ (Bock, 1986). Zwar gelangte di eser Ent-

wurf nicht mehr in die Verabschiedung, „dennoch zei gte die öf-

fentliche Debatte, die das Vorhaben begleitete, das s die euge-

nisch indizierte Sterilisation - sofern sie nicht a uf Zwang, 

sondern auf Freiwilligkeit beruhte - am Vorabend de s Dritten 

Reiches in den meisten gesellschaftlichen und polit ischen 

Gruppen auf Zustimmung stieß“ (Bock, 1986). 

„Verschiedene Städte, die sich von der Zulassung de r Sterili-

sation eine Reduzierung der Fürsorgekosten erhoffte n, inter-
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venierten im Herbst 1932 beim Reichsinnenminister u nd ver-

langten den Erlass eines Sterilisationsgesetzes“ (B ock, 1986). 

Die Ärzteorganisationen unterstützen den preußische n Entwurf 

(Schmuhl, 1987), die Wohlfahrtsverbände der evangel ischen Kir-

che begrüßten ihn ebenfalls. Nur von Seiten der kat holischen 

Kirche wurde das Vorhaben abgelehnt (Nowak, 1984, 1 987, 1991). 

„Die Vorgeschichte von Zwangssterilisationen und Eu thanasie 

ist nicht in erster Linie eine Geschichte von Maßna hmen und 

Ereignissen, sondern sie ist vor allem die Geschich te einer 

schleichenden Delegitimierung der Menschenwürde von  Kranken 

und Behinderten; einer Delegitimierung, die sich in  den wirt-

schaftlichen und sozialen Krisenjahren nach dem Ers ten Welt-

krieg als stärker erwies als die Reformansätze der Vorkriegs-

zeit“ (Braß, 2004). 

Das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses (Gz VeN) vom 

14. Juli 1933 bildete dann die erste Maßnahme in ei ner Reihe 

von Gesetzen, die insgesamt den rassistischen Inten tionen der 

nationalsozialistischen Politik folgten. Die Vorarb eiten zum 

GzVeN wurden bereits kurz nach der „Machtübernahme“  durch das 

Innenministerium unter Zuhilfenahme des Preußischen  Entwurfs 

vom Juli 1932  drei Personen übertragen, die 1934 m it ihrem 

halboffiziellen „Kommentar“ zum GzVeN  auch die Aus legung und 

Durchführung des Gesetzes bestimmten. Es waren dies  der Leiter 

der Medizinalabteilung des Innenministeriums und Mi tglied des 

Rasse– und Siedlungshauptamtes der SS, Arthur Gütt,  den der 

Reichsinnenminister zum Referenten für Bevölkerungs politik, 

Erb- und Rassenpflege ernannt hatte, der Rassenhygi eniker und 

Vorsitzende der „Deutschen Gesellschaft für Rassenh ygiene“, 

Ernst Rüdin, und der führende NS-Jurist und Reichsk ommissar 

des „Reichsauschusses für Volksgesundheit“, Falk Ru ttke.  

 

Der fertige Gesetzesentwurf wurde am 2. Juni 1933 v orgelegt.  

Im § 1 Absatz 1 des Gesetzes heißt es:  

„Wer erbkrank ist, kann durch chirurgischen Eingrif f unfrucht-

bar gemacht (sterilisiert) werden, wenn nach der är ztlichen 
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Wissenschaft mit großer Wahrscheinlichkeit zu erwar ten ist, 

dass seine Nachkommen an schweren körperlichen oder  geistigen 

Erbschäden leiden werden“.  

Erbkrank im Sinne des Gesetzes war, wer an einer de r folgenden 

Krankheiten litt:   

- angeborenem Schwachsinn, 

- Schizophrenie, 

- zirkulärem (manisch-depressivem)Irresein, 

- erblicher Fallsucht, 

- erblichem Veitstanz (Huntingtonsche Chorea), 

- erblicher Blindheit, 

- erblicher Taubheit, 

- schwerer erblicher körperlicher Missbildung. 

Ferner konnte unfruchtbar gemacht werden, wer an sc hwerem Al-

koholismus litt. 

Laut § 12 war die „Unfruchtbarmachung auch gegen de n Willen 

des Unfruchtbarzumachenden auszuführen“ und  die „A nwendung 

unmittelbaren Zwanges zulässig, soweit andere Maßna hmen nicht 

ausreichten“ (Gütt et al., 1936). 

 

Neben der Beantragung der Sterilisation durch den U nfruchtbar-

zumachenden bzw. durch dessen gesetzlichen Vertrete r konnten 

auch der zuständige Amtsarzt oder ein Anstaltsleite r eine sol-

che fordern. Kennzeichnend für die autoritären Staa ts-

vorstellungen des NS-Staates war die Einbeziehung d er Staats-

gewalt in die Verfahrensweise. Wurde darüber hinaus  von Seiten 

des zu Sterilisierenden einem positiven Beschluss n icht Folge 

geleistet bzw. die 14-Tage- Frist nach Urteilsverkü ndung nicht 

eingehalten, so griff die Polizei mit Zwangsmaßnahm en ein. Die 

nationalsozialistische Fokussierung auf „Erbkrankhe iten des 

Geistes“ bewirkte, dass eine eventuelle Entlassung aus Heil- 

und Pflegeanstalten nur durch eine vorherige Steril isation 

möglich wurde. Die mit der Sterilisation scheinbar mögliche 

Begrenzung der sozialen Ungleichheit verstand man a ls „humane“ 

Alternative zur „unmenschlichen“ Internierung „Erbk ranker“ 
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(Groß, 1935). In der Begründung des Kommentars zum GzVeN be-

schrieben Gütt, Rüdin und Ruttke die Sterilisation als eine 

„Tat der Nächstenliebe und Fürsorge für die kommend en Gene-

rationen“ und eine wahrhaft soziale Tat für die bet roffenen 

erbkranken Familien (Gütt et al., 1934). „Ethik und  Mitleid 

gab man von rassenpolitischer wie auch hygienischer  Seite als 

die Motive vor, aufgrund derer man übergeordnete Le bensgesetze 

(Darwins „Kampf ums Leben“) reaktivierte“ (Groß, 19 35, 1937). 

In der rassenhygienischen Argumentation erfolgte ke ine Be-

schränkung auf die erbgesundheitlichen Konsequenzen , sondern 

man wies darüber hinaus auf die immense wirtschaftl iche Belas-

tung des deutschen Volkes durch „Erbkranke“ hin. „I n geschlos-

senen Anstalten sind z.Zt. ungefähr 1,3 Millionen P ersonen un-

tergebracht. Die Zahl der untergebrachten Erbkranke n hat sich 

in den letzten 10 Jahren um 200000 erhöht. Die Kost en für die 

geschlossene Fürsorge betrugen im Jahr 1936 rund 35 0 Millionen 

MK. Zusammen mit den öffentlichen Fürsorgelasten mü ssen jähr-

lich beinahe 1 ½ Milliarden MK. an Fürsorgekosten v om deut-

schen Volk aufgebracht werden“ (Conti, 1943). Reich särzte-

führer Gerhard Wagner appellierte auf dem Reichspar teitag 1934 

angesichts solcher „Unkosten“ an das Nationalgefühl  der Deut-

schen: „Millionen aber in jedem Jahr völlig unprodu ktiv für 

die künstliche Erhaltung eines Lebens auszugeben, d ass nur 

sich und anderen zur Last und keinem zu Nutze ist, mag sich 

vielleicht ein Volk oder eine Zeit leisten können, in denen 

bis zum letzten Volksgenossen hinunter jeder einzel ne Gesunde 

in Wohlstand und Glück lebt, nie und nimmer ein Vol k, das in-

mitten einer Notzeit nur mit Mühe Jedem das trocken e Brot ga-

rantieren kann. Wenn der nationalistische Staat des halb heute 

daran geht, für die Zukunft wenigstens die große Be lastung der 

Nation durch Schwererbkranke und ihre Kosten durch geeignete 

Maßnahmen zu verringern und aufzuheben, so handelt er damit 

nur pflichtbewusst, und jeder denkende Mensch inner halb und 

außerhalb des deutschen Volkes wird diesem Ziele zu stimmen“ 

(Wagner, 1934). Durch Erbkranke verursachte Kosten und die vom 
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Staat eingesetzten Mittel zur Pflege Erbkranker wur den zu ei-

ner Lebensfrage der Nation hochstilisiert. 

„Die Zielsetzung der Sterilisationsgesetzgebung war  die „so-

zialhygienische Katharsis“ der Bevölkerung, die „Re inigung des 

Volkskörpers“ von minderwertigen Elementen“ (Loeffl er, 1984).  

 

Die Sterilisation als medizinisch-therapeutische Ma ßnahme er-

fuhr dabei einen evidenten Bedeutungswandel, sie di ente nicht 

mehr der Heilung des Individuums, sondern der des „ Volkskör-

pers“.  

„Es handelt sich ja nicht in erster Linie um eine F ür-

sorgemaßregel (GzVeN) für den Kranken, sondern um e inen Schutz 

des Volkes vor rascher Vermehrung von Geisteskrankh eit, Alko-

holismus, Entartung und Verbrechen“ (Gaupp, 1934). 

„Institutionelle wie auch rassenhygienisch-wissensc haftliche 

Veröffentlichungen argumentierten stets und vorherr schend mit 

den positiven Konsequenzen, die die Sterilisation f ür das Wohl 

des Ganzen besäße“ (Staemmler, 1938).  

              

Rassenhygieniker appellierten an potentielle Steril isanden, 

der Volkesgemeinschaft das Opfer der Sterilisation zu bringen: 

“Wir wissen, diese Forderung bedeutet den Verzicht auf Weiter-

leben in Kindern und Enkeln. Wir denken deshalb nic ht im ent-

ferntesten daran, diese unglücklichen Volksgenossen  etwa her-

abzusetzen oder zu schmähen! Im Gegenteil, wenn sie  diesen 

Forderungen der Allgemeinheit freiwillig nachkommen , dann sind 

sie uns dadurch lieb und wert, dann wollen wir ihne n die Hand 

reichen und sagen: „Du hast verzichtet auf das Größ te (...). 

Wenn Du nun im Rahmen Deiner Kräfte (...) noch für dieses 

Reich weiterschaffst, an der Stelle, an der es dir möglich ist 

und an die Du gestellt bist, dann hast Du das größt e Opfer ü-

berhaupt gebracht“ (Loeffler, 1984).  
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5.1 Das Gesetz  zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom       

     14. Juli 1933 - Änderungen und Verordnungsbest immungen 

 

Im § 1 Absatz 1 des Gesetzes zur Verhütung erbkrank en Nach-

wuchses heißt es: 

„Wer erbkrank ist, kann durch chirurgischen Eingrif f unfrucht-

bar (sterilisiert)  werden, wenn nach der ärztliche n Wissen-

schaft mit großer Wahrscheinlichkeit zu erwarten is t, dass 

seine Nachkommen an schweren körperlichen oder geis tigen Erb-

schäden leiden werden“. Der organisatorische Ablauf , wie An-

tragstellung, Arbeit der Erbgesundheitsgerichte (EG G) und Erb-

gesundheitsobergerichte (EGOG), Beschwerdemöglichke iten und 

die Kostenfrage wurden durch die Paragraphen 2 bis 17 gere-

gelt.  

So war laut §12 „die Unfruchtbarmachung auch gegen den Willen 

des Unfruchtbarzumachenden auszuführen und die Anwe ndung un-

mittelbaren Zwanges zulässig, soweit andere Maßnahm en nicht 

ausreichten (GzVeN, in: RGB1, 1933). 

 

Das GzVeN  trat am 01.Januar 1934 in Kraft.  

 

Für alle Kassenärzte bestand ab dem 6. März 1934 di e Ver-

pflichtung das Buch „Das Gesetz zur Verhütung erbkr anken Nach-

wuchses“ zu erwerben (Gütt et al., 1934). Der Verla g  Lehmann 

veräußerte das Buch für drei Reichsmark. 

 

Von 1933 bis 1936 wurden sechs Verordnungen zur Aus führung des 

Gesetzes veröffentlicht.   

 

Die  erste Verordnung zur Ausführung des GzVeN  vom 05. Dezember 

1933 – vor In-Kraft-Treten des Gesetzes im Januar 1 934 - legte 

folgende Grundsätze fest: 

- Der Eingriff soll nicht vor Vollendung des zehnten                                                           

   Lebensjahres vorgenommen werden. 

- Die Anwendung des unmittelbaren Zwanges mit Hilfe d er  
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Polizeibehörde ist erlaubt, jedoch nicht bei Jugend -

lichen vor Vollendung des 14. Lebensjahres. 

- Der Eingriff ist auszusetzen, wenn er eine Gefahr f ür  

   das Leben des Erbkranken bedeuten würde. „ Außerdem                      

   auch, wenn der Unfruchtbarzumachende in einer  

   geschlossenen Anstalt verwahrt wird“. 

        Diese  müsste Gewähr dafür leisten, dass ei ne Fort-                                                                            

        pflanzung unterbleibt. 

Eine Aussetzung des Eingriffs war auch möglich, wen n sich der 

Unfruchtbarmachende freiwillig als Selbstzahler in eine ge-

schlossene Anstalt begab, die diese o.g. Forderung erfüllte. 

 

Für alle „approbierten Ärzte, Anstaltsleiter sowie sonstige 

Personen, die sich mit der Heilbehandlung, Untersuc hung und 

Beratung von Kranken befassen, wurde eine Anzeigepf licht für 

Erbkranke im Sinne des Gesetzes festgelegt. Zuwider handlung 

hatte eine Geldbuße bis zu 150 Reichsmark zur Folge “ (Verord-

nung zur Ausführung des Gesetzes zur Verhütung erbk ranken 

Nachwuchses vom 5. Dezember 1933. In: RGB1, 1933 Te il 1). 

 

Die erste Verordnung   enthielt alle notwendigen  Vordrucke 

       - für die Aufklärung 

       - Anzeige auf Unfruchtbarmachung 

       - Antrag auf Unfruchtbarmachung 

  - Amtsärztliches Gutachten mit Intelligenzprüfung sbogen    

    und Vordrucke für den ärztlichen Bericht nach      

  - Ausführung der Sterilisation. 

 

Dem zuständigen Amtsarzt musste jede andere ausgefü hrte Steri-

lisation bzw. Operation mit sterilisierender Folge,  die nicht 

unter das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchs es fiel, 

gemeldet werden.  

 

Die zweite Verordnung  zur Ausführung des GzVeN vom 29. Mai 

1934 gestattete die zwangsweise Vorführung des Unfr uchtbarzu-
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machenden zur amtsärztlichen Untersuchung mit poliz eilicher 

Hilfe. Alle anzeigepflichtigen Personen wurden dem Amtsarzt 

gegenüber von ihrer Schweigepflicht entbunden. Auf Verlangen 

des Amtsarztes wurden sie verpflichtet, Auskunft zu  erteilen.  

(Zweite Verordnung zur Ausführung des Gesetzes zur Verhütung 

erbkranken Nachwuchses vom 29. Mai 1934. In: RGB1, 1934)  

 

In der dritten Verordnung vom 25. Februar 1935 wurd e unter an-

derem festgelegt, dass „Bevollmächtigten und Beistä nden das 

Auftreten vor den Erbgesundheitsgerichten und Erbge sundheits-

obergerichten aus wichtigen Gründen untersagt werde n kann“. 

(Dritte Verordnung zur Ausführung des Gesetzes zur Verhütung 

erbkranken Nachwuchses vom 25. Februar 1935. In: RG B 1, 1935, 

Teil 1) 

 

Verkürzt wurde die Frist zur Beschwerdeeinlegung vo n einem Mo-

nat auf 14 Tage durch das Gesetz zur Änderung des G zVeN vom 

26. Juni 1935. 

Zusätzlich wurde ein Paragraph 10 a eingefügt, der Folgendes 

beschreibt: 

„Hat ein Erbgesundheitsgericht rechtskräftig auf di e Unfrucht-

barmachung einer Frau erkannt, die zur Zeit der Dur chführung 

der Unfruchtbarmachung schwanger ist, so kann die S chwanger-

schaft unterbrochen werden, es sei denn, dass die F rucht schon 

lebensfähig ist oder die Unterbrechung der Schwange rschaft ei-

nen ernste Gefahr für das Leben oder die Gesundheit  der Frau 

mit sich bringen würde. Als nicht lebensfähig ist d ie Frucht 

anzusehen, wenn die Unterbrechung vor Ablauf des se chsten 

Schwangerschaftsmonates erfolgt.“ (Vierte Verordnun g zur Aus-

führung des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachw uchses vom 

18. Juli 1935. In: RGB1, 1935, Teil 1)  

                   

Am 19.September 1940 wurde durch eine Ermächtigung des Reichs-

innenministers dieser Paragraph durch die Aussage e rweitert, 

dass „in dringenden begründeten, nicht gesetzlich g eregelten 
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Fällen“ eine Schwangerschaftsunterbrechung auch vor genommen 

werden kann, wenn „der Erzeuger der Frucht erbkrank  ist“, oder 

wenn „bei nicht erbkranken Eltern“ aufgrund „bereit s erfolgter 

Geburten kranker Kinder mit größter Wahrscheinlichk eit an-

genommen werden kann, dass die Geburt weiterer Kind er uner-

wünscht ist, auch wenn die Mutter an einem im GzVeN  nicht auf-

geführten Erbleiden leidet“ (Koch, 1993). 

 

Im Gegensatz dazu entsprach laut vierter Verordnung  zur Aus-

führung des GzVeN  vom 18. Juli 1935 die Unterbrechung einer 

Schwangerschaft, die nicht unter dieses Gesetz fiel  oder nicht 

aus einer medizinischen Indikation durchgeführt wur de, der Tö-

tung eines in der Geburt befindlichen Kindes (Viert e Ver-

ordnung zur Ausführung des Gesetzes zur Verhütung e rbkranken 

Nachwuchses vom 18. Juli 1935. In: RGB1,1935, Teil 1). Im 

zweiten Gesetz  zur Änderung des GzVeN vom 14. Februar 1936   

wurden zu den chirurgischen auch andere Verfahren z ur Un-

fruchtbarmachung erlaubt. Die in der  fünften Verordnung vom 

25. Februar 1936 postulierten Verfahren waren Röntg enbe-

strahlung und Radiumbestrahlung. Zur Anwendung konn te die 

Strahlenbehandlung kommen, „wenn die Frau über 38 J ahre alt 

war oder wenn die Vornahme eines chirurgischen Eing riffes we-

gen besonderer Umstände mit Gefahr für Leben oder G esundheit 

der Frau verbunden war oder aus gesundheitlichen Gr ünden ohne-

dies eine Strahlenbehandlung der Geschlechtsorgane er-

forderlich war und wenn der Leiter des Gesundheitsa mtes der  

Strahlenbehandlung zustimmte“. Zu dieser Art der Un frucht-

barmachung musste die Einwilligung der Patientin od er ihres 

gesetzlichen Vertreters oder Pflegers vorliegen.  

 

Die sechste Verordnung zur Ausführung des GzVeN reg elte die 

Finanzierung von Verdienstausfall, Reisekosten und Kranken-

geld.  
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Das Sterilisierungsgesetz wird vom Gesetz zur Förde rung der 

Eheschließung kurz Ehestandsdarlehensgesetz flankie rt (Gütt et 

al., 1934). Es dient in erster Linie der Entlastung  des Ar-

beitsmarktes, indem es Frauen „wieder an den Herd b indet“.  

„Ehestandsdarlehen können verweigert werden, wenn d er Zweck 

der Ehe wegen Zeugungsunfähigkeit eines Partners, z .B. infolge 

des hohen Alters, nicht erreicht ist, obwohl eine s olche Ehe 

an sich zulässig ist“ (Gütt et al., 1934). 

Das Gesetz zum Schutze der Erbgesundheit des deutsc hen Volkes 

(kurz: Ehegesundheitsgesetz vom 18. Oktober 1935) v erbietet 

die Heirat bei ansteckender Krankheit, geistiger St örung oder 

Erbkrankheit.“ Vor der Eheschließung haben die Verl obten durch 

ein Zeugnis des Gesundheitsamtes (Ehetauglichkeitsz eugnis) 

nachzuweisen, dass ein Ehehindernis nicht vorliegt (Gütt et 

al., 1934). 

Das Ehegesundheitsgesetz macht die Heirat zum Staat sakt: Die 

Ehe wird, im Gegensatz zu ihrem bisherigen Charakte r als Pri-

vatangelegenheit, als eine im öffentlichen Interess e liegende 

Einrichtung gekennzeichnet, die ihren Sinn verliert , wenn die 

Fortpflanzung als biologischer Zweck von vorneherei n unmöglich 

ist. 

 

 

6.  Die Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster von 

    1933 bis 1939 

 

Der Bezirksverband Pfalz baute in seiner Trägerscha ft von 1852 

bis 1857 die Kreisirrenanstalt Klingenmünster. „Erö ffnet wurde 

sie mit der Übernahme von 43 Kranken aus der bereit s seit 1811 

bestehenden Armen-, Sucht- und Irrenanstalt Franken thal am 

31.12.1857. Erster Direktor war der in Speyer gebor ene Kanton-

arzt Dr. Hermann Dick“ (Scherer et al., 1998). 

 

1922 übernahm Dr. Josef Klüber (1873-1936) die Anst altsleitung 

und setzte reformpsychiatrische Akzente. „Erklärtes  Ziel des 
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früheren Oberarztes der Heil- und Pflegeanstalt Erl angen war 

es, die „Anstalt“ Klingenmünster im Zuge der dringe nd gebo-

tenen organisatorischen Erneuerung und baulichen Er weiterung 

zu einem „Krankenhaus“ weiterzuentwickeln und Vorur teile und 

Misstrauen gegen die Psychiatrie abzubauen, die in der pfäl-

zischen Öffentlichkeit während des Krieges vor alle m infolge 

der außergewöhnlich hohen Todesrate im sogenannten Steck-

rübenwinter (1917/1918) entstanden waren“ (Scherer et al., 

1998). Mit dem Anstaltsarzt Dr. Heinrich Schmidt (1 893-1951) 

förderte er die „aktive Beschäftigungstherapie“ als  therapeu-

tische Maßnahme. 

Im Januar 1933 bemühten sich außer dem Anstaltsleit er Direktor 

Klüber und Frau Dr. Br. alle anderen Ärzte und der Ver-

waltungsleiter um die „Mitgliedschaft in der NSDAP bzw. der  SA 

und im NS-Ärztebund“ (Scherer et al., 1998). Direkt or Klüber 

sah sich bereits im Juli 1933 mit ersten Denunziati onen und 

Schikanen der Nazis gegen politisch andersdenkende Mitarbeiter 

konfrontiert. Das am 1.1.1934 in Kraft tretende Ges etz zur 

Verhütung erbkranken Nachwuchses wurde von den Ärzt en der 

Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster begrüßt. Die  Ärzte Dr. 

Edenhofer, Dr. B. und Dr. D. wurden als Beisitzer u nd Gutach-

ter am Erbgesundheitsgericht Frankenthal bzw. am Er bgesund-

heitsobergericht Zweibrücken bestellt (Scherer et a l., 1998). 

 

„Intrigen, Denunziationen, Schikanen und Provokatio nen der Na-

zis hatten Klüber bis zum Sommer 1935 nicht zum Ver lassen sei-

nes Postens bewegen können. Ohne Rückhalt bei den l ängst 

gleichgeschalteten Behörden, sogar von nächsten Mit arbeitern 

insgeheim und offen befehdet, wich er dennoch nach wie vor um 

keinen Schritt zurück, wenn der Ruf seiner Anstalt und das 

Wohl ihrer Patienten auf dem Spiel standen“ (Schere r et al. 

1998). 

Die Anfeindungen gipfelten in einem Überfall von Mi tgliedern 

der SA, DAF und HJ, in dem Dr. Klüber in seinen Pri vaträumen 

brutal zusammengeschlagen wurde. Nach dem gewaltsam  erzwun-



 59

genen Ausscheiden Dr.Klübers im Jahre 1936 erwartet en die Na-

zis unter den Anstaltsbediensteten, dass nun mehr „ ihr“ Dr. 

Edenhofer mit der Leitung Klingenmünsters betraut w ürde. Der 

Kreistag der Pfalz bestellte am 1.6.1936 Dr. Edenho fer  - den 

bisherigen Vertreter Dr. Klübers - zum Direktor der  Heil- und 

Pflegeanstalt Klingenmünster.  

Eine Evakuierung der Anstalt erfolgte aus militäris chen Grün-

den am 10.09.1939. 

 

7.  Die Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt Frankent hal von  

   1934 bis 1939 

 

Seit 1857 wurden in der ältesten Heil- und Pflegean stalt der 

Pfalz die psychisch Kranken der nördlichen Hälfte d es Re-

gierungsbezirks betreut. 1932 war die Anstalt mit 6 42 Patien- 

ten voll belegt. Ca. 130 Patienten waren Kinder und  Jugend-

liche. „Im Gegensatz zur Heil- und Pflegeanstalt Kl ingenmüns-

ter ist die Frankenthaler Anstalt in der Spätphase der Weima-

rer Republik nicht als Hochburg des Nationalsoziali smus in Er-

scheinung getreten, aber nach Hitlers Machtergreifu ng konnte 

auch sie sich nicht dem Einfluss der die „Vernichtu ng lebens-

unwerten Lebens“ fordernden und betreibenden NS-Psy chiatrie 

„entziehen“ (Nestler, 1993). „Die Assistenzärzte Dr . Paul 

Klein, Rothstein, Dr. Reich, Dr. Weber – und der mi t Wirkung 

zum 1. August 1934 zum Direktor bestellte bisherige  Oberarzt 

Dr. Heinrich Resch – müssen zeitbedingt, ob aus Übe rzeugung, 

Opportunismus oder Karrierestreben sei dahingestell t, zumin-

dest einer der vielen Gliederungen der Partei beige treten  

sein“ (Nestler, 1993). Zwei in den verbrecherischen  Überfall 

auf den Direktor der Heil- und Pflegeanstalt Klinge nmünster 

Dr. Klüber verstrickten Parteigenossen (Oberarzt Dr . Kolkmann 

und der Anstaltswart Richard Hesser (Propagandaleit er der 

NSDAP der Gemeinde Klingenmünster) wurden nach Fran kenthal 

versetzt. 
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Das am 1.Januar 1934 in Kraft getretene Gesetz zur Verhütung 

erbkranken Nachwuchses wurde auch von den Frankenth aler Ärzten 

begrüßt. Mittels einer umfangreichen Öffentlichkeit sarbeit 

wurde für die Zwangssterilisation erbkranker Volksg enossinnen 

und Volksgenossen geworben. 

 

Im März 1934 nahm das Erbgesundheitsgericht Franken thal seine 

Tätigkeit auf. „Ärzte der Anstalt Frankenthal waren  dann ab 

April 1934 als Gutachter für das Gericht tätig und haben im 

Laufe des Jahres 1934 bei der Bearbeitung von 981 A nträgen auf 

Unfruchtbarmachung mitgewirkt. Pro Sitzungstag wurd en stets 

„zwanzig Sachen“ entschieden  und dabei insgesamt 7 31 Zwangs-

sterilisationen verfügt, 59 mal eine solche abgeleh nt und 191 

Anträge zur weiteren Beobachtung der davon betroffe nen Kranken 

an die Antragsteller zurückverwiesen. 1935 kamen vo r dem Fran-

kenthaler Erbgesundheitsgericht sogar 1062 Anträge zur Ver-

handlung, wobei in nicht weniger als 997 Fällen auf  Un-

fruchtbarmachung erkannt wurde. Da ab 1937 die Zahl  der An-

träge kontinuierlich zurückging, ergriff das Amt fü r Volks-

wohlfahrt des Gaues Saarpfalz der NSDAP  zunehmend die Initia-

tive und drängte vor allem die Funktionsträger der Partei,  

alle Personen zur Anzeige zu bringen, bei denen hin reichender 

Verdacht bestand, dass sie unter das Gesetz  zur Ve rhütung 

erbkranken Nachwuchses fallen“ (Nestler, 1993). Am 23. Septem-

ber 1943 wurde die Anstalt bei der Bombardierung de r Stadt 

Frankenthal zerstört.   
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8.  Auswertung der Krankenakten der aufgrund der Di agnose   

    „Schizophrenie“ zwangssterilisierten Frauen der  Heil- und   

    Pflegeanstalt Klingenmünster und der Kreis-, Kr anken- und   

    Pflegeanstalt Frankenthal von 1934 bis 1939  

 

Die erste Zwangssterilisation wurde bereits im Mai 1934 bei 

einer als schizophren diagnostizierten gerade achtz ehnjährigen 

ledigen Patientin  der Heil- und Pflegeanstalt Klin genmünster 

durchgeführt. Zwei Monate später im Juli 1934 kam e s zur ers-

ten Zwangssterilisation bei einer vierundzwanzigjäh rigen, le-

digen Patientin der Kranken-, Heil- und Pflegeansta lt Franken-

thal. Die beiden Frauen wurden in dem städtischen K rankenhaus 

in Ludwigshafen operiert.   

 

 

8.1.  Zahl der schizophrenen zwangssterilisierten M ädchen und    

      Frauen 

 

Von 1934 bis 1939 wurden in der Heil- und Pflegeanstalt  Klin-

genmünster  122 Mädchen und Frauen, während ihres stationären 

Aufenthaltes als schizophren diagnostiziert. Im Zug e des GzVeN 

kam es bei 80 Mädchen und Frauen nach Antrag des An staltslei-

ters und Beschluss des Erbgesundheitsgerichts zu ei ner Zwangs-

sterilisation. 

In der Kranken-, Heil- und Pflegeanstalt  Frankenthal  waren es 

bezogen auf die zu untersuchende Stichprobe 91 als schizophren  

diagnostizierte Mädchen und Frauen. 41 dieser Patie ntinnen 

wurden nach dem Urteil des Erbgesundheitsgerichts z wangssteri-

lisiert.  
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Anzahl der  Fälle - Klingenmünster
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Diagramm 1: Anzahl der als schizophren diagnostizie rten 
(schwarz) und der davon zwangssterilisierten Frauen  (violett) 
der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster  von 1934 bis 1939 
(Absolute  Zahlen)  
 

Anzahl der Fälle - Klingenmünster (in%)
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Diagramm 2: Prozentuale Verteilung über die Jahre 1 934 bis 
1939 der als schizophren diagnostizierten (blau) un d davon 
zwangssterilisierten Frauen (violett) der Heil- und  Pflegean-
stalt Klingenmünster    
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Anzahl der Fälle - Frankenthal
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Diagramm 3: Anzahl der als schizophrenen diagnostiz ierten 
(grau) und der davon zwangssterilisierten Frauen (v iolett) der 
Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt Frankenthal  von 1934 bis 
1939 (Absolute Zahlen) 
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Diagramm 4: Prozentuale Verteilung über die Jahre 1 934 bis 
1939 der als schizophren diagnostizierten (blau) un d der davon 
zwangssterilisierten  Frauen (violett) der Kreis-, Kranken- 
und Pflegeanstalt Frankenthal   
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Jahr 

 

Klingenmünster 

 

Frankenthal 

1934 67,0 35,7  

1935         80,0  73,6  

1936 84,2         60,0  

1937         56,5  27,2  

1938         60,0    42,1  

1939 12, 5  15,3  

1934 - 1939 65, 5  45,1  

 

Tabelle 1: Prozentsatz der zwangssterilisierten Fra uen bezogen   

           auf die jeweilige Gesamtzahl der Frauen mit der   

           Diagnose Schizophrenie 

 

Aus den Daten in Tabelle 1 wird deutlich, dass es i m Zeitraum 

von 1934 bis 1939 bei 65,5 Prozent der Anstaltsinsa ssinnen der 

Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster und bei 45,1  Prozent 

der Anstaltsinsassinnen der Kranken-, Heil- und Pfl egeanstalt 

Frankenthal im Zusammenhang mit der Diagnose Schizo phrenie zu 

der gesetzlich vorgesehenen Zwangssterilisation kam . 

Es fällt weiterhin auf, dass in den Jahren 1935 und  1936 in 

beiden Anstalten der Prozentsatz der Zwangssterilis ationen bei 

den als schizophren diagnostizierten Frauen am höch sten war   

(Klingenmünster: 1935 – 80%, 1936 – 84,2%; Frankent hal: 1935 – 

73,6% ; 1936 – 60%). Dies bedeutet, dass nach In-Kr aft-Treten 

des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses i m Jahre 

1934 es in den beiden darauf folgenden Jahren zu de r schärfs-

ten Umsetzung des Gesetzes kam.  

Aus der lückenhaften und oft bruchstückhaften Dokum entation 

der Krankenakten beider Anstalten wurde nicht ersic htlich, was 

die Gründe dafür waren, dass ein Teil der als schiz ophren di-

agnostizierten Patientinnen zwangssterilisiert wurd en, während 

bei anderen Patientinnen mit derselben Diagnose (Kl ingenmüns-

ter: 34,5%, Frankenthal: 54,9%) keine Zwangssterili sation vor-

genommen wurde.  
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Lediglich in einem Fall (siehe Dokument 2, Seite 14  und 15) 

ist ein Brief eines Angehörigen, der selbst Arzt wa r, doku-

mentiert. Auch wenn in dem Brief nicht auf die Frag e der 

Zwangssterilisation Bezug genommen wird, erfolgte i n diesem 

Fall (der Schwester dieses Arztes) schließlich kein e Zwangs-

sterilisation.  

Weder Protestbriefe von Betroffenen, noch Bittbrief e von An-

gehörigen, die Sterilisation zu unterlassen, sind i n den Akten   

dokumentiert.  

Damit kann von einem erheblichen Ausmaß an Entschei dungs-

autonomie der Anstaltsärzte sowie einer Lückenhafti gkeit des 

Systems hinsichtlich der Beantragung einer Zwangsst erilisation 

bei vorhandener Diagnose einer Erbkrankheit ausgega ngen wer-

den. Hypothetisch muss von einem großen Handlungs- und Ermes-

sensspielraum der Ärzte in der Umsetzung des GzVeN ausgegangen 

werden. Die individuellen Handlungsmöglichkeiten de r Ärzte und 

Anstaltsdirektoren müssen im Gegensatz zu der bis i n das letz-

te Detail zentral geplanten nationalsozialistischen  Sterilisa-

tionspolitik in der alltäglichen Praxis und der Ums etzung des 

GzVeN relativ groß gewesen sein. Anstaltsärzte konn ten nur 

dann nach den gesetzlichen Vorgaben Patientinnen vo r einer 

Zwangssterilisation bewahren, wenn sie ihnen besche inigten, 

dass sie weiterhin dauernd anstaltsbedürftig bleibe n und von 

ihnen keine „Fortpflanzungsgefahr“ ausgehen würde. Hierfür 

gibt es in keiner der untersuchten Akten ein Dokume nt, zumal 

ein weiterer Verbleib in der Anstalt für die Insass innen kos-

tenpflichtig gewesen wäre.  

 

8.1.1 Modalitäten der Einweisung 

 

Bezugnehmend auf die Diagramme 5 - 8 wird deutlich,  dass die 

meisten der als schizophren diagnostizierten und da nn zwangs-

sterilisierten Frauen freiwillig, d.h. ohne Zwangse inweisung 

in die Anstalt kamen (71 von 80 in Klingenmünster; 39 von 41 

in Frankenthal). Sie wurden von ihren Eltern, ihren  Ehepartner 
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oder durch eine Überweisung von einem Allgemeinkran kenhaus in 

die Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster gebracht  bzw. über-

wiesen. Die Zahl der Zwangseinweisungen (9 in Kling enmünster 

und 2 in Frankenthal) durch die Polizei bleibt in d er Vor-

kriegszeit konstant. 
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Diagramm 5: Modalitäten der Einweisungen der als sc hizophrenen 
diagnostizierten und zwangssterilisierten Frauen vo n 1934 bis 
1939 in die Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster  
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Diagramm 6: Prozentuale Verteilung der Einweisungen  der als 
schizophren diagnostizierten und zwangssterilisiert en Frauen 
über die Jahre 1934 bis 1939 in die Heil- und Pfleg eanstalt 
Klingenmünster  
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Modalitäten der Einweisung - Frankenthal
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Diagramm 7: Modalitäten der Einweisungen der als sc hizophren 
diagnostizierten und dann zwangssterilisierten Frau en von 1934 
bis 1939 in die Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt Frankenthal  
(Absolute Zahlen) 
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Diagramm 8: Prozentuale Verteilung der Einweisungen  der als  
schizophren diagnostizierten und dann zwangssterili sierten 
Frauen über die Jahre 1934 bis 1939 in die Kreis-, Kranken- 
und Pflegeanstalt Frankenthal 
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8.1.2  Vorheriger Aufenthaltsort der Patientinnen 
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Diagramm 9: Vorheriger Aufenthaltsort der als schiz ophren    
diagnostizierten und dann zwangssterilisierten Frau en von 1934 
bis 1939 der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster 
(Absolute Zahlen)  
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Diagramm 10: Prozentuale Verteilung des vorherigen Aufent-
haltsortes der als schizophren diagnostizierten und  dann   
zwangssterilisierten Frauen von 1934 bis 1939 der H eil- und 
Pflegeanstalt Klingenmünster 
 

 

Für die Zeit zwischen 1934 und 1939 hielten sich al le hier er-

fassten Patientinnen der Anstalt in Klingenmünster in 71%  der 
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Fälle vor ihrer stationären Einweisung zu Hause, d. h. in ihrer 

Herkunfts- oder eigenen Familie auf. 13% der Frauen  wurden 

vorher in einem allgemeinen Krankenhaus behandelt, 16%  

dagegen wurden aus anderen psychiatrischen Kliniken  bzw. Heil-

anstalten überwiesen. 

Die meist ledigen Patientinnen waren sowohl als Arb eitskräfte 

in den von der Landwirtschaft geprägten Familien od er im Haus-

halt wichtig und notwendig. 

Der Ausfall eines Familienmitgliedes als Arbeitskra ft war 

schwerwiegend, sodass die Einweisung z.B. einer Ehe frau und 

Mutter in eine Anstalt für den Ehemann und die zu v ersorgenden 

Kinder nicht nur soziale und psychische Folgen hatt e, sondern 

auch ökonomische. 
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Diagramm 11: Vorheriger Aufenthaltsort der als schi zophren    
diagnostizierten und dann zwangssterilisierten Frau en von 1934 
bis 1939 der Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt Frankenthal 
(Absolute Zahlen)  
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Diagramm 12: Prozentuale Verteilung des vorherigen Auf-
enthaltsortes der als schizophren diagnostizierten und dann 
zwangssterilisierten Frauen von 1934 bis 1939 der K reis-, 
Kranken und Pflegeanstalt Frankenthal 
 

 

71% der zwangssterilisierten schizophrenen Frauen d er Fran-

kenthaler Anstalt wurden von ihren Eltern oder Ehem ännern in 

die Anstalt gebracht, 17% kamen aus einem Allgemein kranken-

haus und 12% aus anderen psychiatrischen Einrichtun gen. 

 

Die Akten liefern keine Informationen über die Grün de einer 

Verlegung aus einem Allgemeinkrankenhaus oder aus e iner ande-

ren Anstalt. Hierzu ist die Korrespondenz zwischen den einzel-

nen  Institutionen in den untersuchten Krankenakten  beider An-

stalten nicht dokumentiert. 
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8.2.  Biographische Daten 

 

8.2.1  Altersverteilung zum Zeitpunkt der Sterilisa tion 
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Diagramm 13: Altersverteilung der als schizophren d iagnosti-
zierten und dann zwangssterilisierten schizophrenen   Frauen 
der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster von 1934 bis 1939  
(Absolute Zahlen)  
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Diagramm 14: Prozentuale Altersverteilung der als s chizophren 
diagnostizierten und dann zwangssterilisierten Frau en von 1934 
bis 1939 der  Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster 
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Die Altersverteilung zeigt, dass die als schizophre n diagnos-

tizierten Frauen im Alter von 31 bis 35 Jahren in K lingen-

münster mit 41% die größte Gruppe der von Zwangsste rilisation 

betroffenen Patientinnen  waren.  

1934 und 1936 wurden als Minderjährige jeweils eine  sechzehn-

jährige Patientin und 1934 und 1938 jeweils eine ac htzehn-

jährige Patientin mit der Diagnose Schizophrenie zw angs-

sterilisiert. 

In der Verordnung zur Ausführung des GzVeN „sollte die Un-

fruchtbarmachung nicht vor Vollendung des zehnten L ebens-

jahres vorgenommen werden und der Antrag soll nicht  gestellt 

werden, wenn der Erbkranke infolge hohen Alters ode r aus ande-

ren Gründen nicht fortpflanzungsfähig ist“  

(Verordnung zur Ausführung des Gesetzes zur Verhütu ng erb-

kranken Nachwuchses vom 5. Dezember 1933. In: RGB1,  1933, Teil 

1).  
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Diagramm 15: Altersverteilung der als schizophren d iagnosti-
zierten und dann  zwangssterilisierten Frauen von 1 934 bis 
1939 der Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt Frankenthal (Abso-
lute Zahlen) 
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Diagramm 16: Prozentuale Altersverteilung der als s chizophren 
diagnostizierten und dann zwangssterilisierten Frau en von 1934 
bis 1939 der  Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt Frankenthal 
 

 

Mit 34% stellt die Gruppe der  Frauen zwischen dem sechsund-

zwanzigsten und dreißigstem Lebensjahr in der Heil-  und Pfle-

geanstalt Frankenthal die größte Gruppe der hier zw angs-

sterilisierten Patientinnen mit der Diagnose Schizo phrenie 

dar. 1934 und 1938 wurden jeweils eine 19-jährige, 1935 eine 

17-jährige und eine 20-jährige zwangssterilisiert.  
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8.2.2  Familienstand 

 

45

33

2

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

Anzahl

ledig verheiratet geschieden

Familienstand

Familienstand - Klingenmünster 1934-1939 

 

Diagramm 17: Familienstand der als schizophren diag nosti-
zierten und zwangssterilisierten Frauen von 1934 - 1939 der 
Heil- und Pflegeanstalt  Klingenmünster (Absolute Zahlen) 
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Diagramm 18: Prozentuale Verteilung des Familiensta ndes der 
als schizophren diagnostizierten und zwangssterilis ierten 
Frauen von 1934 - 1939  der Heil- und Pflegeanstalt  Klingen-
münster  
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Diagramm 19:  
Familienstand der als schizophrenen diagnostizierte n und 
zwangssterilisierten Frauen von 1934 bis 1939  der Kreis-, 
Kranken- und Pflegeanstalt Frankenthal (Absolute Zahlen) 
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Diagramm 20:   
Prozentuale Verteilung des Familienstandes der schi zophrenen 
und zwangssterilisierten Frauen von 1934 bis 1939  der Kreis-, 
Kranken- und Pflegeanstalt  Frankenthal  
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In beiden Anstalten zeigt sich, dass über die Hälft e der 

zwangssterilisierten Mädchen und Frauen ledig waren  (Klingen-

münster : 57%, Frankenthal  59%). Damit war für diese Frauen, 

sofern sie nicht bereits Kinder hatten, die Erfüllu ng eines 

späteren Kinderwunsches ausgeschlossen. Für junge, ledige 

Frauen war,  bezogen auf die sozialen und ländliche n geprägten 

Bedingungen dieser Zeit, somit eine ökonomische Ver sorgung als 

Ehefrau und Mutter ausgeschlossen. Für diese Frauen  bedeutete 

dies eine lebenslange Versorgung durch die Eltern, aber auch 

gleichzeitig eine Abhängigkeit von der Fürsorge der  Familie. 

Bei Bekanntwerden einer Erbkrankheit und der Steril isation wa-

ren diese Frauen zudem einer Stigmatisierung ausges etzt. 

 

 

8.2.3  Anzahl der Kinder 

 

Von den 80 von Zwangssterilisation betroffenen Frau en der 

Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster hatten 30 Fr auen be-

reits Kinder (37,5%), von den 41 von Zwangssterilis ation be-

troffenen Frauen der Kreis-, Kranken- und Pflegeans talt Fran-

kenthal hatten 16 Frauen bereits Kinder (39.0%). 

Die beiden folgenden Tabelle zeigen die Verteilung bezogen auf 

das Alter der Frauen sowie die Verteilung über die Jahre 1934 

bis 1939. 

 

 Alter 16 - 20 21 -25 26 - 30 31 - 35 36 - 40 40 - 45 

Klingen-

münster 

 

0 

 

1 

 

7 

 

18 

 

4 

 

0 

Franken-  

thal   

 

0 

 

1 

 

7 

 

5 

 

3 

 

0 

Gesamt- 

zahl  

 

0 

 

2 

 

14 

 

23 

 

7 

 

0 

 

Tabelle 2: Anzahl der als schizophren diagnostizier ten und  
           zwangssterilisierten Frauen, die Kinder hatten.  
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Tabelle 3: Anzahl und Prozentzahl der zwangssterili sierten   
           Frauen mit Kindern in den Jahren 1934 bi s 1939 
 

Die sechzehn- bis zwanzigjährigen als schizophrenen  diagnosti-

zierten Frauen hatten zum Zeitpunkt ihrer Sterilisa tionen in 

beiden Anstalten noch keine Kinder.  
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Diagramm 21: 
Anzahl der Kinder pro Altergruppe der zwangssterili sierten, 
schizophrenen Frauen mit Kindern  der Heil- und Pflegeanstalt 
Klingenmünster (Absolute Zahlen) 

 Steril. 

Frauen 

 Frauen 

mit Kind  

Prozent-  

zahl 

Steril. 

Frauen 

Frauen 

mit Kind  

Prozent-   

  zahl  

1934 21 6 28.5% 5 1 20.0% 

1935 17 5 29.4% 14 4 28.5% 

1936 16 6 37.5% 9 3 33.3% 

1937 13 7 59.0% 3 2 66.6% 

1938 12 6 50.0% 8 4 50.0% 

1939 1 0 0% 2 2 100.0% 

Gesamt 80 30 37.5% 41 16 39.0% 

Klingenmünster Frankenthal 
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Kinder der zwangssterilisierten Frauen - Klingenmünst er 1934-1939
 (in %)
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Diagramm 22:  
Prozentuale Verteilung der  zwangssterilisierten, s chizo-
phrenen Frauen mit Kindern  der Heil- und Pflegeanstalt Klin-
genmünster   
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Diagramm 23:  
Anzahl der Kinder der zwangssterilisierten, schizop hrenen 
Frauen  der Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt Frankenthal 
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Kinder der zwangssterilisierten Frauen - Frankentha l 1934-1939 (in %)
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Diagramm 24: 
Prozentuale Verteilung der Anzahl von Kindern der z wangs-
sterilisierten, schizophrenen Frauen  der Kreis-, Kranken- und 
Pflegeanstalt Frankenthal  
 

8.2.4  Altersverteilung der Kinder der zwangssteril isierten   
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Diagramm 25: 
Altersverteilung der Kinder der als schizophren dia gnos-
tizierten und  zwangssterilisierten schizophrenen F rauen der 
Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster  von 1934 bis 1939 (Ab-
solute Zahlen) 
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Diagramm 26:  
Prozentuale Altersverteilung der Kinder der als sch izophren 
diagnostizierten und zwangssterilisierten Frauen de r Heil- und 
Pflegeanstalt Klingenmünster  von 1934 bis 1939  
 
 

Die 80 als schizophren diagnostizierten und dann zw angs-

sterilisierten  Frauen in Klingenmünster hatten ins gesamt 61 

Kinder. Diese Kinder waren im Alter von wenigen Tag en bis zum 

achtzehnten Lebensjahr. 50,8% der Kinder lagen in d er Alters-

verteilung von unter sechs Monaten bis zum sechsten  Lebens-

jahr.  

Während des stationären Aufenthalts in der Heilanst alt bis zur 

Durchführung der Sterilisation der Frauen mussten d iese Kinder 

fremdversorgt werden. Hier, so lässt sich vermuten,  kamen auf 

die Familien zusätzliche Belastungen zu. In den Kra nkenakten 

finden sich keine Aufzeichnungen über Versorgungspe rsonen oder 

Aufenthaltsorte der Kinder.  

Die 6-Jährigen bis 10- Jährigen repräsentierten 26, 2%. Die 10-

Jährigen bis 18-Jährigen 23%. 
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Altersverteilung der Kinder - Frankenthal 1934-1939
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Diagramm 27:  
Altersverteilung der Kinder der als schizophren dia gnosti-
zierten und dann zwangssterilisierte Frauen von 193 4 bis 1939 
der Kreis-, Kranken und Pflegeanstalt Frankenthal 
 
 

Altersverteilung der Kinder - Frankenthal 1934-1939  (in%)
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Diagramm 28:  
Prozentuale Altersverteilung der Kinder der als sch izophren 
diagnostizierten und zwangssterilisierten Frauen vo n 1934 bis 
1939  der Kreis-, Kranken und Pflegeanstalt Frankenthal 
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In 45% der untersuchten Stichprobe aus Frankenthal waren die 

Kinder dieser Frauen im Alter von wenigen Tagen bis  ein-

schließlich dem sechsten Lebensjahr. 55% waren im A lter von 

sechs Jahren bis einschließlich dem achtzehnten Leb ensjahr. 

Obwohl aus einigen Krankenakten ersichtlich wird, d ass Frauen 

nach der Geburt einmalige „psychotische Reaktionen“  zeigten, 

blieb dies im Zusammenhang mit der Beurteilung eine r Erbkrank-

heit und der damit verbundenen Zwangssterilisation unbeachtet. 

 

8.2.5  Beruf 

 

Berufsbilder - Klingenmünster 1934-1939
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Diagramm 29: 
Berufe der als schizophren diagnostizierten und zwa ngs-
sterilisierten  Frauen in der Heil- und Pflegeansta lt Klingen-
münster von 1934 bis 1939 (Absolute Zahlen) 
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Berufsbilder - Klingenmünster 1934-1939 (in %)
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Diagramm 30:  
Prozentuale Verteilung der Berufe der als schizophr en diagnos-
tizierten und zwangssterilisierten  Frauen in der H eil- und 
Pflegeanstalt Klingenmünster von 1934 bis 1939 
 
 

Berufsbilder - Frankenthal 1934-1939
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Diagramm 31:  
Berufe der als schizophren diagnostizierten und zwa ngssteri-
lisierten  Frauen in der Kreis-, Kranken- und Pfleg eanstalt  
Frankenthal  von 1934 bis 1939 (Absolute Zahlen) 
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Berufsbilder - Frankenthal 1934-1939 (in%)

71%

20%

2% 5% 0% 2%

ohne Beruf

Hausangestellte

Arbeiterin

Angestellte

Akademikerin

Selbständig

 

Diagramm 32: 
Prozentuale Verteilung der Berufe der als schizophr en diagnos-
tizierten und zwangssterilisierten Frauen in Kreis- , Kranken- 
und Pflegeanstalt  Frankenthal  von 1934 bis 1939 
 
 

Bei der Auswertung der Krankenakten zeigte sich in beiden An-

stalten, dass der Anteil der Frauen ohne Beruf am g rößten war  

(Klingenmünster 59%, Frankenthal 71%), gefolgt von der Gruppe 

der Frauen, die als Haus- bzw. Dienstmädchen in Loh n standen 

(Klingenmünster 26%, Frankenthal 20%). Damit waren 85 bis 91 % 

der Mädchen und Frauen aufgrund ihrer Schulbildung und ihres 

sozialen Status kaum in der Lage, sich selbst oder ihre Fami-

lienangehörigen gerichtlich gegen ein Zwangssterili sierungs-

verfahren zur Wehr zu setzen. Wer hätte energisch g egen einen 

Anstaltsleiter auftreten können, der zugleich Antra gsteller 

war?   

Der Anteil der Arbeiterinnen, die laut Aktendokumen tation in 

den umliegenden Leder- oder Schuhfabriken tätig war en, betrug 

in Klingenmünster 10%, in Frankenthal 2%.  Der Anteil der An-

gestellten war in beiden Anstalten mit 5% identisch . In  Fran-

kenthal  wurde eine Frau als „Selbstständige“ eingruppiert, die 

in der Akte dann als Handlungsreisende beschrieben wurde. Kei-

ne Frau, die zwischen 1934 bis 1939 in beiden Ansta lten  ein-
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gewiesen und als schizophren diagnostiziert wurde, hatte eine 

akademische Ausbildung oder einen höheren Schulabsc hluss.  

 

8.2.6  Konfessionszugehörigkeit 

 

Konfessionen - Klingenmünster 1934-1939
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Diagramm 33: 
Konfession der als schizophren diagnostizierten und  zwangsste-
rilisierten  Frauen der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster 
von 1934 bis  1939 (Absolute Zahlen) 
 
 
 
 
 

Konfessionen - Klingenmünster 1934-1939  (in %)
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Diagramm 34:  
Prozentuale Verteilung der Konfessionen der als sch izophren 
diagnostizierten und zwangssterilisierten Frauen de r Heil- und 
Pflegeanstalt Klingenmünster von 1934 bis  1939 
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Konfessionen - Frankenthal 1934-1939
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Diagramm 35:  
Konfession der als schizophren diagnostizierten und  zwangs-
sterilisierten  Frauen der Kreis-, Kranken- und Pfl egeanstalt  
Frankenthal  von 1934 bis  1939 (Absolute Zahlen) 
 
 
 
 
 

Konfessionen - Frankenthal 1934-1939
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Diagramm 36:  
Prozentuale Verteilung der Konfessionen der als sch izophren 
diagnostizierten und zwangssterilisierten  Frauen d er Kreis-, 
Kranken- und Pflegeanstalt  Frankenthal  von 1934 bis  1939 
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Die Auswertung aller Krankenakten der als schizophr en diagnos-

tizierten und dann zwangssterilisierten Frauen von 1934 bis 

1939 ergab, dass die überwiegende Zahl der Patienti nnen einer 

etablierten Amtskirche (52% bzw. 46% römisch-kathol isch, 45% 

bzw. 46% protestantisch) angehörten. 

 

In der Krankenakte der einzigen jüdischen Patientin ,(F.R., 

geb. am 19.02.1912), die in der Kreis-, Kranken und  Pflege-

anstalt  Frankenthal untergebracht war, wurde eine Anfrage d es 

staatlichen Gesundheitsamtes Ludwigshafen dokumenti ert. Die 

Anfrage von 1941 nimmt Bezug auf den Aufenthaltsort  der Pati-

entin und die Durchführung der Zwangssterilisation (siehe Do-

kumente 3 und 4). 

Drei Tage später teilte die Anstalt dem Gesundheits amt mit, 

dass die Patientin im Oktober 1940 „mit der Judenak tion ab-

transportiert wurde“. 
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Dokumente 3 und 4 
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8.2.7  Geographische Herkunft 

 

 

 

Geographische Herkunft der Patientinnen - Klingenmü nster 
1934-1939
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Diagramm 37: 
Geographische Herkunft der als schizophren diagnost izierten 
und zwangssterilisierten  Frauen der Heil- und Pfle geanstalt 
Klingenmünster  von 1934 bis  1939 (Absolute Zahlen) 
 

Das Einzugsgebiet für die  Heil- und Pflegeanstalt Klingen-

münster erstreckte sich im Umkreis von ca. 80 km un d war re-

präsentiert durch ein agrarisch-dörfliches Milieu. 

An Hand der Akten war nicht feststellbar, warum Fra uen aus 

weiter entfernten Städten (Oberstdorf, Gladbeck) ei ne Ein-

weisung in die Anstalt Klingenmünster erhielten. 
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Geographische Herkunft der Patientinnen - Klingenmü nster 1934-       
1939 (in %)
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Diagramm 38: Prozentuale Verteilung der geographisc hen  
Herkunft (Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster )   
 

Geographische Herkunft der Patientinnen - Frankentha l 1934-1939
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Diagramm 39: Geographische Herkunft der als schizop hren 
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diagnostizierten und zwangssterilisierten Frauen de r Kreis-, 
Kranken- und Pflegeanstalt  Frankenthal  von 1934 bis  1939 (Ab-
solute Zahlen) 
 

 

Geographische Herkunft der Patientinnen - Frankentha l 1934-1939 
 (in %)
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Diagramm 40: 
Prozentuale Verteilung der geographischen Herkunft der als 
schizophren diagnostizierten und zwangssterilisiert en Frauen 
der Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt  Frankenthal  von 1934 
bis  1939 
 

 

 

In der Heil- und Pflegeanstalt Frankenthal  kamen 50% der ein-

gewiesenen Frauen aus Ludwigshafen, einem städtisch  geprägten 

Milieu.  

Zweithäufigster Herkunftsort mit 18 % war Kirchheim bolanden. 
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9.   Diagnose Schizophrenie 

 

9.1  Die Antragsdiagnose Schizophrenie 

 

„Kraeplin, der 1896 für eine Reihe von psychiatrisc hen Er-

krankungen den Sammelnamen „Dementia praecox“ prägt e, be-

schrieb den unaufhaltbaren Verlauf in „Schüben“ und  die früh-

zeitige im Bereich der Persönlichkeit sich zeigende  „Ver-

blödung“ (Defekt) als hervorstechendes Merkmal dies er Krank-

heitsgruppe. Das heißt, dass nach diesem Konzept nu r nach der 

Beobachtung einer langfristigen schubhaft erfolgend en Verän-

derung der Persönlichkeit von schizophrenen Anteile n oder dann 

auch von der „Schizophrenie“ gesprochen werden kann “ (Dörner, 

1978). 

Der Begriff „Schizophrenie“ wurde 1911 von Bleuler als Ober-

begriff für eine große Varietät von Zuständen des I rreseins 

eingeführt. „Für ihn stand nicht das Kriterium der früh-

zeitigen geistigen und gefühlsmäßigen „Verblödung“ im Vorder-

grund, sondern vielmehr die Beobachtung, dass Mensc hen zuneh-

mend zersplittern und zerfahren können. Er sprach d aher von 

„Spaltungsirresein“, was die Übersetzung von „Schiz ophrenie“ 

ist. Seit Bleuler ist es bis heute immer deutlicher  geworden: 

schizophrene Erkrankungen können entweder völlig ve rschwinden, 

oder mit einem Residualsyndrom (mit einem Rest dyna mischer 

Schwäche) ausheilen, oder mit einem mehr oder wenig er deutli-

chen „Defekt“ enden. Von „Endzustand“ zu sprechen, ist heute 

unzulässig, da auch „Defekte“ selbst nach Jahrzehnt en je nach 

den Umständen sich in erstaunlichem Ausmaß ändern k önnen“ 

(Dörner, 1978).  

 

Das Bild der schizophrenen Erkrankung teilte Bleule r auf in 

die Grundsymptome 

- Denkzerfahrenheit 

- Affektverflachung 

- Antriebslosigkeit 

- Autismus 
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- Ambivalenz  

- Aufmerksamkeitsstörungen 

 

und die akzessorischen Symptome 

- Halluzinationen 

- Wahn 

- Katatone Symptomatik  

 

Gemeinsam war den Beschreibungen, dass sie als „Abw eichungen 

vom Normalen“ angesehen wurden. Beschrieben oder ge messen wur-

den sie in Relation zu mehr oder weniger bestimmten  sozialen 

Standards von Intelligenz, Emotionalität, Bewusstse in und Ver-

halten. Die psychiatrischen Bestimmungen waren sozi ale Urteile 

und darüber hinaus Werturteile.  

Dass die unter diesen Diagnosen Erfassten nicht weg en einer 

„Krankheit“, sondern wegen ihres „minderen Werts“ s terilisiert 

wurden, war von den dominierenden Strömungen der Ps ychiatrie 

seit einem halben Jahrhundert vorbereitet worden. D iese Tradi-

tion mündete in die Sterilisationspolitik. “Schizop hrenie“ und 

„Schwachsinn“ waren keine deskriptiven Begriffe zur  Erklärung 

dessen, woran ein Mensch litt, sondern verfahrenste chnische 

Begriffe zur Bestimmung dessen, was juristisch und sozialpoli-

tisch mit ihm zu tun war: Entmündigung, Einweisung in Anstal-

ten, Erziehungsheime oder Hilfsschulen. Diese admin istrative 

Dimension der psychiatrischen Diagnostizierung rück te mit der 

Sterilisationspolitik vollends in den Vordergrund u nd betraf 

auch solche Menschen, die für die bisher praktizier ten Ein-

griffe nicht vorgesehen waren. „Die zentralen Diagn osen der 

Psychiatrie hatten mehr mit Politik als mit Krankhe it zu tun“ 

(Szasz, 1982). 

 

Gesicherte Erkenntnisse über die Erblichkeit und Er bgänge der 

Erkrankungen wie Schizophrenie, Schwachsinn oder Ep ilepsie, 

die die häufigsten Gründe für eine Zwangssterilisat ion bilde-

ten, lagen damals nicht vor. „So wies der Psychiate r Gaupp 
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darauf hin, dass man bei der von Rüdin noch 1933 ge nannten Er-

krankungswahrscheinlichkeit von 2% bis 7% bei Kinde rn eines 

schizophrenen Elternteils keineswegs von einer groß en Wahr-

scheinlichkeit erbkranken Nachwuchses sprechen könn e“ (Gaupp, 

1934).  

Gaupp war es auch, der als einer der wenigen Rassen hygieniker 

nach 1933 bestehende Erkenntnislücken und Forschung sdesiderate 

als solche kennzeichnete. So konstatierte er: „Beim  Formen-

kreis der Schizophrenie wie auch dem des angeborene n Schwach-

sinns, sei man sich über die Frage der Endo- bzw. E xogenität 

noch immer im Unklaren, zudem sei er im Hinblick au f beide 

Formenkreise persönlich sehr im Zweifel, ob hier ni cht oft 

noch ursächlich und dem innersten Wesen nach Versch iedenarti-

ges zusammengruppiert wird“ (Gaupp, 1934). Noch 193 9 offenbar-

te selbst der überzeugte Rassenhygieniker Bruno K. Schultz, 

Mitarbeiter im Rasse- und Siedlungshauptamt und SS-  Standar-

tenführer Zweifel, „ob das, was wir unter einer Dia gnose zu-

sammenfassen, auch immer wirklich eine Krankheitsei nheit im 

erbbiologischen Sinne darstellt. Das gilt für den S chwachsinn, 

aber auch für die Schizophrenie und eine Reihe weit erer häufi-

ger psychiatrischer Leiden“ (Schultz, 1934). Das hi elt Ärzte 

aber nicht davon ab, die Sterilisation zu fordern. Der Rassen-

hygieniker Verschuer forderte gar, „bei angeborenem  Schwach-

sinn wie auch bei Schizophrenie, zirkulärem Irresei n und Epi-

lepsie auf den Nachweis der Erblichkeit durch eine Familienun-

tersuchung zu verzichten, da das Leiden ohne entspr echende 

krankhafte Erbveranlagung nicht entsteht“ (Verschue r, 1934). 

Reichsärzteführer Wagner richtete seine Kritik an d er Diagnos-

tik der Schizophrenie gegen den Rassenhygieniker Rü din, der 

eine Unfruchtbarmachung auch dann als notwendig ans ah, wenn 

nur eine „leichte Ausprägung“ der Schizophrenie vor lag und die 

Diagnose nicht eindeutig war. Wagner nannte Rüdins unbelegte 

Behauptung, „die klinisch diagnostizierte Schizophr enie sei 

auch die „Erbkrankheit“ Schizophrenie“, eine Fiktio n, „denn 

Rüdin habe ihm auf die direkte Frage, wieweit das P roblem der 
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Solitärfälle von Schizophrenie geklärt sei, zugeben  müssen, 

dass es nicht geklärt ist, sondern, dass man in sei nem Insti-

tut diesen Fragekomplex jetzt erst (1938) in Arbeit  habe“ 

(Wagner, 1943).  

 

Damit begann – fünf Jahre nach In-Kraft-Treten des GzVeN – Rü-

din mit den Forschungsarbeiten zu einem Krankheitsb ild, dessen 

Erbvorgänge bereits 1933 von ihm als gesichert darg estellt 

wurden. Er vertrat so, offensichtlich wider bessere s Wissen, 

existentielle Eingriffe in das Leben eines Menschen .  

Als Rassenhygieniker wirkte Rüdin damit fundamental istischer 

an der Sterilisationsgesetzgebung und –durchführung  mit als 

der überzeugte Nationalist und Gesundheitspolitiker  Wagner, 

der zumindest Zweifel an der Wissenschaftlichkeit d er Rüdin-

schen Einstellung äußerte.  

Rüdins Negation des Rechtsgrundsatzes „in dubio pro  reo“ bei 

Verdacht auf eine vorliegende „Erbkrankheit“ bildet e unter 

Rassenhygienikern jedoch keineswegs eine Ausnahme, es galt der 

Grundsatz „lieber zuviel als zuwenig zu sterilisier en“ (Fet-

scher, 1933).  

 

Der Formulartext des Gesetzes zur Verhütung erbkran ken Nach-

wuchses wurde 1935 in diesem Sinne präzisiert: 

„Schizophrenie, einmal festgestellt, führt nach dem  Gesetz 

zwingend zur Unfruchtbarmachung, selbst wenn gleich artige oder 

ähnliche Krankheitserscheinungen sonst in der Famil ie des Be-

troffenen nicht beobachtet werden sollten. Sie ist ihrer Natur 

nach eine „Erbkrankheit“... . Die Krankheit (Schizo phrenie) 

als solche, d.h. die krankhafte Anlage, besteht wei ter, auch 

wenn die äußeren Krankheiterscheinungen jetzt zurüc kgetreten 

sind... . Die Unfruchtbarmachung muss nach den gelt enden Be-

stimmungen schon erfolgen, wenn die Krankheit auch nur vorü-

bergehend aus einer verborgenen Anlage sichtbar gew orden ist“ 

(Fetscher, 1933). 
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„Schizophrene wurden wegen eines ersten, einzigen o der lang 

zurückliegenden Anfalls („Schub“) bzw. Anstaltsaufe nthalt ste-

rilisiert“ (Bock, 1986). 

 

Was von den behandelnden Ärzten in den Heil- und Pf legeanstal-

ten  unter „Schizophrenie“ diagnostiziert und den A ngehörigen 

darüber vermittelt wurde, spiegeln zwei Dokumente a us den 

Krankenakten zweier zwangssterilisierten Frauen wie der (siehe 

Dokumente 5 und 6). 

 

Die Patientin S.L., geb. am 13.05.1900, wurde am 13 .04.1934 in 

die Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt Frankenthal einge-

wiesen. Eine Antrag auf Unfruchtbarmachung wurde au fgrund der 

Erbkrankheit Schizophrenie im Juni 1934 gestellt. 
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Dokument 5/1 



 98

Dokument 5/2 
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Dokument 6 
 

 

Im Brief vom 15. April 1937 der Anstalt Klingenmüns ter wird 

den Angehörigen der Patientin D.L. die schizophrene  Erkrankung 

„erklärt“ (Dokument 6). 

 

9.2  Familienanamnese 

 

Bei den  als schizophren diagnostizierten Mädchen u nd Frauen 

wurde eine „Erbkrankheit“ im Sinne des GzVeN innerh alb der 

Kernfamilie und / oder aus den Familien der Eltern nur in Ein-

zelfällen benannt. Die gesetzlich geforderte Dokume ntation von 

„Erbkrankheiten“ u. a. mit der Erstellung einer Sip pentafel 

wurde von den beteiligten Institutionen und Ärzten der Anstal-

ten weder in Klingenmünster noch in Frankenthal mit  der ge-

setzlich vorgeschriebenen Systematik und Konsequenz  be-
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trieben. So war in keiner der untersuchten Krankena kten eine 

Sippentafel vorhanden.  

In vielen lückenhaft und bruchstückhaft geführten K rankenakten 

fehlte jegliche Dokumentation über Erbkrankheiten i n der Fami-

lien.  

Die folgende Tabelle 4 zeigt, bei wie vielen der zw angs-

sterilisierten Frauen in der Krankenakte eine Erbkr ankheit ei-

nes Familienangehörigen überhaupt genannt wurde.  

 

 

  

 

Jahr 

Nennung ei-

ner Erb-

krankheit 

in Familie 

Prozentzahl  

 

Nennung ei-

ner Erb-

krankheit 

in Familie 

Prozentzahl  

1934 10 von 21 47,6 % 0 von 5 0,0 % 

1935 5 von 17 29,4 % 8 von 14 57,1 % 

1936 7 von 16 43,7 % 9 von 9 100 % 

1937 1 von 13 7,7 % 1 von 3 33,3 % 

1938 3 von 12 25,0 % 2 von 8 25,0 % 

1939 0 von 1 0,0 % 0 von 2 0,0 % 

1934-1939 26 von 80 32,5 % 20 von 41 48,8 % 

 
Tabelle 4: Nennung einer Erbkrankheit eines Familie nan-  
           gehörigen (absolute Zahlen und Prozentza hlen) in  
           den Krankenakten der zwangssterilisierte n Frauen 
 

Bei den als schizophren diagnostizierten und dann z wangs-

sterilisierten 80 Patientinnen der Heil- und Pflege anstalt 

Klingenmünster von 1934 bis 1939  kam es nach der A uswertung 

der Krankenakten zu der Nennung einer „Erbkrankheit “ im Sinne 

des GzVeN bei insgesamt lediglich 32,5% der Fälle.  

In der Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt Frankenth al dagegen 

wurde in fast der Hälfte der 41 Fälle eine Erbkrank heit eines 

Familienangehörigen in der Krankenakte dokumentiert . 

Klingenmünster Frankenthal 
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Hier fällt auch auf, dass im Jahr 1936 bei allen Fr auen, die 

zwangssterilisiert wurden, eine Erbkrankheit eines Familienan-

gehörigen in der Krankenakte genannt wurde.    

 

Die folgenden Daten basieren auf den originalen Kra nkenakten, 

in denen Angaben über Erbkrankheiten im Sinne des G esetzes zur 

Verhütung erbkranken Nachwuchses in der Familie gem acht wurden 

und stellen dar, wie oft Erbkrankheiten bei welchen  Familien-

angehörigen genannt wurden. Dabei sind pro Patienti n Mehrfach-

nennungen möglich gewesen. 

 

Familienanamnese - Klingenmünster

6

4

10

10

Mutter

Vater

Geschwister

Andere

   

Diagramm 41:  
Angaben über Erbkrankheiten in den Familien der als  schizo-
phren diagnostizierten und zwangssterilisierten Fra uen  in 
Klingenmünster von 1934 bis  1939 (Absolute Zahlen) 
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Familienanamnese - Klingenmünster    (in %)

20%

13%

34%
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Mutter

Vater

Geschw ister

Andere

 

Diagramm 42:  
Prozentuale Verteilung über die Angaben von Erbkran kheiten in 
den Familien zwangssterilisierter schizophrener Fra uen der 
Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster von 1934 bis  1939 
 

 

      

Familienanamnese - Frankenthal
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Mutter
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Diagramm 43:  
Angaben über Erbkrankheiten in den Familien der als  schizo-
phren diagnostizierten und zwangssterilisierten Fra uen der 
Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt  Frankenthal  von 1934 bis  
1939 (Absolute Zahlen) 
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Familienanamnese - Frankenthal (in %)
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Diagramm 44: 
Prozentuale Verteilung über die Angaben von Erbkran kheiten in 
den Familien der als schizophren diagnostizierten u nd zwangs-
sterilisierten Frauen der Kreis-, Kranken- und Pfle geanstalt  
Frankenthal  von 1934 bis  1939 
 

 

9.3  In den Krankenakten genannte Symptome der Schi zophrenie  

 

 

 

 

Jahr 

Nennung ei-

nes Symptoms  

der Schizo-

phrenie 

 

Prozentzahl  

 

Nennung ei-

nes Symptoms  

der Schizo-

phrenie 

 

Prozentzahl  

1934 20 von 21 95,2 % 5 von 5 100 % 

1935 17 von 17 100 % 14 von 14 100 % 

1936 16 von 16 100 % 9 von 9 100 % 

1937 13 von 13 100 % 3 von 3 100 % 

1938 12 von 12 100 % 8 von 8 100 % 

1939 1 von 1 100 % 2 von 2 100 % 

1934-1939 79 von 80 98,8 %  41 von 41 100 % 

 

Tabelle 5: Anzahl der zwangssterilisierten Frauen, in deren  
           Krankenakte ein Symptom der Schizophreni e genannt     
           wurde (absolute Zahlen und Prozentzahlen ) 
 

 

Klingenmünster Frankenthal 
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Die obige Tabelle gibt an, in wie vielen Krankenakt en der 

zwangssterilisierten Frauen wenigstens ein Grundsym ptom oder 

ein akzessorisches Symptom einer schizophrenen Erkr ankung nach 

Bleuler angegeben wurde. Dies ist bis auf eine Kran kenakte in 

allen weiteren Krankenakten in Klingenmünster wie a uch in al-

len Krankenakten in Frankenthal der Fall. Das dabei  in allen 

Fällen genannte Symptom nach Bleuler war das akzess orische 

Symptom „Wahn“ (Auftreten von Wahnvorstellungen). 

 

 

 

Symptome der Schizophrenie 1934-1939 - Klingenmünst er 

79

23

77

67

29
20

Wahn

Katatone
Symptomatik
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Suizid
versuche

 

Diagramm 45: 
Symptomnennungen der als schizophren diagnostiziert en und 
zwangssterilisierten Frauen der Heil- und Pflegeans talt  
Klingenmünster von 1934 bis  1939 (Absolute Zahlen) 
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Symptome der Schizophrenie 1934-1939 - Klingenmünst er (in %)
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Diagramm 46:  
Prozentuale Verteilung der genannten Symptome der a ls schizo-
phren diagnostizierten und zwangssterilisierten Fra uen der 
Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster von 1934 bis  1939 
 
 
 

Symptome der Schizophrenie 1934-1939 - Frankenthal
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Diagramm 47: Symptomnennungen der als  schizophren diagnos-
tizierten und zwangssterilisierten Frauen der Kreis -, Kranken- 
und Pflegeanstalt  Frankenthal  von 1934 bis  1939 
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Symptome der Schizophrenie 1934-1939 - Frankenthal (in %)

29%

3%

29%

26%

8% 5%
Wahn

Katatone
Symptomatik

Halluz
inationen

Erregungs
zustände

Gewalt
tätigkeit

Suizid
versuche

 

Diagramm 48: Prozentuale Verteilung der genannten S ymptome der 
als  schizophren diagnostizierten und zwangssterili sierten 
Frauen der Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt  Frankenthal  von 
1934 bis  1939 
 

Große Übereinstimmung in der Nennung der Einzeldiag nosen lässt 

sich an Hand der statistischen Auswertung der Krank enakten 

zwischen der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster  und der 

Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt  Frankenthal  feststellen. 

 

10.  Die Anzeige zur Unfruchtbarmachung im Rahmen d es GzVeN 

 

Die Anwendung des  gesetzlich vorgeschriebenen Anze igen-

formulars durch den Anstaltsleiter oder  durch den jeweiligen 

Amtsarzt war der erste Schritt im Ablauf des Steril isations-

verfahrens.  

Zur Anwendung sollte das gesetzlich vorgesehene For mular aus 

dem Reichsgesetzblatt Jahrgang 1933, Teil 1, 1024 A nlage 3 

kommen (siehe Dokument 7). 

Zu dieser Anzeige waren alle approbierten Ärzte, al le An-

staltsleiter für ihre Insassen sowie alle Personen,  die sich 

mit der Heilbehandlung, Untersuchung oder Beratung von Kranken 

befassten, verpflichtet (Verordnung zur Ausführung des Ge-

setzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 5.D ezember 

1933. In: RGB1, 1933, Teil 1). 
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Zuständig für die Anzeige war der Amtsarzt, in dess en Einzugs-

gebiet der „Erbkranke“ seinen Wohnsitz hatte bzw. d ie Anstalt 

des Patienten gelegen war.  

 

Angezeigt werden sollten bei dem Amtsarzt alle Pers onen unab-

hängig von deren Alter, die unter Verdacht standen,  an einer 

Erbkrankheit im Sinne des Gesetzes zur Verhütung er bkranken 

Nachwuchses oder schwerem Alkoholismus zu leiden. 

„Ziel war es, dass alle Erbkranken durch die im Ges etz zur An-

zeigenpflicht verpflichteten Personen - also auch d ie Ärzte - 

erfasst werden sollten“ (Koch, 1993). 

Für die Anzeige wurde das ärztliche Berufsgeheimnis  außer 

Kraft gesetzt.  

 

Zum anderen verpflichtete der Reichsminister alle A mtsärzte in 

einem Erlass vom 26. November 1934, die Namen der a nzeigenden 

Ärzte geheim zu halten. 

 

„Da sich sehr große Nachteile und Unannehmlichkeite n ergeben 

können (...). Der antragsstellende Arzt oder Amtsar zt ist 

nicht berechtigt, dem erbkranken oder sonstigen Per sonen davon 

Mitteilung zu machen, wer die Anzeige erstattet hat (...). 

Der Amtsarzt ist auch dem Erbgesundheitsgericht geg enüber zur 

Anzeige des Namens der anzeigenden Medizinalperson nur auf be-

sonderes Ersuchen verpflichtet“ (Braß, 2004). 

 

 

„Mit der Neuauflage des Gesetzeskommentars von Gütt , Rüdin und 

Ruttke wurde 1936 die Anzeigenpflicht ungeheuer ver schärft. 

Ärzte konnten anlässlich jedes Arztbesuches sterili sations-

politisch aktiv werden“ (Bock, 1986). 

Das Fehlen von gesetzlich vorgeschriebenen Anzeigef ormularen 

in allen bearbeiteten Patientenakten ist evident.  

Eine Selbstanzeige war in keiner Krankenakte dokume ntiert. 
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Dokument 7 
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11.   Antragstellung 

 

11.1  Antragstellung durch Anstaltsleiter 

 

Der zweite Schritt im Verfahrensablauf der Sterilis ation war 

der Antrag auf Unfruchtbarmachung in Verbindung mit  der ärzt-

lichen Bescheinigung und dem Merkblatt zur Vorlage beim zu-

ständigen Erbgesundheitsgericht (siehe Dokumente 8 bis 10).  

 

Die in den beiden Anstalten untersuchten Patientena kten wiesen 

anstaltsbezogene individuelle Anträge und ärztliche  Bescheini-

gungen auf. Diese entsprachen nicht den vorgegebene n gesetz-

lichen Bestimmungen und Vordrucken. Oft wurden in d en Patien-

tenakten die ärztliche Bescheinigung und der Antrag  auf Un-

fruchtbarmachung in einem Schreiben zusammengefasst . Ein Bei-

spiel dafür ist nachstehender Antrag für die Patien tin Sch. E. 

der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster (siehe D okument 

11).  

 

Die Dokumente, dass die Ärzte den „erbkranken“ Anst altsin-

sassinnen bzw. deren Angehörigen das Merkblatt (Dok ument 12) 

ausgehändigt und die damit verbundene offizielle „A ufklärung“ 

über das Wesen und die Folgen der Unfruchtbarmachun g mitge-

teilt hatten, fehlen gänzlich in den Krankenakten u nd zeigen 

erneut die Kluft zwischen den theoretischen Vorgabe n des GzVeN 

und den individuellen anstaltsbezogenen Umsetzungen .   
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Dokument 8 
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Dokument 9 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dokument 10 
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Dokument 11 

 

 



 113

Dokument 12 
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Zur Antragsstellung waren berechtigt: der Amtsarzt,  die be-

treffende Person selbst oder ihr gesetzlicher Vertr eter sowie 

die Anstaltsleiter einer Kranken-, Heil- und Pflege anstalt für 

ihre Insassen (Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach wuchses vom 

Juli 1933; In: RGB1, 1933, Teil 1).  

Vorzulegen war dem Erbgesundheitsgericht  

- neben dem schriftlich verfassten Antrag auf Unfruch t-

barmachung,  

- eine Bescheinigung über ein ausgeführtes ärztliches  

Aufklärungsgespräch über das Wesen und die Folgen e i-

ner Sterilisation,  

- ein ärztliches Gutachten  oder eine andere glaubhafte 

Begründung.  

- das Erstellen einer Sippentafel und zumeist  auch eine 

Intelligenzprüfung.  

 

Ein Antrag wurde nicht mehr gestellt, wenn der Amts arzt be-

stätigte, dass der Eingriff eine Gefahr für das Leb en des 

„Erbkranken“ bedeutete, der Patient dauerhaft in ei ner ge-

schlossenen Anstalt verwahrt wurde, eine Altersgren ze von 45 

Jahren überschritten wurde oder aus anderen Gründen  keine 

Fortpflanzungsfähigkeit mehr bestand.  

 

Kam der Anstaltsleiter zu dem Ergebnis, dass die ei ngewiesene 

Person an einer „Erbkrankheit“ litt, so wurde der A ntrag auf 

Unfruchtbarmachung zur Entscheidung dem Erbgesundhe itsgericht 

vorgelegt. Das Gesetz (§3 GzVeN) gab auch  beamtete n Ärzten, 

Leitern und Ärzten von Kranken-, Heil- und Pflegean stalten, 

den Gerichts-, Wehrmachts- und KZ-Ärzten das Recht,  ungeachtet 

des Willens der Betroffenen deren Sterilisation zu beantragen. 

Der Anteil der Anträge von Anstaltsleitern, der 193 4 im 

Reichsdurchschnitt noch bei etwa 30 % lag, verminde rte sich im 

Laufe der Jahre zugunsten der Anträge von Amtsärzte n (1935: 

70%, 1937: 90%). Ferner erhöhte sich der Anteil der  amtsärzt-

lichen Anträge deshalb, weil die Sterilisationsakti vität sich 
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nach der großen Welle der Anstaltssterilisationen d en frei Le-

benden zuwandte“ (Bock, 1986).   

„Gröblich und systematisch verletzt wurde vielfach die 

Pflicht, über Tragweite, Art und Folgen des Eingrif fs auf-

zuklären ... In der nationalsozialistischen Sterili sations-

politik wurde die Notwendigkeit von Zwang meist ger ade mit der 

„Einsichtslosigkeit“, „Böswilligkeit“ und der angeb lichen Un-

fähigkeit der Betroffenen, für sich selbst zu sprec hen, ge-

rechtfertigt, oder ihnen wurde die Fähigkeit dazu g erade zum 

Zweck abgesprochen, sie zu sterilisieren. Der Antra gsteller 

musste unterschreiben, dass er den Kandidaten „über  das Wesen 

und die Folgen der Unfruchtbarmachung aufgeklärt“ u nd ihm ein 

zwölfzeiliges Merkblatt ausgehändigt hatte. Die Auf klärungs-

pflicht gegenüber Anstaltsinsassen wurde weitgehend  durch das 

Verbot, “Erbkranke unsterilisiert zu entlassen, ers etzt“ 

(Bock, 1986).  

Volljährige konnten nach § 2 des Sterilisationsgese tzes ihre 

Sterilisation selbst beantragen. In der hier unters uchten 

Stichprobe stellte keine Anstaltsinsassin einen sol chen An-

trag. „Ein Haupthindernis für Selbstanträge war die  Weigerung 

der Betreffenden, ihren eigenen „Schwachsinn“ oder ihre eigene 

„Schizophrenie“ zu unterschreiben ... Weigerten sic h Anstalts-

insassen, einen Selbstantrag zu unterschreiben, so wurde der 

Antrag vom Anstaltsleiter oder vom Amtsarzt ohnehin  gestellt“ 

(Bock, 1986). 

 

Für die Patienten in Heil- und Pflegeanstalten galt  nach der 

Maßnahme vom 29. Mai 1934, dass bei Anstaltsinsasse n die Un-

fruchtbarmachung nicht bei dem für ihren Wohnsitz, sondern bei 

dem für ihren Anstaltsort zuständigen Erbgesundheit sgericht 

beantragt werden sollte. „Man ersparte sich dadurch  die be-

schwerliche Auseinandersetzungen mit den Angehörige n und er-

leichterte die Geheimhaltung; die Verordnung wurde insbe-

sondere von Anstaltsleitern als Wohltat empfunden“ (Becker, 

1937). 
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Für die Anstaltsinsassen gab es gesetzlich zwei Mög lichkeiten, 

sich der drohenden Zwangssterilisation zu entziehen . Zum einen 

konnten sie eine Beschwerde gegen das Urteil des Er bgesund-

heitsgerichts einlegen, verbunden mit der Hoffnung,  dass das 

Erbgesundheitsobergericht zu ihren Gunsten entschei den würde, 

oder sie mussten auf eigene Kosten in der Anstalt  bleiben mit 

der Gewähr, dass die Fortpflanzung unterbleibt. Dam it war für 

die Insassinnen der Anstalten, die als „erbkrank im  Sinne des 

Gesetzes“ eingestuft wurden, eine Entlassung unabwe ndbar an 

die vorausgegangene Sterilisation gekoppelt. Dies g alt unab-

hängig davon, ob sie sich  freiwillig in eine psych iatrische 

Anstalt begeben hatten oder zwangsweise eingewiesen  worden wa-

ren. In den Jahren 1934 bis 1936 gehörten etwa 30% bis 40 % 

der Sterilisanden zu denjenigen, die, nach den Wort en eines 

damaligen Sterilisationsrichters „sich heute in öff entlichen 

Nervenanstalten und Krankenhäusern befinden und dem nach bedin-

gungslos in unseren Händen sind“ (Straub, 1935).  

So beantragten die Anstalten direkt beim Erbgesundh eitsgericht 

die Sterilisation.  

 

„Im  vollständigsten Fall enthält eine Prozessakte  eine An-

zeige, einen Antrag, ein vom Antragsteller untersch riebenes 

Formular, der „Unfruchtbarzumachende“ sei über „das  Wesen und 

die Folgen der Unfruchtbarmachung aufgeklärt“ und d as amtliche 

„Merkblatt über die Unfruchtbarmachung“ sei ausgehä ndigt wor-

den, außerdem, das (meist amts-)ärztliche Gutachten  des An-

tragstellers mit Angaben über Familienangehörige, A namnese, 

körperlichen und psychischen Befund, bei „Schwachsi nns“ - Fäl-

len ein „Intelligenzprüfbogen“, einen mehr oder wen iger stan-

dardisierten „Sippenbogen“, einen Strafregisterausz ug, Kran-

kengeschichten, Kurz- oder Wortprotokolle der Geric hts-

verhöre, Briefe der Betroffenen und ihrer Angehörig en, An-

fragen bei unterschiedlichen Behörden und deren Ant worten, ei-

gens für den Prozess erstellte medizinische und psy chia-

trische Gutachten mit den dazugehörigen Kostenabrec hnungen, 
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Schriftsätze von Rechtsanwälten, Gerichtsbeschlüsse , Beschwer-

den oder Wiederaufnahmeanträge, Beschwerdeverzichte , Drohungen 

mit Polizeieinsatz, Polizeiberichte über Fahndung n ach Ge-

flüchteten, einen knappen Operationsbericht des ste rilisieren-

den Arztes, Aussetzungsanträge und im Fall ihrer Ge nehmigung 

regelmäßige Berichte über Zustand und Verbleib der Betroffe-

nen, das Duplikat einer Karteikarte über die Betrof fenen, die 

der „erbbiologischen Bestandaufnahme des deutschen Volkes“ 

einverleibt wurde“ (Koch, 1993). 

 

 

11.1.1  Zeitfenster zwischen Anstaltsaufnahme und A ntrag auf   

        Unfruchtbarmachung durch den Anstaltsleiter  

 

Zeitfenster zwischen Aufnahme und Antrag - 
Klingenmünster 1934-1939
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Diagramm 49: 
Zeitfenster zwischen Anstaltsaufnahme und Antrag au f Unfrucht-
barmachung durch den Anstaltsleiter der Heil- und P flege-
anstalt Klingenmünster  von 1934-1939 (Absolute Zahlen) 
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Zeitfenster zwischen Aufnahme und Antrag - 
Klingenmünster 1934-1939 (in %)
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Diagramm 50:  
Prozentuale Verteilung bzgl. des Zeitfensters zwisc hen An-
staltsaufnahme und Antrag auf Unfruchtbarmachung du rch den An-
staltsleiter der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster  von 
1934 - 1939 

Zeitfenster zw ischen Aufnahme und Antrag - 
Frankenthal 1934-1939
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Diagramm 51: 
Zeitfenster zwischen Anstaltsaufnahme und Antrag au f Unfrucht-
barmachung durch den Anstaltsleiter der Kreis-, Kra nken- und 
Pflegeanstalt Frankenthal  von 1934-1939 (Absolute Zahlen) 
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Zeitfenster zw ischen Aufnahme und Antrag - 
Frankenthal 1934-1939 (in%)
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Diagramm 52: 
Prozentuale Verteilung bzgl. des Zeitfensters zwisc hen An-
staltsaufnahme und Antrag auf Unfruchtbarmachung du rch den An-
staltsleiter der Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt  Franken -
thal  von 1934-1939 
 

 

In beiden Anstalten wurde in über 50% der Fälle in den ersten 

zwei Monaten nach Einweisung ein Antrag auf Unfruch tbar-

machung bei den als schizophren diagnostizierten un d dann 

zwangssterilisierten Frauen gestellt. In 20% der Fä lle erfolg-

te die Antragsstellung in einem Zeitraum von zwei b is vier Mo-

naten.  

In jeweils 1% der Fälle (Heil- und Pflegeanstalt Kl ingen-

münster) und 2% der Fälle (Kreis-, Kranken- und Pfl egeanstalt 

Frankenthal )  wurde zwanzig Monate nach der Einweisung ein An-

trag auf Unfruchtbarmachung gestellt. Hierfür fand sich in den 

Krankenakten keine ärztliche Begründung.  
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11.1.2   Gesamtaufenthaltsdauer der Zwangssterilisi erten in den   

  Heilanstalten 

Gesamtaufenthaltsdauer der Frauen in der Anstalt - Klingenmünster 
1934-1939
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Diagramm 53: Gesamtaufenthaltsdauer der als schizop hren       
diagnostizierten und zwangssterilisierten Frauen de r Heil-  
und Pflegeanstalt Klingenmünster von 1934 bis  1939 
(Absolute Zahlen) 

 

 
 
 
 
 
 

Diagramm 54: Prozentuale Verteilung der Gesamtaufen thalts-
dauer der als schizophrenen diagnostizierten und zw angs-
sterilisierten Frauen der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmüns-
ter von 1934 bis  1939 

 

 

 

Gesamtaufenthaltsdauer der Frauen in der Anstalt - Klingenmünster 1934-
1939 (in %)
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Gesamtaufenthaltsdauer der Frauen in der Anstalt - Frankenthal 
1934-1939
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Diagramm 55: Gesamtaufenthaltsdauer der als schizop hren     
diagnostizierten und zwangssterilisierten Frauen de r      
Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt  Frankenthal  von 1934     
bis  1939 (Absolute Zahlen) 
 

Gesamtaufenthaltsdauer der Frauen in der Anstalt - Frankenthal 
1934-1939 (in %)
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Diagramm 56: Prozentuale Verteilung der Gesamtaufen t-
haltsdauer der als schizophren diagnostizierten und  zwangs-
sterilisierten  Frauen der Kreis-, Kranken- und Pfl egeanstalt  
Frankenthal  von 1934 bis  1939 
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In beiden Anstalten zeigte sich, dass bei den als s chizophren 

diagnostizierten und dann zwangssterilisierten Pati entinnen    

(in 76% der Fälle in Klingenmünster und in 76% der Franken-

thaler Fälle) es zu einer Gesamtaufenthaltsdauer vo n wenigen 

Wochen bis zu zwölf Monaten in der Anstalt kommen k onnte. Dann 

wurden die zwangssterilisierten Frauen in die Fürso rge ihrer 

Familie entlassen.  

Nur 11% der Frauen in Klingenmünster und 7% in Fran kenthal 

verblieben insgesamt bis zu zwei Jahre in der Ansta lt, bis die 

Zwangssterilisation durchgeführt worden war und es zur  Rück-

kehr in die Familie kam. Insgesamt scheinen die Han dlungs-

optionen der beteiligten Ärzte und Anstalten darauf  abgezielt 

zu haben, bei den Frauen möglichst umgehend das GzV eN zur An-

wendung zu bringen und damit eine baldige Entlassun g in die 

Fürsorge der Familie zu erreichen.  

 

Längere Anstaltsaufenthalte von 25 bis 36 Monaten l agen nur 

bei 11% der Frauen in Klingenmünster  und 10% der Frauen in 

Frankenthal vor. 

 

Die nationalsozialistisch geprägte Medizinideologie  verlangte 

eine Veränderung des beruflichen Selbstverständniss es der Me-

diziner.  

Es ging weder um die Behandlung des Kranken und sei ne Stabili-

sierung, vielmehr traten rassistische Aspekte durch  eine 

schnelle Sterilisierung und ökonomische Gesichtspun kte durch 

die schnelle Rückführung der Frauen in die Fürsorge  ihrer Ehe-

männer oder Eltern in den Vordergrund. „Nicht der l eidende 

Einzelmensch, sondern der  sogenannte Volkskörper sollte im 

Mittelpunkt ärztlichen Handelns stehen. Aus dem Arz t des Indi-

viduums muss der Arzt der Nation werden“ (Bauer et al., 1938). 
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11.1.3  Statistische Auswertung der Antragsteller 
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Diagramm 55: Die Antragsteller für die Zwangssteril isation der 
als schizophren diagnostizierten Frauen der Heil- u nd Pflege-
anstalt Klingenmünster  von 1934 bis 1939 (Absolute Zahlen) 
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Diagramm 56: Prozentuale Verteilung der Antragstell er für die 
Zwangssterilisation der als schizophren diagnostizi erten  
Frauen der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster  von 1934 bis 
1939 
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Allen ausgewerteten Krankenakten zufolge wurde die Antrag-

stellung zur Unfruchtbarmachung durch den jeweilige n Anstalts-

leiter vorgenommen. In keiner Krankenakte ist ein W iderspruch 

seitens der Patientinnen oder ihrer Angehörigen geg en das ein-

geleitete Verfahren dokumentiert.  

 

Bei den Krankenakten der Heil- und Pflegeanstalt Kl ingen-

münster wurden in  90% der Fälle der Antrag zur Unfrucht-

barmachung durch den Anstaltsleiter gestellt. Jewei ls 3% wur-

den durch die Anstaltsleiter von Frankenthal bzw. H eidelberg 

und 1% der Fälle durch den Anstaltsleiter von Hombu rg ge-

stellt, was durch eine Verlegung der Patientinnen b egründet 

war. In 3% der Fälle war der Antragsteller nicht do kumentiert, 

obwohl in der Krankenakte ein Vermerk über die Durc hführung 

einer Zwangssterilisation zu finden war. 
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Diagramm 57:  
Die Antragsteller für die Zwangssterilisation der a ls schizo-
phren diagnostizierten Frauen der Kreis-, Kranken- und Pflege-
anstalt  Frankenthal  von 1934 bis  1939 (Absolute Zahlen) 
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Diagramm 58: Prozentuale Verteilung der Antragstell er für die 
Zwangssterilisation der als schizophren diagnostizi erten  
Frauen der  Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt  Frankenthal  von 
1934 bis  1939 
 

  

Die untersuchte Stichprobe zeigt, dass in 85 Prozen t der Fälle 

die Antragsstellung von dem ärztlichen Leiter der K reis-, 

Kranken- und Pflegeanstalt  Frankenthal vorgenommen wurde. 5% 

der Anträge wurden vor der Verlegung nach Frankenth al vom An-

staltsleiter der Heidelberger Psychiatrischen Klini k gestellt, 

bei 10% der bearbeiteten Krankenakten war der Antra gssteller 

nicht dokumentiert.  

In keiner der Patientenakten fand sich eine Dokumen tation, 

dass eine Anstaltsinsassin selbst einen Antrag auf Sterili-

sation gestellt hätte.  

 

Die erste Durchführungsverordnung des Gesetzes zur Verhütung 

erbkranken Nachwuchses sah nämlich vor, „dass die S terili-

sation von Patienten, die dauernd anstaltsbedürftig  waren“ 

(Gütt et al.,1934) oder „sich auf eigene Kosten in eine ge-

schlossenen Anstalt aufnehmen ließen“, (Gütt et al. ,1934) für 

die Dauer ihre Aufenthaltes ausgesetzt werden konnt e. „Ein 

fortpflanzungsfähiger „Erbkranker“ durfte nur dann aus der An-
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stalt entlassen oder beurlaubt werden, wenn dieser vorher un-

fruchtbar gemacht worden war“ (Gütt et al.,1934). 

Die Entlassung einer nichtsterilisierten Patientin wurde ver-

weigert. So blieb den Frauen oft nichts anderes übr ig, als ih-

re Sterilisation abzuwarten oder sie selbst gar zu beantragen 

(Bock, 1986), was allerdings in keiner der untersuc hten Kran-

kenakten gefunden werden konnte. 

 

 

11.2   Dokumentation der Antragstellung 

 

In der hier zu untersuchenden Stichprobe war in der  Zeit von 

1934 bis 1939 in beiden Anstalten keine Antragstell ung mit dem 

gesetzlich vorgeschriebenen Antragsformular (Nr. 13 8 – Tag der 

Ausgabe: Berlin, den 7. Dezember 1933 /1025) dokume ntiert. 

 

Individuell von der Heilanstalt angefertigte Antrag sformulare 

fanden sich in 25% der Krankenakten aus Klingenmüns ter und in 

2% der Krankenakten aus Frankenthal. Für 41% (Kling enmünster) 

und 49% (Frankenthal) der als schizophren diagnosti zierten und 

dann zwangssterilisierten Frauen war generell in de n Akten 

keine Antragstellung durch die zuständigen Ärzte bz w. den An-

staltsleiter vorhanden. Formlos, d.h. weder den ges etzlichen 

Vorgaben entsprechend noch auf individuell angefert igten An-

tragsformularen, erfolgten in Klingenmünster 34% un d in Fran-

kenthal 49% der Anträge auf Unfruchtbarmachung. Off ensichtlich 

wurden die vorgegebenen gesetzlichen Vorschriften h insichtlich 

der Antragsstellung von der Anstaltsleitung nicht u mgesetzt. 

Unbeantwortet muss die Frage bleiben, ob die Anträg e aus den 

Akten entnommen wurden.  
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Diagramm 59: Dokumentation der Antragstellung in de r Heil- und 
Pflegeanstalt Klingenmünster (absolute Zahlen)  
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Diagramm 60: Prozentuale Verteilung der Dokumentati on der An-
tragstellung in der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster  von 
1934 bis 1939 
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Diagramm 61: Dokumentation der Antragstellung in de r Kreis-, 
Kranken- und Pflegeanstalt  Frankenthal  von 1934 bis  1939 
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Diagramm 62: Prozentuale Verteilung der Dokumentati on der An-
tragstellung in der Kreis-, Kranken- und Pflegeanst alt  Fran-
kenthal  von 1934 bis  1939 
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12.  Die Verfahrensweise vor dem Erbgesundheitsgeri cht und dem   

     Erbgesundheitsobergericht 

 

Die ersten sogenannten Erbgesundheitsgerichte hatte n 1934 ihre 

Tätigkeit aufgenommen und waren den Amtsgerichten a ngeglie-

dert. Zusammengesetzt  waren die Erbgesundheitsgeri chte mit  

-   einem Amtsrichter, 

-   einem Amtsarzt und 

-   einem Arzt, der mit der Erbgesundheitslehre bes onders 

    vertraut war (§6 GzVeN).   

„Das Erbgesundheitsgericht hatte u.a. folgende  Auf gaben wahr-

zunehmen: 

-   Persönliche Anhörung der „Erbkranken“ 

-   Beschlussfassung mit einfacher Mehrheit 

-   evtl. Aussetzung  des Verfahrens 

-   evtl. Anordnung, ein Gutachten zu erstellen 

-   evtl. endgültige Anordnung, ein Ehetauglichkeit szeugnis           

    auszustellen 

-   evtl. Anordnung auf Untersuchung der Fortpflanz ungs-  

    fähigkeit“ (Koch, 1993). 

 

Die Verfahren vor dem Erbgesundheitsgericht waren n icht öf-

fentlich (§ 7 GzVeN). Häufig waren die Betroffenen gar nicht 

anwesend, ein Urteil wurde dann in Abwesenheit der Betroffenen 

ausgesprochen. 

Eine Terminbenachrichtigung zur Verhandlung vor dem  Erbgesund-

heitsgericht Frankenthal aus der Patientenakte von Frau E.M. 

aus dem Jahr 1935 zeigt die Diskrepanz zwischen ein em offi-

ziellen Gesetz und der „Geheimhaltung“ in seiner Um setzung. 

Auf einem extra angefertigtem Papierstreifen wurde die Termin-

benachrichtigung mit dem  Hinweis „auf strengstes S till-

schweigen gegenüber dritten Personen“ versehen (sie he Dokument 

13). 
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Dokument 13 

 

Wie Dokument 14 zeigt, tagte 1939 das Erbgesundheit sgericht  

Zweibrücken nicht nur in den Räumen des Amtsgericht s, sondern 

es wurden auch Verhandlungen in der Heil- und Pfleg eanstalt 

Frankenthal durchgeführt, vielleicht um aufwändige Fahrten der 

Anstaltsinsassinnen zu vermeiden. Auch hier fallen wieder die 
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unklaren Anordnungen über die Notwendigkeit des Ers cheinens 

der Patientin vor dem Erbgesundheitsgericht auf. 

 

Dokument 14 
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Immer wieder – wie Dokument 15 zeigt - erfolgt der Hinweis auf 

die Geheimhaltung und Verschwiegenheit aller am Ver fahren be-

teiligten Personen, obwohl sich alle doch auf ein g eltendes 

Recht beziehen konnten. 

Dokument 15 

 

Wenn auch vereinzelt, so musste aufgrund der Aktena nalyse 

festgestellt werden, dass offensichtlich Bescheinig ungen durch 

behandelnde Ärzte handschriftlich verändert wurden (siehe Do-

kument 16).  

Dokument 16 
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Diesem Schreiben vom 7. März 1934 folgte bereits am  19. April 

1934 das Urteil des Erbgesundheitsgerichts Zweibrüc ken auf Un-

fruchtbarmachung mit der Aufforderung, den Eingriff  binnen 

zwei Wochen im Krankenhaus Ludwigshafen vornehmen z u lassen 

(siehe Dokument 17). 

 

 

Dokument 17 

 

Auch die im Beschluss (U.R. 720/34; Dokument 18) de s Erb-

gesundheitsgerichts Frankenthal getroffene Behauptu ng einer 

Selbstanzeige der Anstaltsinsassin („Am 25.10.1934 beantragte 

El. S. ihre Unfruchtbarmachung wegen Schizophrenie.  Diesem An-
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trag hat sich am gleichen Tage der Leiter der Kreis -, Kranken- 

und Pflegeanstalt Frankenthal angeschlossen.“) ist durch kein 

Dokument abgesichert (siehe Dokument 18). 

 

Dokument 18/1 
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Dokument 18/2 
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In den Krankenakten abgeheftete Laufbogen wiesen Vo rgänge und 

Beschlüsse auf, ohne dass die dafür notwendigen Dok umente bei-

gefügt waren. Damit zeigt sich immer wieder die Lüc kenhaftig-

keit der Krankenaktenführung (siehe Dokument 19). 

Dokument 19 

 

 

„Eine zwangsweise Vorführung war bezeichnenderweise  für den 

Gerichtstermin selbst nicht vorgesehen und kam in d er Praxis 

selten vor. Häufig wurden die Prozesse auf der Grun dlage von 

Akten und Krankengeschichten entschieden, und viele  Kandidaten 

erhielten formularmäßige Nachricht:  

“Ein Erscheinen zu dem Termine ist nicht erforderli ch.“  

„Manche glaubten, durch ihre Abwesenheit die Steril isation hi-

nausschieben oder abwenden zu können, andere bestan den auf Ge-

hör, um die Sache zu ihren Gunsten zu beeinflussen“  (Bock, 

1986). 
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Die Beschlussfassung erfolgte nach mündlicher Berat ung und mit 

Stimmenmehrheit. Die Gründe für die Unfruchtbarmach ung bzw. 

deren Ablehnung mussten in dem schriftlich verfasst en Be-

schluss aufgeführt werden. 

 

Der Beschluss sollte dann außer dem Betroffenen dem  zustän-

digen Amtsarzt sowie dem Antragsteller (§ 8 GzVeN) zugestellt 

werden. Gegen die Beschlussfassung konnten die betr offenen 

Personen innerhalb eines Monats, ab Juni 1935 inner halb von 14 

Tagen, Beschwerde einlegen (§9 GzVeN). Über die Bes chwerden 

hatten dann die Erbgesundheitsobergerichte, die den  Ober-

landesgerichten angegliedert waren, zu entscheiden.  Die Ent-

scheidung des Erbgesundheitsobergerichts war endgül tig (§10 

GzVeN). Die Betroffenen wurden dann von dem Amtsarz t aufge-

fordert, sich innerhalb von 14 Tagen in einem vorge gebenen 

Krankenhaus einzufinden. Der Eingriff konnte auch g egen ihren 

Willen durchgeführt werden.  

 

Die oberste Landesbehörde bestimmte die Krankenhäus er und Ärz-

te, denen die Sterilisationen überlassen wurde.  

Ausgeschlossen wurden Ärzte, die an dem Gerichtsver fahren oder 

der Antragstellung mitgewirkt hatten (§11 GzVeN). 
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Zeitfenster von Antrag bis Beschluss -
 Klingenmünster 1934-1939
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12.1  Zeitfenster von der Antragsstellung bis zum B eschluss   

      der Erbgesundheitsgerichte  

      

Diagramm 63: Zeitfenster von der Antragsstellung de r Heil- und 
Pflegeanstalt Klingenmünster  bis zum Beschluss des Erbgesund-
heitsgerichtes von 1934 bis 1939 (Absolute Zahlen) 
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Diagramm 64: Prozentuale Verteilung der Zeit von de r Antrags-
stellung der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster  bis zum 
Beschluss des Erbgesundheitsgerichtes von 1934 bis 1939 



 139

Zeitfenster von Antrag bis Beschluss - 
Frankenthal 1934-1939
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Diagramm 65: Zeitfenster von der Antragstellung der  Kreis-, 
Kranken- und Pflegeanstalt  Frankenthal  bis zum Beschluss des 
Erbgesundheitsgerichtes von 1934 bis 1939 (Absolute  Zahlen) 
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Diagramm 66: Prozentuale Verteilung der Zeit von de r Antrags-
stellung bis zum Beschluss des Erbgesundheitsgerich tes von 
1934 bis 1939 an der Kreis-, Kranken- und Pflegeans talt  Fran-
kenthal  
 

In den Jahren von 1934 bis 1939 wurden die Erbgesun dheits-

gerichte dann aktiv, wenn ihnen ein Antrag auf Unfr uchtbar-

machung von den Anstalten bzw. dem Anstaltsleiter v orlag. Die 

Zeitspanne zwischen Antragsstellung und der Gericht sver-
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handlung bzw. dem damit verbundenen Urteil dokument iert sich 

bei den Patientinnen der Heilanstalt Klingenmünster  wie folgt: 

 

In 50% der als schizophren diagnostizierten Frauen war das 

Erbgesundheitsgericht Zweibrücken zuständig. Die Ze itspanne 

zwischen der Antragstellung und dem Beschluss des E rbgesund-

heitsgerichtes  betrug ein bis zwölf Monate.  

Bei 14% der Fälle lagen 12 bis 24 Monaten zwischen Antrag-

stellung und Urteil des Erbgesundheitsgerichtes Zwe ibrücken.  

 

Für die Patientinnen, für die das Erbgesundheitsger icht Fran-

kenthal zuständig war, kam es nach der  Antragstell ung in 13% 

der Fälle innerhalb von einem Monat bis zu zwölf Mo naten zu 

einem Urteil. 6% der Vorgänge erstreckten sich über  einen 

Zeitraum von zwei bis vier Jahren.   

 
Für die Anträge der Heilanstalt Frankenthal war übe rwiegend 

das Erbgesundheitsgericht (EGG) Frankenthal zuständ ig. 

Bei 46% der Patientinnen lag zwischen der Antragste llung und 

dem Urteil des EGG Frankenthal ein Zeitraum von ein em Monat 

bis zu zwölf Monaten. Bei 7% der als schizophren di agnosti-

zierten Frauen wurde das Urteil vom Erbgesundheitsg ericht 

Zweibrücken in diesem Zeitfenster gefällt. 22% der Frauen er-

hielten nach 12 bis 24 Monaten das Urteil vom EGG F rankenthal 

(3% vom EGG Zweibrücken und 5% vom EGG Heidelberg).   

12% der Krankenakten waren so lückenhaft, dass eine  Auswertung 

hinsichtlich des oben beschriebenen Zeitfensters ni cht möglich 

war. 

 

Die Entscheidung des Erbgesundheitsgerichtes wurde durch den 

Bezirksarzt der Patientin schriftlich übermittelt ( siehe Doku-

ment 20). Ein solches offizielles Dokument fand sic h jedoch 

nur vereinzelt in den Krankenakten. 
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Dokument 20 
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12.2  Antragsbefürwortung bei Minderjährigen 

 

1934 wurde eine als schizophren diagnostizierte Min derjährige 

der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster zwangsst erilisiert. 

 

Die nachstehende Ausfertigung vom Beschluss des Erb gesund-

heitsgerichtes Zweibrücken vom 21. April 1934 zeigt  die grobe 

Nachlässigkeit und die unkritische Übernahme des är ztlichen 

Gutachtens seitens der Richter (Dokument 21 auf den  folgenden 

Seiten). 

Der folgende Auszug aus dem Dokument (mit Unterstre ichungen 

der relevanten Stelle) verdeutlicht dies: 

 

„Der Antrag ist auch sachlich begründet. Aus dem är ztlichen 

Gutachten hat das Gericht die Überzeugung gewonnen,  dass die  

S. E. (geb. am 26. März 1916) seit 1919 an Schizoph renie lei-

det .   

Der Vater ist Trinker. Ein Bruder des Vaters leidet  an multip-

ler Sklerose.  

Die Geisteskrankheit begann allmählich. Die S. wurd e leicht 

reizbar. Am 14. Januar 1934 äußerte sie Wahnideen, Angstzu-

stände. Sie halluzinierte, war nicht mehr richtig o rientiert; 

glaubte, man wolle sie vergiften. Am 18. Januar 193 4 ver-

weigerte sie die Nahrung. Es zeigen sich Sinnestäus chungen und  

Wahnvorstellungen (Verfolgungsideen). Die S. ist er bkrank im 

Sinne des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuc hses. Sie 

ist noch fortpflanzungsfähig.“ 

 

Von ärztlicher Seite wurde damit postuliert, dass d ie schizo-

phrene Erkrankung im dritten Lebensjahr ausgebroche n sei. 

 

In der nichtöffentlichen Verhandlung wurde diesbezü glich weder 

von dem anwesenden Amtsgerichtsarzt, dem Bezirksarz t, noch von 

dem Medizinalrat oder von den an der Verhandlung be teiligten 

Juristen Widerspruch erhoben.  
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Dokument 21/1 
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Dokument 21/2  
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Dokument 22 

 

Von Seiten der Heilanstalt wurde der Vater der mind erjährigen 

Patientin auf das Besuchsrecht hingewiesen und glei chzeitig 

wurde ihm mitgeteilt, dass eine Rückkehr seiner Toc hter in die 

Familie erst nach Entscheid des Erbgesundheitsgeric htes und 

der damit verbundenen Verurteilung und Zwangssteril isation 

möglich sei (siehe Dokument 22).  

 

 

12.3  Begründungen der Urteile 

 

In den Urteilsbegründungen wurde immer wieder Bezug  auf die 

Krankengeschichte und den „bei den Akten befindlich en Stamm-

baum“ genommen (siehe Dokument 23). 

Auffallend ist, dass sich bei allen untersuchten sc hizophrenen 

Frauen kein einziger Stammbaum in der Krankenakte b efand. 
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Dokument 23/1 
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Dokument 23/2 
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Mit den Ausfertigungen von Beschlüssen der Erbgesun dheits-

gerichte waren häufig Kommentare verbunden wie der in Dokument 

24 wiedergegebene. Dies geschah vermutlich, um Prot este der 

verurteilten Frauen zu vermeiden und der Verurteilu ng eine an-

dere psychologische Bedeutung zu geben. 

 

Dokument 24 

 

12.4  Aufforderung zur Sterilisation 

 

Die Aufforderung zur Sterilisation, und damit die U nterbindung 

einer weiteren Fortpflanzungsfähigkeit der als schi zophren di-

agnostizierten Frauen, erfolgte durch den Bezirksar zt. Dies 

geschah in Form einer kurzen schriftlichen Benachri chtigung 

mit dem Hinweis auf die Entlassung nach der Unfruch tbarmachung 

(siehe Dokument 25 und 26). Die Androhung von „unan genehmen 

Zwangsmaßnahmen“, sofern dem Urteil nicht Folge gel eistet wur-

de, war Bestandteil der Sterilisationspolitik (sieh e Dokument 

27). Für die Zwangssterilisation der Patientinnen a us beiden 

Heilanstalten wurden spezielle Krankenhäuser benann t (Landau, 

Ludwigshafen, Heidelberg und Speyer). 
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Dokument 25 

 

Dokument 26 
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Dokument 27 
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12.5  Ablehnung der Antragstellung durch die  

      Erbgesundheitsgerichte 

 

Anträge abgelehnt durch EGG Zweibrücken 1934-1939 
und 1x EGG Frankenthal 1937

1

3

2

1

1934

1937

1938

1939

 

Diagramm 67: Antragsablehnung durch die Erbgesundhe itsgerichte 
von 1934 bis 1939  
 

 

Von den 121 Anträgen auf Unfruchtbarmachung in den Jahren 1934 

bis 1939 wurden durch die beiden Erbgesundheitsgeri chte ins-

gesamt 7 Anträge abgelehnt: ein Antrag vom EGG Fran kenthal im 

Jahr 1937. 6 Anträge vom Erbgesundheitsgericht Zwei brücken in 

den Jahren 1934, 1937, 1938 und 1939.  

 

Paradigmen für die Ablehnung von Anträgen finden si ch in den 

nachfolgenden Dokumentationen aus den jeweiligen Kr ankenakten 

(IIII 48/39, Dokument 28 und XIII 30/39, Dokument 2 9) der als 

schizophren diagnostizierten Frauen.  

 

In Dokument 28 wird die Ablehnung des Antrages auf Unfrucht-

barmachung damit begründet, „dass keine ausgeprägte n Symptome 
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der Schizophrenie vorlagen“ und eine Unklarheit in der Diagno-

se bestand: 

„Es kann sich auch um eine endogene Erkrankung aus dem ma-

nisch-depressiven Formenkreis gehandelt haben.“ 

 

In der Ablehnung eines Antrages auf Unfruchtbarmach ung durch 

den Direktor der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmün ster, Dr. 

Edenhofer, im Jahr 1939 (Dokument 29) nennt das Erb gesund-

heitsgericht Frankenthal als Gründe, dass die Patie ntin „wegen 

äußerst ungünstigen Familienverhältnissen einen Ner venzusam-

menbruch bekommen habe“. Auch enthalte die Krankeng eschichte 

der Heil- und Pflegeanstalt „keinerlei deutliche ei nwandfreie 

Symptome von Schizophrenie“. 
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Dokument 28/1 
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Dokument 28/2 
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Dokument 29/1 
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 Dokument 29/2 
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Dokument 29/3 
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12.6  Widerspruchsverfahren  

 

In der hier zu untersuchenden Stichprobe von 121 al s schizo-

phren diagnostizierten und dann zwangssterilisierte n Anstalts-

insassinnen wurde nur ein Widerspruch im Jahr 1937 vom Pfleger 

einer Anstaltsinsassin der Heil- und Pflegeanstalt Klingen-

münster erhoben. Der Widerspruch wurde drei Monate später vom 

Erbgesundheitsobergericht Zweibrücken abgewiesen. D ie Zwangs-

sterilisation wurde noch im gleichen Monat im Krank enhaus Lan-

dau durchgeführt. Warum ein Widerspruch seitens des  Pflegers 

gegen die drohende Sterilisation erhoben wurde, läs st sich 

aufgrund fehlender Angaben in der Krankenakte nicht  erschlie-

ßen und somit auswerten. 

In Bezug auf die hier untersuchte Stichprobe zeigt sich eine 

auffallend geringe Wahrnehmung der Beschwerdemöglic hkeit durch 

die betroffenen Frauen, ihre Familienangehörigen od er be-

stellte Pfleger.  

Offensichtlich fügten sich die verurteilten Frauen ohnmächtig 

dem Urteil und somit ihrem Schicksal.   

 

12.7  Das Erbgesundheitsobergericht 

 

Der Antragsteller, die betroffene Person selbst, ih r Pfleger 

oder der zuständige Amtsarzt konnten innerhalb von vier Wochen 

nach dem Urteil des Erbgesundheitsgerichts Beschwer de ein-

legen. Diese Zeitspanne wurde am 25. Juni 1935 auf zwei Wochen 

halbiert, um die Zahl der Widersprüche möglichst ge ring zu 

halten (Gütt et al.,1936). Das Erbgesundheitsoberge richt ent-

schied dann in zweiter und letzter Instanz. Das Urt eil war für 

den Unfruchtbarzumachenden endgültig und wurde von einem Rich-

ter sowie „einem beamteten und einem nicht beamtete n Arzt, der 

mit der Erbgesundheitslehre besonders vertraut sein  sollte“, 

gefällt (Gütt et al., 1936). 

„In der Praxis leitete das Erbgesundheitsobergerich t zumeist 

keine eigenen Ermittlungen mehr ein, sondern beschr änkte sich 
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auf eine nochmalige Überprüfung der bereits in der ersten In-

stanz vorgelegten Beweismittel. In Einzelfällen bea ntragte das 

Erbgesundheitsobergericht jedoch eine erneute Begut achtung des 

„Probanden“ durch Sachverständige“ (Braß, 2004). 

 

Dokument 30 weist auf  einen Beschluss des Erbgesun dheitsober-

gerichts Zweibrücken in einer nichtöffentlichen Sit zung vom 

28. April 1939 hin. 

Darin nehmen Oberlandesgerichtsrat Dr. Kiesel, Bezi rksarzt Dr. 

Baer und der praktische Arzt Dr. Jung Bezug auf die  bereits 

dem Erbgesundheitsgericht vorgelegten Symptombeschr eibungen 

der Schizophrenie. Offensichtlich wurde die zur Zwa ngssterili-

sation verurteilte Patientin weder selbst gehört, n och wurde 

ein ärztliches Obergutachten erstellt. 
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Dokument 30/1 
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Dokument 30/2 
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13.  Die Sterilisation 

 

Mit der Sterilisation im Rahmen des GzVeN wurde dur ch einen 

chirurgischen Eingriff (Tubenresektion, Tubenexzisi on oder Tu-

benexstirpation) die Fortpflanzungsfähigkeit der ve rurteilten 

Mädchen und Frauen für immer unmöglich gemacht. Dur chgeführt 

wurden die Zwangssterilisationen in Krankenhäusern,  die per 

Verordnung zur Vornahme des Eingriffes ermächtigt w aren. In 

der hier untersuchten Stichprobe der als schizophre n diagnos-

tizierten Frauen der Heil- und Pflegeanstalt Klinge nmünster 

und der Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt Frankent hal waren 

es die  Krankenhäuser in Ludwigshafen, Landau, Heid elberg, 

Speyer und Mainz.   

 

„Der Zwangscharakter der gesetzlichen Sterilisation  war viel-

fältig in seinen Mitteln, Formen und Wirkungsweisen . Für seine 

Bedeutung sind neben diesen die Erfahrung der Betro ffenen von 

Bedeutung. Sie sind in den Prozessakten reichlich d oku-

mentiert und beantworten wenigstens teilweise die F rage, die 

ein Arzt 1936 stellte: “Wir kennen überhaupt noch z u wenig den 

Einfluss des Bewusstseins, zwangsweise sterilisiert  zu sein, 

auf die Psyche des Kranken, namentlich des Geistesk ranken.“ 

„Den häufigen Protesten dagegen, wie Straftäter vor  Gericht 

gezogen und bestraft zu werden, hielt man entgegen,  Steri-

lisation bedeute „keine Strafe“, sondern „ein Opfer  fürs Va-

terland“, das Lob und Ehre verdiene, ja die Wohltat , den Be-

troffenen, „unendliches Leid zu ersparen“ (Bock, 19 86). 

 

Da in keiner der untersuchten Krankenakten beider H eil-

anstalten von 1934 bis 1939 eine Aufzeichnung über den Verlauf 

der Operation zu finden war, können keine Angaben ü ber mögli-

che Komplikationen oder mögliche, mit der Zwangsste rilisation 

verbundene  Schwangerschaftsunterbrechungen gemacht  werden. 

Auch kann aufgrund der Krankenakten keine Aussage z u der psy-

chischen Verarbeitung der Zwangssterilisation und d en damit 
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verbundenen Auswirkungen auf die psychische Situati on der 

Frauen gemacht werden. 

 

 

13.1  Die Dokumentations- und Informationspflicht d er   

      beteiligten Ärzte 

 

In beiden Krankenanstalten zeigt die Auswertung der  Krankenak-

ten signifikante Abweichungen zwischen der den beha ndelnden 

Ärzten amtlich vorgegebenen Informations- und Aufkl ärungs-

pflicht und der praktischen Umsetzung. Demnach wurd e nur im 

ersten Jahr der Umsetzung des GzVeN 1934 in der Hei l- und 

Pflegeanstalt Klingenmünster in einem Prozent der F älle  die 

notwendige Aufklärung der Anstaltsinsassinnen vor i hrer 

Zwangssterilisation in der Krankenakte erwähnt, jed och nicht 

dokumentiert. Eine ärztliche Bescheinigung nach der  Durchfüh-

rung der Sterilisation war 1934 und 1938 in nur jew eils einem 

Fall vorhanden. Vergleichbar sind die Ergebnisse be i der Aus-

wertung der Akten der Kreis-, Kranken- und Pflegean stalt Fran-

kenthal. Hier war von 1934 bis 1939 weder die geset zliche vor-

geschriebene Aufklärung vor der Sterilisation, noch  eine Be-

scheinigung nach der Sterilisation in einer  Kranke nakte doku-

mentiert. 

Im Rahmen des GzVeN war die Erstellung des ärztlich en Berich-

tes (Nr.138 - Tag der Ausgabe: Berlin, den 7. Dezem ber 1933 – 

1035) nach der erfolgten Unfruchtbarmachung gesetzl ich ver-

pflichtend (siehe Dokument 31: Vordruck für den ärz tlichen Be-

richt nach erfolgter Unfruchtbarmachung). In keiner  der 121 

Krankenakten der als schizophren diagnostizierten u nd dann 

zwangssterilisierten Frauen lag ein solcher Bericht  vor. 
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Ärztliche Bescheinigungen vor und nach der Sterilis ation - Klingenmünster 
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Diagramm 68: Die Dokumentation der ärztlichen Besch einigungen 
vor und nach der Sterilisation in den Krankenakten der Heil- 
und Pflegeanstalt Klingenmünster  von 1934 bis 1939 (Absolute 
Zahlen) 
 
 

Ärztliche Bescheinigungen vor und nach der Sterilis ation - Klingenmünster (in%)
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Diagramm 69:  Prozentuale Verteilung der Dokumentat ion der 
ärztlichen Bescheinigungen vor und nach der Sterili sation in 
den Krankenakten der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster  
von 1934 bis 1939  
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Ärztliche Bescheinigungen vor und nach der Sterilis ation - Frankenthal
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Diagramm 70: Die Dokumentation der ärztlichen Besch einigungen 
vor und nach der Sterilisation in den Krankenakten der Kreis-, 
Kranken- und Pflegeanstalt  Frankenthal von 1934 bis 1939 (Ab-
solute Zahlen) 
 
 
 
 

Ärztliche Bescheinigungen vor und nach der Sterilis ation - Frankenthal (in%)
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Diagramm 71: Prozentuale Verteilung der Dokumentati on der 
ärztlichen Bescheinigungen vor und nach der Sterili sation in 
den Krankenakten der Kreis-, Kranken- und Pflegeans talt  Fran-
kenthal von 1934 bis 1939  
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Dokument 31  
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13.2  Zuständige Krankenhäuser 

 

93% der Frauen, für die von dem Anstaltsleiter der Heil- und 

Pflegeanstalt Klingenmünster ein Antrag auf Unfruch tbar-

machung gestellt worden war und die von einem Erbge sund-

heitsgericht verurteilt worden waren, wurden im Stä dtischen 

Krankenhaus in Landau zwangssterilisiert. In 5% der  Fälle wur-

de die Zwangssterilisation in Ludwigshafen und in j eweils 1% 

der Fälle in den Krankenhäusern in Heidelberg und S peyer 

durchgeführt. 96% der Anstaltsinsassinnen aus Frank enthal wur-

den im Ludwigshafener Krankenhaus sterilisiert, bei  jeweils  

2% wurde der Eingriff in den Krankenhäusern in Land au und 

Mainz vorgenommen. 
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Kliniken - Klingenmünster 1934-1939 (in%)
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Diagramm 72: Gesetzlich bestimmte Krankenhäuser zur  Durch-
führung von Sterilisationen der verurteilten Anstal tsin-
sassinnen der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster von 1934 
bis 1939 

 

 

 

 

 

 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Diagramm 73: Prozentualer Anteil der gesetzlich bes timmten 
Krankenhäuser zur Durchführung von Sterilisationen  der verur-
teilten Anstaltsinsassinnen der Heil- und Pflegeans talt Klin-
genmünster von 1934 bis 1939 
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Kliniken - Frankenthal 1934-1939
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Diagramm 74: Gesetzlich bestimmte Krankenhäuser zur  Durch-
führung von Sterilisationen  der verurteilten Ansta ltsin-
sassinnen der Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt Frankenthal 
von 1934 bis 1939  (Absolute Zahlen) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Diagramm 75: Prozentualer Anteil der gesetzlich bes timmten 
Krankenhäuser zur Durchführung von Sterilisationen der verur-
teilten Anstaltsinsassinnen der Kreis-, Kranken- un d Pflege-
anstalt Frankenthal von 1934 bis 1939 
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13.3  Sterilisationskosten 

 

Die Kosten für die Sterilisation wurden der jeweili gen Kran-

kenkasse der Anstaltsinsassin in Rechnung gestellt.  Bei der 

Patientin M.H. war es die Betriebskrankenkasse der I.G. Far-

benindustrie in Ludwigshafen. Die Kostenanfrage wur de durch 

den Anstaltsleiter in Klingenmünster, Herrn Dr. Klü ber, beant-

wortet und unterschrieben (Siehe Dokument 32). 

 

Dokument 32 
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13.4  Entlassungsmodalitäten 

 

Im Rahmen des GzVeN und der nationalsozialistischen  Sterili-

sationspolitik sollten die als schizophren diagnost izierten 

Mädchen und Frauen nach ihrer Zwangssterilisation n ach Hause 

entlassen werden. Aus ökonomischen Gründen sollten  die „erb-

kranken“ Frauen möglichst umgehend wieder in die „F ürsorge“ 

der Familie kommen. 

Dies traf bei 87% der zwangssterilisierten Patienti nnen der 

Anstalt Klingenmünster zu. Nur 13% wurden nach erfo lgter Ope-

ration wieder in der Klinik aufgenommen. Hinweise a uf die 

Gründe der Wiederaufnahme lagen in den untersuchten  Kranken-

akten nicht vor. 
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Diagramm 76: Entlassungsmodalitäten der zwangssteri lisierten 
schizophrenen Frauen der Heil- und Pflegeanstalt Klingen-  
münster von 1934 bis 1939 
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Entlassung der sterilisierten Frauen - Klingenmünste r 1934-1939 (in%)
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Diagramm 77: Prozentuale Verteilung der Entlassungs modalitäten 
der zwangssterilisierten schizophrenen Frauen der H eil- und 
Pflegeanstalt Klingenmünster von 1934 bis 1939 
 
 

Die Entlassung in die Fürsorge der Familie nach der  Zwangs-

sterilisation wurde in wenigen Fällen dem zuständig en Bezirks-

arzt mitgeteilt.  

 

Im Dokument 33 wird bestätigt, dass bei der Patient in E. S. 

innerhalb von zwei Monaten nach Aufnahme in die Ans talt (Auf-

nahmedatum: 20. Januar 1934) die Zwangssterilisatio n bean-

tragt, durch das Erbgesundheitsgericht entschieden und in dem 

zuständigen Krankenhaus durchgeführt wurde. Die Rüc kkehr in 

die Familie ist mit dem Entlassungsdatum  2.Mai 193 4 dokumen-

tiert. 
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Dokument 33 
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Entlassung der sterilisierten Frauen - Frankenthal 1934-1939
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Diagramm 78: Entlassungsmodalitäten der zwangssteri lisierten 
schizophrenen Frauen der Kreis-, Kranken- und Pfleg eanstalt 
Frankenthal von 1934 bis 1939 
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Diagramm 79: Prozentuale Verteilung der Entlassungs modalitäten 
der zwangssterilisierten schizophrenen Frauen der K reis-, 
Kranken- und Pflegeanstalt Frankenthal von 1934 bis 1939 
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In Frankenthal  zeigte sich eine ähnliche Verteilung. 80% der 

Zwangssterilisierten wurden nach ihrer Zwangssteril isation von 

der Klinik nach Hause entlassen. 20% dagegen wurden  nach dem 

operativen Eingriff wieder in die Anstalt zurückver legt.  

 

In einem kurzen Anschreiben (siehe Dokument 34) wur de den An-

gehörigen mitgeteilt, sie sollten die Tochter im Kr ankenhaus 

abholen und sie wieder in die familiäre Fürsorge au fnehmen. 

 

Dokument 34 

   

 

14.  Das Auftreten von Rezidiven nach der Sterilisa tion  

 

Bei 41 der als schizophren diagnostizierten und dan n zwangs-

sterilisierten Frauen (n=80) aus der Heil- und Pfle geanstalt 

Klingenmünster kam es nach ihrer Operation und der Entlassung 

in die familiäre Fürsorge zu einem Rezidiv. Mit dem  Rückfall 

verbunden war eine Neueinweisung in die Heil- und P flege-

anstalt Klingenmünster. Bei 88% der Frauen mit eine m Rezidiv 

kam es in den ersten vier Jahren nach der Operation  dazu. Bei 

7% der Frauen kam es zwischen vier und acht Jahren und bei 5% 

zwischen acht und zwölf Jahren nach der Zwangssteri lisation zu 

einem Rezidiv und einer Neueinweisung in die Anstal t. 
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Rezidiv nach der Sterilisation - Klingenmünster 193 4-1939
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Diagramm 80: 
Auftreten von Rezidiven nach der Zwangssterilisatio n von schi-
zophrenen Frauen der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster  
(1934 bis 1939)(Absolute Zahlen)  

 
Diagramm 81: 
Prozentuales Auftreten von Rezidiven nach der Zwang ssterili-
sation von schizophrenen Frauen der Heil- und Pfleg eanstalt 
Klingenmünster  (1934 bis 1939) 
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1. Rezidiv nach der Sterilisation - Frankenthal 193 4-1939 Anzahl
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Diagramm 82: Auftreten von Rezidiven nach der Zwang ssteri-
lisation von schizophrenen Frauen der Kreis-, Krank en- und 
Pflegeanstalt Frankenthal  (1934 bis 1939)(Absolute Zahlen) 
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Diagramm 83: Prozentuales Auftreten von Rezidiven n ach der 
Zwangssterilisation von schizophrenen Frauen der Kr eis-, Kran-
ken- und Pflegeanstalt Frankenthal  (1934 bis 1939) 
 

 

Bei 13 der als schizophren diagnostizierten und dan n zwangs-

sterilisierten Frauen der Kreis-, Kranken- und Pfle geanstalt 
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Frankenthal (n=41) kam es in den ersten vier Jahren  nach ihrer 

Operation laut den untersuchten Krankenakten zu ein em Rezidiv 

in Verbindung mit einer Neueinweisung in die Anstal t. 

 

15.  Einleitung von Scheidungsverfahren  

 

Bei 33 verheirateten schizophrenen und zwangssteril isierten 

Frauen der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster k am es nach 

der Sterilisation in 8 Fällen zu einer Scheidung. 

 

 

 

 

Diagramm 84: Anzahl der Scheidungen zwangssterilisi erter schi-
zophrener Frauen aus der Heil- und Pflegeanstalt Klingen-
münster  von 1934 bis 1939 (Absolute Zahlen) 
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Diagramm 85: Anzahl der Scheidungen zwangssterilisi erter schi-
zophrener Frauen aus  der Kreis-, Kranken- und Pfle geanstalt 
Frankenthal  von 1934 bis 1939 (Absolute Zahlen) 
 

 

Eine sehr viel geringere Scheidungsquote zeigt sich  bei den 

als schizophren diagnostizierten und zwangssterilis ierten 

Frauen von 1934 bis 1939 der Kreis-, Kranken- und P flege-

anstalt Frankenthal . Bei 17 verheiraten Frauen wurde nur in 2 

Fällen nach der Sterilisation eine Scheidung durch den Ehe-

mann beantragt. 

 

 

16.  Mortalität nach dem Sterilisationsverfahren 

 

Nur von den nach einem Rezidiv wiedereingewiesenen Frauen 

konnte aufgrund der Krankenakten ermittelt werden, ob und wann 

nach der Zwangssterilisation diese während eines er neuten  

Aufenthaltes in der Anstalt verstorben sind. Bezoge n auf die 

Gesamtheit der in Klingenmünster untersuchten 80 Kr ankenakten 

ergab sich folgende Mortalitätsrate:  
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- 04% in den ersten vier Jahren nach der Operation 

- 11% in dem Zeitraum zwischen 4 und 8 Jahren  

- 18% nach 8 bis 12 Jahren  

- 06% nach über 12 Jahren.  

 

 

 

 

Verstorben nach der Sterilisation - Klingenmünster
 1934-1939

3

9

14

5

49

0-4 Jahre

4-8 Jahre

8-12 Jahre

>12 Jahre

Sterbedatum
nicht doku.

 

Diagramm 86: Mortalitätsrate nach der Zwangssterili sation der 
schizophrenen Frauen aus der Heil- und Pflegeanstal t Klingen-
münster  von 1934 bis 1939 (absolute Zahlen) 
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Verstorben nach der Sterilisation - Klingenmünster 
1934-1939 (in%)

4%

11%

18%

6%

61%

0-4 Jahre

4-8 Jahre

8-12 Jahre

>12 Jahre

Sterbedatum
nicht doku.

 

Diagramm 87: Prozentualer Anteil der Mortalitätsrat e nach der 
Zwangssterilisation der Frauen aus der Heil- und Pf legeanstalt 
Klingenmünster von 1934 bis 1939  

Verstorben nach der Sterilisation - Frankenthal 
1934-1939

4

4
0

0

33

0-4 Jahre

4-8 Jahre

8-12 Jahre

>12 Jahre

Sterbedatum
nicht doku.

 

Diagramm 88: Mortalitätsrate nach der Zwangssterili sation der 
Frauen aus der Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt Frankenthal  
von 1934 bis 1939 
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Verstorben nach der Sterilisation - Frankenthal 
1934-1939 (in%)
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Diagramm 89: Prozentualer Anteil der Mortalitätsrat e nach der 
Zwangssterilisation der Frauen aus der Kreis-, Kran ken- und 
Pflegeanstalt Frankenthal  von 1934 bis 1939  
 

Zehn Prozent der als schizophren diagnostizierten u nd zwangs-

sterilisierten Frauen aus Frankenthal verstarben in  den ersten 

vier Jahren nach der Operation, weitere zehn Prozen t nach vier 

bis acht Jahren.  

 

Verstarb eine Patientin in der Heilanstalt, wurde e in Leichen-

schauschein von der Heilanstalt ausgestellt. In der  Krankenak-

te einer zwangssterilisierten, schizophrenen Patien tin der 

Kreis-, Kranken- und Pflegeanstalt Frankenthal fand  sich nach-

stehender Leichenschauschein. Als Todesursache wurd e „chroni-

sche Erschöpfung vom Gehirn aus“ (bei der Krankheit  Schizo-

phrenie) vermerkt (Dokument 35).  
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Dokument 35 
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17.  Wiedergutmachung und Entschädigungsverfahren  

 

„Der kurz nach 1945 gegründete Verband der Sterilis ierten 

sprach damals von zwei Millionen Sterilisationsopfe rn und for-

derte für sie eine Entschädigung von 5000 DM; trotz  Unter-

stützung der Länder Bayern und Baden-Württemberg wu rde die 

Forderung abgelehnt“ (Bock, 1986). Im Zusammenhang von laufen-

den und erwarteten Wiedergutmachungsprozessen wurde  die Ziffer 

mehrfach amtlich geschätzt: vom Bundesjustizministe r im Jahr 

1959 für die Jahre 1934 bis 1945 auf 350000, vom Bu ndesfinanz-

ministerium 1961 auf eher 320000, im Jahr 1967 von einer Ar-

beitsgruppe, die von der Konferenz der für das Gesu ndheits-

wesen zuständigen Minister und Senatoren der Länder  eingesetzt 

worden war, auf höchstens 320.000 (Deuel, 1942). „A uch die 

Wiedergutmachungsrechtsprechung setzte die Rechtmäß igkeit des 

Sterilisationsgesetzes voraus; in den Entschädigung sverfahren 

urteilte man auf seiner Grundlage und knüpfte „bewu sst an die 

damalige Rechtsprechung an. Die Frage, ob es mit re chtstaatli-

chen Prinzipien vereinbar sei, wurde entweder bejah t oder für 

belanglos erklärt. Eine „auf erbbiologischen Wertma ßstäben be-

ruhende Benachteiligung“ wurde nicht nur aus der En tschädi-

gungswürdigkeit, sondern auch aus dem Kreis der nat ionalsozia-

listischen Verfolgungsmaßnahmen ausgeschlossen. 

Zwangssterilisation wurde als nationalsozialistisch e Ver-

folgung nur dann anerkannt(und entschädigt), wenn d er Antrag-

steller „nicht erbkrank im Sinne des Gesetzes“ war,  wenn das 

Sterilisationsgesetz nicht „korrekt“ angewandt word en war oder 

wenn eine Sterilisation außerhalb des Gesetzes erzw ungen wor-

den war“ (Bock, 1986). 

 

Im gesamten Bundesgebiet konnten Zwangssterilisiert en im Zeit-

raum von 198o bis Ende 1999 in 13709 Fällen einmali ge Zuwen-

dungen und in 9485 Fällen laufende Leistungen zuges prochen 

werden. 
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Jenseits der juristischen und sicherlich auch ökono mischen 

Diskussion, wobei eine finanzielle Zuwendung keine „Wieder-

gutmachung“ leisten kann, zeigt der Brief der zwang ssterili-

sierten Patientin M.M., geb. Gr., vom 5. Juli 1983 die Ver-

bitterung darüber, dass die Oberfinanzdirektion Stu ttgart zwei 

Jahre nicht auf ihren Antrag von 1981 reagierte (Do kument 36).  

Sie musste sich um einen Nachweis bemühen, dass die  Sterilisa-

tion bei ihr vorgenommen wurde. 

Eine Bescheinigung bzw. ein Dokument über die vorge nommene 

Zwangssterilisation wurde ihr im Jahr 1937 nicht au sgehändigt.  

 

Ihre Anfrage im Jahr 1983 wurde vom Verwaltungsrat der Pfalz-

klinik umgehend beantwortet und die beglaubigten Na chweise  

über die Zwangssterilisation wurden beigefügt (sieh e Dokument 

37).   
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Dokument 36/1 



 187

Dokument 36/2 

 

Der Antrag auf Wiedergutmachung der Patientin G.M.,  gesch. G., 

geb. am 23.04.1909, wurde von dem Regierungsbezirks amt für 

Wiedergutmachung in Neustadt a. d. Weinstraße als W iedergut-

machung „politischer Schäden“ angesehen und nicht i n Bezug zum 

Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses behande lt (siehe 

Dokumente 38, 39 und 40), obwohl Frau G.M. im Dezem ber 1936 in 

die Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster eingewie sen und als 

schizophren diagnostiziert worden war. Zwei Monate später 

fasste das Erbgesundheitsgericht Zweibrücken laut K rankenakte  

den Beschluss zur Zwangssterilisation. Nach der Zwa ngssterili-

sation im städtischen Krankenhaus Landau wurde Frau  G. in die 

häusliche Fürsorge zu ihrem Ehemann  entlassen.  

Der Ehemann beantragte noch im gleichen Jahr die Sc heidung. 
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Ob es zu einer Wiedergutmachung gekommen ist, ist i n der Kran-

kenakte nicht dokumentiert.   

 

 

Dokument 37 
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Dokumente 38 und 39 
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Dokument 40 
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18.  Zusammenfassung der Ergebnisse 

 
Im Folgenden werden die wichtigsten empirischen Erg ebnisse 

dieser regionalen Studie im Hinblick auf die zentra len Frage-

stellungen zusammengefasst:  

- nach der institutionsbezogenen und organisatorisc hen Um-

setzung des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachw uchses 

durch die klinischen Psychiater der Heil- und Pfleg eanstalt 

Klingenmünster und der Kreis-, Kranken- und Pflegea nstalt 

Frankenthal, 

- nach dem Einfluss der nationalsozialistisch gelen kten  euge-

nischen Gesundheitspolitik auf die ärztlichen Einst ellungen 

und das ärztliche Entscheidungsverhalten hinsichtli ch der Be-

antragung einer Zwangssterilisation bei schizophren en Patien-

tinnen, 

- nach der Anwendung eines klinischen Diagnoseschem as und der 

Untersuchung und Dokumentation von Nachweisen zur E rblichkeit 

der Schizophrenie bei der Diagnose- und Antragsstel lung, 

- nach den selektiven ärztlichen Entscheidungsproze ssen im  

Zusammenhang mit der Antragstellung auf Unfruchtbar machung auf 

der Basis der ärztlichen Dokumentationen in den Kra nkenakten 

und den erhobenen sozialanamnestischen Daten, 

- nach dem weiteren Krankheitsverlauf und möglichen  Aus-

wirkungen des Zwangseingriffs bei den zwangssterili sierten Pa-

tientinnen, 

- nach dem Umfang von Wiedergutmachungsverfahren in  der Nach-

kriegszeit für die von der Zwangssterilisation betr offenen 

Frauen.   

  
Die Ergebnisse der vorliegenden Untersuchung gründe n in der 

Auswertung originaler Krankenakten der beiden Heila nstalten  

und beziehen sich ausschließlich auf die eng umgren zte Stich- 

probe der schizophrenen Frauen im Alter von 16 bis 40 Jahren, 

die im Rahmen des GzVeN von 1934 bis 1939 zwangsste rilisiert 

wurden. 
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Im Zeitraum von 1934 bis 1939 wurden in der Heil- u nd Pflege-

anstalt Klingenmünster und in der Kreis-, Kranken- und Pflege-

anstalt Frankenthal insgesamt 213 Frauen im Alter v on 16 bis 

40 Jahren von den Anstaltspsychiatern als schizophr en diagnos-

tiziert. Als erstes bedeutsames Ergebnis der Auswer tung der 

Krankenakten beider Heilanstalten ergab sich, dass von den be-

handelnden Psychiatern bei 121 der 213 Frauen (56,8 %) im Rah-

men des GzVeN ein Antrag auf Unfruchtbarmachung bei m Erbge-

sundheitsgericht gestellt wurde und eine Zwangsster ilisation 

durchgeführt wurde. Über den gesamten Zeitraum von 1934 bis 

1939 betrachtet kann daher nicht von einer uneinges chränkten 

und konsequenten Umsetzung der Vorgaben des GzVeN d urch die 

Anstaltspsychiater der beiden Heilanstalten gesproc hen werden. 

Die Häufigkeit der Beantragung einer Zwangssterilis ation im 

Zusammenhang mit der Diagnose Schizophrenie war in  Klingen-

münster mit 65,5% deutlich höher als mit 45,1% in  Franken-

thal. Die Auswertung der Krankenakten kann diesen U nterschied 

nicht erklären. Ob das konformere Verhalten der Psy chiater in 

Klingenmünster hinsichtlich der Anzeige- und Antrag spraxis ge-

mäß des GzVeN im Zusammenhang damit zu sehen ist, d ass die 

meisten Ärzte aus Klingenmünster bereits ab 1933 de m National-

sozialismus nahe standen, kann nur vermutet werden.  

In den beiden Jahren nach dem In–Kraft-Treten des G zVeN wurde 

das Gesetz in beiden Anstalten am konsequentesten u mgesetzt 

(Klingenmünster 1935: 80,0%, 1936: 84.2%;  Frankent hal 1935: 

73.6%, 1936: 60,0%). Dieses Ergebnis stimmt mit Unt ersuchungen 

aus anderen Krankenanstalten überein (Bock, 1986; F uchs, 1988; 

Koch, 1993; Braß, 2004; Grimm, 2004). Einerseits wa r der poli-

tische Druck auf die Ärzte, das Gesetz gemäß den Vo rgaben und 

den damit verbundenen rassenhygienischen Zielsetzun gen umzu-

setzen, in diesen Jahren sicherlich am stärksten, a ndererseits 

kann angenommen werden, dass die nationalsozialisti sche Ge-

sundheitspolitik vor allem in den ersten Jahren der  Gültigkeit 

des GzVeN von einem Großteil der Ärzteschaft noch i n Überein-



 193

stimmung mit den eigenen eugenischen Überzeugungen gesehen 

wurde.  

 

Über den gesamten Untersuchungszeitraum gesehen gib t es in 

dieser regionalen Studie und bezogen auf die unters uchte Pa-

tientengruppe keine Belege dafür, dass durch die Är zte in den  

beiden untersuchten Heil- und Pflegeanstalten eine bedingungs-

lose Umsetzung der eugenischen Gesundheitspolitik d er Natio-

nalsozialisten und der damit verbundenen Propagieru ng der Ste-

rilisation als Maßnahme zur „Ausmerzung Minderwerti ger“ er-

folgte. Weder aus den Krankenakten noch aus dem Erg ebnis, dass 

von den Anstaltspsychiatern bei „nur“ der Hälfte de r als schi-

zophren diagnostizierten Frauen ein Antrag auf Unfr uchtbar-

machung gestellt worden war, lassen sich Hinweise d arauf ab-

leiten, dass für die Ärzte in Frankenthal und Kling enmünster  

ein institutioneller Zwang (z.B. durch Kontrollen d er An-

staltsleitung) bestand, bei jeder der von ihnen als  schizo-

phren diagnostizierten Frau auch konsequenter Weise  einen An-

trag auf Zwangssterilisation zu stellen. Allerdings  kann ange-

nommen werden, dass in Klingenmünster vor allem in den ersten 

beiden Jahren nach In-Kraft-Treten des GzVeN bei ei nem Groß-

teil der Anstaltsärzte eine starke innere Zustimmun g und Ein-

willigung (Compliance) gegenüber den staatlich vero rdneten 

rassenhygienischen Maßnahmen gegeben war. Ein konfo rmes Ver-

halten der Ärzte hinsichtlich des GzVeN ergab sich somit of-

fenbar weniger als eine Folge institutionellen Zwan gs, son-

dern war vermutlich eher Ausdruck der politischen E instel-

lungen und eugenischen Grundüberzeugungen. 

 

Die Frage nach der organisatorischen Umsetzung des GzVeN in 

den beiden Heil- und Pflegeanstalten hat folgende H auptergeb-

nisse. In annähernd der Hälfte der gesichteten Kran kenakten 

waren die Anträge auf Unfruchtbarmachung gemäß GzVe N überhaupt 

nicht vorhanden. Falls Anträge vorhanden waren, war en diese 

formlos gehalten, d.h. es wurden nicht die gesetzli ch vorge-
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schrieben Antragsformulare benutzt. Auch war in bei den Ein-

richtungen der Vorgang der Anzeige in keiner der un tersuchten 

Krankenakten dokumentiert. Hier zeigen sich erhebli che Diskre-

panzen zwischen den formalen Verfahrensvorgaben des  GzVeN ei-

nerseits und den in der praktischen Umsetzung des G esetzes e-

her informellen Vorgehensweisen in den beiden Heil-  und Pfle-

geanstalten andererseits. Der Umstand, dass eine Ko ntrolle 

hinsichtlich der konsequenten Umsetzung der formale n Vorgaben 

des GzVeN offensichtlich nicht gegeben war, kann mö glicherwei-

se ein Hinweis dafür sein, dass kein starker instit utioneller 

Druck auf die Ärzte im Zusammenhang mit dem GzVeN a usgeübt 

wurde. Die Anträge auf Unfruchtbarmachung, die an d as Erbge-

sundheitsgericht weitergeleitet wurden, wurden in 8 5% bis 90% 

der Fälle vom Anstaltsleiter unterschrieben und dam it formal 

auch gegenüber dem Erbgesundheitsgericht gestellt. Somit kann 

davon ausgegangen werden, dass die Anstaltsleitung einen Über-

blick über das Antragsverhalten der einzelnen behan delnden An-

staltspsychiater hatte. Ob einzelne Anstaltspsychia ter ver-

suchten, die Vorgaben des GzVeN gezielt zu ignorier en bzw. zu 

umgehen, und ob diese Ärzte von Seiten der Anstalts leitung mit 

Sanktionen zu rechnen hatten, kann allerdings aus d en unter-

suchten Krankenakten nicht erschlossen werden. 

 

Hinsichtlich der Frage nach der Anwendung eines kli nischen  

Diagnoseschemas kann davon ausgegangen werden, dass  in dem un-

tersuchten Zeitraum die Klassifizierung und damit d as klini-

sche Bild der Schizophrenie nach E. Bleuler in der Unter-

scheidung von Grundsymptomen und akzessorischen Sym ptomen für 

die Diagnosestellung zugrunde gelegt wurde. Bei der  Auswertung 

der Krankenakten zeigte sich in beiden Heilanstalte n gleicher-

maßen eine besonders häufige Nennung von akzessoris chen Schi-

zophreniesymptomen (Wahn, Halluzinationen und katat one Symp-

tomatik), während die Grundsymptome des klinischen Bildes der 

Schizophrenie nach Bleuler (z.B. Denkzerfahrenheit,  Affektver-

flachung, Antriebslosigkeit) bei der Diagnosestellu ng in der 
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Regel keine Berücksichtigung fanden. Eine differenz ierte An-

wendung des Diagnoseschemas nach Bleuler lässt sich  aus den 

Krankenakten nicht erkennen. Vielmehr zeigt sich da s Bild, 

dass die behandelnden Ärzte vorrangig die „nach auß en hin klar 

beschreibbaren“ akzessorischen Symptome der Schizop hrenie zur 

Diagnosestellung heranzogen und diese in den Kranke nakten und 

den Anträgen auf Zwangssterilisation auch dokumenti erten. So 

wurde das akzessorische Symptom „Wahn“ bei 120 der 121 zwangs-

sterilisierten Frauen aus beiden Anstalten in dem A ntrag zur 

Sterilisierung genannt. Diese Orientierung an einde utig be-

schreibbaren Symptomen kann möglicherweise vor dem Hintergrund 

gesehen werden, dass der Antrag eines Psychiaters v on einem 

Juristen des Erbgesundheitsgerichtes ohne Hinzuzieh ung eines 

weiteren Psychiaters verworfen werden konnte und so mit auch 

für psychiatrische Laien deutlich zu sein hatte.  

 

Kritisch zu bewerten ist auch der Umgang mit der He reditäts-

problematik. Die schizophrene Erkrankung war im GzV eN als Erb-

krankheit festgelegt und die Überprüfung der Frage der Erb-

lichkeit der Schizophrenie war nach den Vorgaben de s Gesetzes 

ein wichtiger Bestandteil für die Antragstellung zu r Unfrucht-

barmachung. Kontrastierend dazu zeigen die Ergebnis se der vor-

liegenden Untersuchung, dass der gesetzlich geforde rte Nach-

weis der Vererbung einer schizophrenen Erkrankung v on den Psy-

chiatern in den Krankenakten nur sehr begrenzt gefü hrt wurde. 

Nur bei 32.5% der zwangssterilisierten Frauen aus K lingen-

münster und 48.8% der zwangssterilisierten Frauen a us Franken-

thal wurde das Vorliegen einer Erbkrankheit, die im  Diagnose-

katalog des GzVeN genannt war, bei einem Mitglied d er Her-

kunftsfamilie der betroffenen Frau in der Krankenak te genannt. 

In den meisten dieser Fälle handelte es sich jedoch  nicht um 

eine schizophrene Erkrankung, sondern um eine ander e im Gesetz  

definierte Krankheit, z.B. eine Alkoholerkrankung. Die gesetz-

lich vorgeschriebene individuelle Sippentafel ist i n keiner 

einzigen Krankenakte dokumentiert und wurde somit o ffensicht-
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lich in keinem einzigen Fall der 121 zwangssterilis ierten 

Frauen vor der Antragsstellung durch den betreuende n Arzt als 

Entscheidungsgrundlage herangezogen. Der Nachweis u nd die Do-

kumentation eines genetischen Zusammenhangs der Sch izophrenie 

wurde somit durch die Ärzte nicht nach den gesetzli chen Vorga-

ben erbracht. Offensichtlich waren die ärztlichen E instellun-

gen und das ärztliche Entscheidungsverhalten nicht auf die Re-

konstruktion und damit den Nachweis der Vererbung d er Schizo-

phrenie fokussiert, die Erblichkeit wurde als Tatsa che bzw. 

als Gefahr vorausgesetzt. Da auch die nationalsozia listische 

Gesundheitspolitik mit einer staatlich verordneten Eugenik 

grundsätzlich von der Vererbung der Schizophrenie a usging, 

wurden die Anträge der Heil- und Pflegeanstalten au f Zwangs-

sterilisation offenbar von den Erbgesundheitsgerich ten auch 

ohne die gesetzlich geforderten erbbiologischen Erf assungsmaß-

nahmen verhandelt und als Grundlage für den gericht lichen Be-

schluss herangezogen.   

 

Ein weiteres wichtiges Ergebnis der vorliegenden Un tersuchung 

ist, dass „nur“ bei etwas mehr als der Hälfte der a ls schizo-

phren diagnostizierten Patientinnen von den Anstalt spsychia-

tern ein Antrag auf Unfruchtbarmachung gestellt wur de. Die se-

lektiven ärztlichen Entscheidungsprozesse, die darü ber be-

stimmten, dass bei 121 Frauen schließlich die Zwang ssterili-

sierung durchgeführt wurde, sind jedoch in keiner d er 121 

Krankenakten dokumentiert. Außer der oben beschrieb enen Nen-

nung von vor allem akzessorischen Symptomen der Sch izophrenie 

und der Feststellung des Vorliegens einer Erbkrankh eit bei  

einem Mitglied der Herkunftsfamilie (dies allerding s auch nur 

bei weniger als der Hälfte der zwangssterilisierten  Frauen) 

finden sich in den Krankenakten keine Hinweise auf mögliche am 

klinischen Krankheitsbild orientierte  Entscheidung skriterien. 

Auffällig ist, dass explizite differenzierte Aussag en zur 

Schwere der Erkrankung oder zur Prognose des Krankh eits-

verlaufs in den Krankenakten nicht als Begründung f ür die An-
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tragstellung aufgeführt werden. Angesichts der fehl enden Doku-

mentation in den Krankenakten kann die vorliegende Unter-

suchung somit keine belegbaren Erklärungen für das festge-

stellte selektive ärztliche Entscheidungsverhalten liefern. 

Allerdings können auf der Basis der im Folgenden da rgestellten 

Ergebnisse zu den erhobenen sozialanamnestischen Da ten mögli-

che Hypothesen über Faktoren, die den ärztlichen En tschei-

dungsprozess beeinflusst haben, generiert werden. 

 

Als ein Faktor, der die ärztliche Entscheidung für einen An-

trag auf Unfruchtbarmachung beeinflusst hat, kann d ie Möglich-

keit der Rückkehr der zwangssterilisierten Frauen i n ihr fa-

miliäres Umfeld angesehen werden. So fällt bei der Auswertung 

der Krankenakten auf, dass 87% der Patientinnen aus  Klingen-

münster und 80% der Frauen aus Frankenthal nach dem  operativen 

Eingriff wieder in ihr familiäres Umfeld entlassen wurden. Der 

Zeitpunkt der Entlassung war dabei weniger vom Kran kheitsver-

lauf und der aktuellen psychischen Verfassung der P atientin 

abhängig als vielmehr vom Abschluss des Verfahrens vor dem 

Erbgesundheitsgericht und dem erfolgten operativen Eingriff. 

Ein Motiv für die ärztliche Entscheidung wäre somit  möglicher-

weise die Reduzierung der Unterbringungskosten in d en Heil- 

und Pflegeanstalten durch die Entlassung in das häu sliche Um-

feld gewesen. Eingeschlossen in die ärztliche Einsc hätzung war 

aber sicherlich, dass bei diesen Frauen nach Entlas sung aus 

der Anstalt die „Gefahr der Fortpflanzung“ und dami t der „Ver-

erbung minderwertigen Lebens“ nicht mehr gegeben wa r. Das ein-

deutige Ergebnis, dass bei der Hälfte der sterilisi erten  

Frauen bereits in den ersten beiden Monaten nach de r Aufnahme 

ein Antrag auf Unfruchtbarmachung gestellt wurde, z eigt, dass 

in vielen Fällen offenbar sehr schnell das Ziel ein er Rückfüh-

rung in die Familie verbunden mit der Verhinderung weiterer 

Fortpflanzungsmöglichkeit verfolgt wurde. 
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Die Daten zum Familienstand und zur Anzahl der Kind er der ste-

rilisierten Frauen bestärken die Annahmen zur Bedeu tung des 

oben genannten Entscheidungskriteriums. Deutlich me hr als die 

Hälfte der sterilisierten Frauen aus beiden Anstalt en war le-

dig und über 60% der sterilisierten Frauen hatten z um Zeit-

punkt der Sterilisation keine Kinder. Die Hälfte de r Kinder 

der sterilisierten Patientinnen war unter sechs Jah re alt, so-

dass aus ärztlicher Sicht auch bei diesen Frauen vo n einer 

„Gefahr der weiteren Fortpflanzung“ ausgegangen wer den konnte. 

Die eugenischen Zielsetzungen des GzVeN wurden verm utlich ge-

rade bei dieser Gruppe von Frauen (ledig, keine Kin der, sehr 

junge Kinder) durchgesetzt, da die „Gefahr der Fort pflanzung“ 

und damit der „Vererbung minderwertigen Lebens“ bei  einer Ent-

lassung aus der Anstalt von den Anstaltsärzten als besonders 

groß angesehen wurde. 

 

In der Zusammenschau kann mit den Daten die Hypothe se ver-

treten werden, dass nur bedingt psychiatrische Krit erien, die 

am Krankheitsbild der einzelnen Patientin (z.B. Sch were und 

bisheriger Verlauf der Erkrankung, Prognose, Nachwe is der Erb-

lichkeit) orientiert waren, für die selektive ärztl iche Ent-

scheidung der Psychiater, einen Antrag auf Unfrucht barmachung 

zu stellen, ausschlaggebend waren. Dies würde dann auch er-

klären, warum in keiner einzigen Krankenakte differ enzierte 

psychiatrische Begründungen für die ärztliche Entsc heidung ge-

funden wurden. 

 

Vor dem Hintergrund der administrativen Vorgaben de s GzVeN  

zur Aufklärungspflicht gegenüber den betroffenen Pa tientinnen  

zeigte die Auswertung der Krankenakten gravierende Abweichun-

gen vom gesetzlich vorgesehenen Vorgehen in beiden Heil- und 

Pflegeanstalten. In keiner der 121 Krankenakten war  dokumen-

tiert, dass die gesetzlich vorgesehene Aufklärung m ittels des 

Merkblatts über die Unfruchtbarmachung durchgeführt  und das 

Merkblatt für Erbkranke und ihre Angehörigen ausgeh ändigt wor-
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den waren. Das für die Dokumentation dieses Vorgang s im  GzVeN 

vorgesehene Formblatt, wurde ebenfalls in keiner Kr ankenakte 

gefunden. Die Frage, ob die Ärzte die Aufklärung ih rer Pa-

tientinnen umgingen oder nur teilweise durchführten , kann 

nicht beantwortet werden.   

 

Gegen den Beschluss des Erbgesundheitsgerichtes zur  Unfrucht-

barmachung ist nur in einem der 121 untersuchten Fä lle formal 

Widerspruch eingelegt worden, dieser wurde aber vom  Erbgesund-

heitsobergericht abgewiesen. Das Ergebnis, dass die  meisten 

zwangssterilisierten  Frauen ohne Beruf waren bzw. aus einfa-

chen Dienstleistungsberufen kamen und dass keine de r Patien-

tinnen eine akademische Ausbildung hatte, könnte un ter anderem 

die äußerst gering erscheinende Zahl an Widersprüch en erklä-

ren. Es ist erschreckend, wie schutzlos schizophren e Patien-

tinnen und deren Angehörige der Antragstellung durc h die Psy-

chiatrie und der juristischen Entscheidung des Erbg esundheits-

gerichts aus-geliefert waren. 

 

Von 1934 bis 1939 wurden sechs Anträge vom Erbgesun dheits-

gericht Zweibrücken, 1937 ein Antrag auf Unfruchtba rmachung 

vom Erbgesundheitsgericht Frankenthal abgelehnt. Al le sieben 

Ablehnungen wurden jedoch vom zuständigen Erbgesund heitsober-

gericht (EGOG) wieder aufgehoben, sodass die Zwangs sterilisa-

tionen gemäß den Anträgen der Anstaltspsychiater du rchgeführt 

wurden. Mit dem Beschluss des Erbgesundheitsoberger ichts war 

für die Betroffenen in der nationalsozialistischen Rechtsord-

nung  der Rechtsweg erschöpft. 

 

Der  weitere Krankheitsverlauf bei den schizophrene n Patien-

tinnen nach der Zwangssterilisation ergibt sich nic ht aus den  

Krankenakten. Weder sind Angaben zum körperlichen u nd psy-

chischen Zustand, in dem die Frauen nach dem operat iven Ein-

griff das Krankenhaus verließen, noch Bedingungen d er Rückkehr 

in die Familie in den Krankenakten dokumentiert wor den. Auch 
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finden sich keinerlei Angaben zur Fortführung der ä rztlichen 

Behandlung. Bedeutsam ist allerdings, dass es bei 3 6 der 80  

(45%) zwangssterilisierten schizophrenen Frauen aus  Klingen-

münster und bei 13 der 41 (32.5%) Frauen aus Franke nthal in 

den ersten vier Jahren nach der Sterilisation zu ei nem Rezi-

div, verbunden mit einer erneuten Einweisung in die  jeweilige 

Heil- und Pflegeanstalt, kam.  

In keiner Krankenakte ist dokumentiert, dass eine d er be-

troffenen Frauen während der Operation verstorben i st.  

Die Mortalitätsrate der sterilisierten schizophrene n Frauen 

liegt für den Zeitraum bis zu 12 Jahren nach der Un fruchtbar-

machung in Klingenmünster bei 33%, in Frankenthal b ei 20%. In 

Anbetracht der Tatsache, dass das Sterbedatum nur v on den 

Frauen erhoben werden konnte, die infolge eines Rez idivs wie-

der in die Anstalt eingewiesen wurden und dort vers tarben, er-

scheinen diese Werte hoch. Die Todesumstände sind m edizinisch 

nicht dokumentiert, ein ursächlicher Zusammenhang z ur Zwangs-

sterilisation kann nicht hergestellt werden. In ein er Kranken-

akte wurde als Todesursache einer 1937 verstorbenen  schizo-

phrenen Patientin „chronische Erschöpfung vom Gehir n aus“ ein-

getragen (Dokument 35).  

Die Zwangssterilisationen hatten erhebliche soziale  Auswir-

kungen für die betroffenen Frauen, 8 der 33 verheir ateten Pa-

tientinnen aus Klingenmünster und 2 der 17 Frauen a us Fran-

kenthal wurden nach der Sterilisation auf Betreiben  der Ehe-

männer geschieden.  

 

Zwei Krankenakten enthielten schriftliche Anfragen aus den  

Jahren 1955 und 1983 mit der Bitte um Ausstellung e iner Be-

scheinigung über die vorgenommene Zwangssterilisati on. Be-

nötigt wurden diese Bescheinigungen für Anträge im Wieder-

gutmachungsverfahren. Ob es in den beiden Fällen zu  finan-

ziellen Entschädigungen als Wiedergutmachung kam, k onnte nicht 

ermittelt werden.  
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19.  Diskussion  
 

Mit der Untersuchung der originalen Krankenakten de r Stich-

probe der in den Jahren von 1934 bis 1939 im Rahmen  des GzVeN 

zwangssterilisierten Frauen mit der Diagnose Schizo phrenie aus 

den Heil- und Pflegeanstalten Klingenmünster und Fr ankenthal  

konnte ein Beitrag zur Klärung der institutionsbezo genen Um-

setzung der nationalsozialistischen Gesundheitspoli tik durch 

Psychiater in Heil- und Pflegeanstalten geleistet w erden.   

 

Nach Durchsicht der aktuellen Literatur gibt es zur  Kenntnis 

der Untersucherin keine vergleichbare Studie, die k onkret die  

psychiatrische Umsetzung des GzVen hinsichtlich der  Erbkrank-

heit Schizophrenie bei Frauen in Heil- und Pflegean stalten un-

tersucht hat. Die Datenerhebungen in den meisten St udien, die 

sich mit den Zwangssterilisationen während des Nati onal-

sozialismus befassen, zeigen eine Vielfalt an unter schied-

lichen Archivmaterialien und legen im Gegensatz zur  vor-

liegenden Untersuchung ihren Analysen die Akten der  Erbgesund-

heitsgerichte oder der Universitätskliniken zugrund e (Braß, 

2004; Bräutigam, 1988; Fenner, 1990; Fuchs, 1988; R othmaler, 

1986). Die Untersuchungen von Bräutigam (1988) und Fuchs(1988) 

stützten sich auf das Datenmaterial der Akten des E rbgesund-

heitsgerichts in Bremen. Fenner bezog sich in seine r Arbeit 

ausschließlich auf die Indikation zur Zwangssterili sation in 

Hamburg und Rothmaler (1986) untersuchte stichprobe nartig die 

Akten des Erbgesundheitsgerichtes Hamburg hinsichtl ich der 

Entscheidungspraxis der Gerichte. Braß (2004) analy sierte die 

unterschiedlichen Indikationen für Zwangssterilisat ionen auf 

der Grundlage der Akten des Erbgesundheitsgerichtes  Saar-  

brücken.  

 

Die Häufigkeit der veranlassten Zwangssterilisation en bei Pa-

tienten und Patientinnen von Heil- und Pflegeanstal ten ist 

bisher nur in wenigen Studien erfasst worden. Von C ranach und 
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Siemen (1999) berichten für die bayerischen Heil- u nd Pflege-

anstalten über die absolute Anzahl der zwangssteril isierten 

Patienten und den prozentualen Anteil dieser Patien ten bezogen 

auf die Gesamtzahl der untergebrachten Patienten, o hne eine 

Differenzierung nach den unterschiedlichen psychiat rischen 

Krankheitsbildern vorzunehmen. Der Dissertation von  Koch 

(1993) lagen sowohl originale Krankenakten der Univ ersitäts-

frauenklinik Göttingen als auch der Heil- und Pfleg eanstalt 

Göttingen zugrunde, wobei sich die in seiner Arbeit  darge-

stellten quantitativen Daten auf die Gesamtheit der  787 von 

1934 bis 1945 an der Universitätsfrauenklinik zwang ssterili-

sierten Frauen beziehen, von denen 20,9% aus der He il- und 

Pflegeanstalt stammten. Seine Untersuchung bezog si ch auf alle 

im GzVeN genannten Krankheitsbilder, die als Begrün dung für 

eine Zwangssterilisation herangezogen wurden, und z ielte pri-

mär auf einen Vergleich der Häufigkeiten für die ve rschiedenen 

psychiatrischen Indikationen. Ettle und Renelt (199 9) berich-

ten über den prozentualen Anteil der Zwangssterilis ierten un-

ter der Patientengruppe der Diagnose „Schizophrenie “ im Ver-

gleich zum prozentualen Anteil der an Schizophrenie  Erkrankten 

an der Gesamtheit der Patienten der Heil- und Pfleg eanstalt 

Bayreuth, wobei sie nicht zwischen Männern und Frau en unter-

scheiden. 

 

In keiner der genannten Untersuchungen erfolgte jed och eine 

über die berichteten Häufigkeitsangaben hinausgehen de diffe-

renzierte Analyse der praktischen Umsetzung des GzV eN bezogen 

auf die Gruppe der zwangssterilisierten Patientinne n mit der 

Diagnose „Schizophrenie“. Dies bedeutet, dass zur I nterpre-

tation und Einordnung der vorliegenden Untersuchung sergeb-

nisse in der Regel nicht direkt vergleichbare Zahle nangaben 

aus den bisherigen Untersuchungen herangezogen werd en können. 

Die hier belegte Tatsache, dass „nur“ bei etwas meh r als der 

Hälfte der Patientinnen mit der Diagnose Schizophre nie ein An-

trag auf Unfruchtbarmachung gestellt worden war, sp richt eher 
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gegen eine konsequente und uneingeschränkte Umsetzu ng der Vor-

gaben des GzVeN durch die Anstaltspsychiater in den  Heil- und 

Pflegeanstalten Klingenmünster und Frankenthal. 

Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass na ch 1945 An-

träge aus den Akten herausgenommen wurden. 

 

Der relative Anteil der zwangssterilisierten Patien ten an der 

Gesamtanzahl der jeweiligen Anstaltspatienten ist z um Teil mit 

einigen Daten belegt. Cranach und Siemen (1999) erm ittelten, 

dass in den bayerischen Heil- und Pflegeanstalten z wischen 

10,2% und 18,9% aller Anstaltspatienten zwangssteri lisiert 

wurden, während 1935 an den Rheinischen Provinzial-

Heilanstalten 19% der Anstaltsbewohner und in den J ahren von 

1934 bis 1942 39,5% der Patienten der privaten und öffentli-

chen Anstalten in Westfalen zwangssterilisiert wurd en (Bock, 

1986). Die Frage allerdings, bei wie viel Prozent e iner Diag-

nosegruppe eine Zwangssterilisation nach dem GzVeN beantragt 

bzw. vorgenommen wurde, ist bisher nur vereinzelt u ntersucht 

worden. Für Patienten mit der Diagnose Schizophreni e scheint 

bisher nur ein Ergebnis von Ettle und Renelt (1999)  für die 

Heil- und Pflegeanstalt Bayreuth für den Zeitraum 1 934 bis 

1940 vorzuliegen, dabei wurde allerdings nicht zwis chen Män-

nern und Frauen differenziert: „Bei der Diagnose Sc hizo-

phrenie wurde am häufigsten sterilisiert. 70,6% die ser Patien-

ten waren davon betroffen. Der prozentuale Anteil d er an Schi-

zophrenie Erkrankten an der untersuchten Gesamtpopu lation lag 

bei 58,6%.“ Dieses Ergebnis spricht dafür, dass von  den Psy-

chiatern eine bedingungslose Umsetzung des GzVeN be i allen Pa-

tienten und Patientinnen mit Schizophrenie nicht ve rfolgt wur-

de und dass eher von einem individuellen Entscheidu ngsspiel-

raum für das Antragsverhalten der einzelnen Anstalt särzte aus-

gegangen werden kann. Andererseits wird bei dem erh eblichen  

Unterschied zwischen den verschiedenen Anstalten (B ayreuth 

70,6%, Klingenmünster 65,5%, Frankenthal 45,1%) auc h deutlich, 

dass es personenbezogene, regionale und institution elle Fakto-
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ren gab, die stärkeren Einfluss auf das individuell e ärztliche 

Entscheidungsverhalten hatten. 

 

Ein Einflussfaktor bei den hier untersuchten Heil- und Pflege-

anstalten ist mit hoher Wahrscheinlichkeit die Nähe  zur Poli-

tik der Nationalsozialisten. 1933 bemühten sich der  damalige 

stellvertretende Direktor Dr. Edenhofer, der Verwal tungsleiter 

und einige weitere Ärzte in Klingenmünster um Aufna hme in die 

NSDAP. Dr. Edenhofer war zudem als Beisitzer und Gu tachter an 

zwei Erbgesundheitsgerichten tätig und hatte sicher lich sei-

nen Einfluss auf die Umsetzung des GzVeN an der Hei l- und 

Pflegeanstalt Klingenmünster bereits erweitert, lan ge bevor er 

1936 zum Nachfolger von Dr. Klüber ernannt wurde.  

Nach Kater (1989) waren 44,8% der deutschen Ärzte i n der NSDAP 

organisiert, außerdem waren weitere 16,2% der deuts chen Ärzte  

Mitglieder in der SA oder der SS, ohne in der NSDAP  zu sein.  

 

In den Jahren 1934 bis 1936, direkt nach dem In–Kra ft-Treten 

des GzVeN, wurden die Anträge auf Zwangssterilisati on in Klin-

genmünster und Frankenthal am konsequentesten umges etzt. Die 

vorliegende Untersuchung entspricht den Untersuchun gser-

gebnissen einer Reihe von Studien (Bock, 1986; Fuch s, 1988; 

Koch, 1993; Braß, 2004; Grimm, 2004), die vollzogen e Zwangs-

sterilisationen in den Jahren 1934 bis 1939 erhoben  haben. 

Zwischen 1935 und 1936 wurden die meisten Zwangsste rilisa-

tionen vorgenommen unabhängig von der in der Antrag stellung 

formulierten Diagnose und Indikation. Es ist davon auszugehen, 

dass der politische Druck auf die Anstaltsärzte, da s Gesetz 

gemäß den Vorgaben und den damit verbundenen rassen hygie-

nischen Zielsetzungen umzusetzen, in diesen Jahren am stärks-

ten war. Der vehemente propagandistische Einfluss, mit dem die 

Nationalsozialisten ihre rassenhygienisch ausgerich tete Ge-

sundheitspolitik unter den Psychiatern verbreiteten , wurde   

durch die ausdrückliche Befürwortung eugenischer Ma ßnahmen 

durch führende Psychiater wie Ernst Rüdin, Fritz Le nz, Alfred 
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Ploetz, Falk Ruttke, Alfred Hoche, und Arthur Gütt verstärkt. 

Es kann davon ausgegangen werden, dass die national sozialis-

tische Gesundheitspolitik vor allem in den ersten J ahren nach 

dem In-Kraft-Treten des GzVeN von einem Großteil de r Ärzte-

schaft in Übereinstimmung mit den eigenen ärztliche n Ein-

stellungen gesehen wurde. Gerade beim Krankheitsbil d Schizo-

phrenie wurden angesichts der therapeutischen Hilfl osigkeit 

eugenische Maßnahmen von vielen Ärzten befürwortet.  Die Daten 

bisheriger Studien zeigen, dass über den Zeitraum v on 1934 bis 

1939 Schizophrenien beim Vergleich der Antragsindik ationen die 

häufigste oder zweithäufigste Diagnose (nach dem an geborenen 

Schwachsinn) waren (Braß, 2004; Koch, 1993; Ettle, 1999; Ka-

minsky, 1995; Walter, 1991; Heitzer, 2005).     

Übereinstimmend mit anderen Ergebnissen ergab auch die vorlie-

gende Untersuchung ein erhebliches Nachlassen der S terilisati-

onsanträge vor Kriegsbeginn (Braß, 2004; Fuchs, 198 8; Grimm, 

2004; Koch, 1993; Heitzer, 2005; Töpolt, 2000).  

 

Die Ergebnisse können so interpretiert werden, dass  bei den 

ärztlichen Entscheidungen, ob ein Antrag auf Unfruc htbarma-

chung gemäß dem GzVeN gestellt wurde oder nicht, ps ychiatri-

sche Kriterien, z.B. die Schwere und Dauer der Erkr ankung, die 

Eindeutigkeit der Diagnose, die Prognose bezüglich des weite-

ren Krankheitsverlaufs oder der Nachweis der Vererb ung der 

Krankheit nicht unbedingt von ausschlaggebender Bed eutung wa-

ren.    

Nach Funk (2007) stellte 1931 der deutsche Verein f ür Psychia- 

trie auf seiner Tagung den sogenannten „Würzbürger Schlüssel“ 

als eine grundlegende Diagnosetabelle zusammen, der  ab 1932 

auch in Klingenmünster bei der Erfassung der Diagno sen aller 

Patienten in den Grundbüchern verwendet wurde. Die differen-

zierte Anwendung eines Diagnoseschemas, orientiert am klini-

schen Bild der Schizophrenie nach Bleuler, ist in d en unter-

suchten Krankenakten jedoch nicht erkennbar. Vielme hr waren in 

den Anträgen auf Unfruchtbarmachung primär positive  Symptome 
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wie Wahn, Halluzinationen oder eine katatone Sympto matik ge-

nannt worden. Die Fokussierung auf die klar beschre ibbaren 

Symptome kann einerseits als Ausdruck dafür angeseh en werden, 

dass in der damaligen Zeit die Diagnose der Schizop hrenie auch 

von Psychiatern selbst durchaus als schwierig anges ehen wurde, 

„da die Grenzen zur schweren Psychopathie kaum erke nnbar“ wa-

ren (Kaminsky 1995). Andererseits sollte aus der Si cht des be-

antragenden Arztes durch die Nennung eines „eindeut igen“   

Symptoms vermutlich auch sichergestellt werden, das s der ge-

stellte Antrag von den psychiatrisch ungeschulten L aien – was 

Juristen und zum Teil auch Amtsärzte an den Erbgesu ndheitsge-

richten in den Augen der Psychiater waren – nicht a bschlägig 

beurteilt wurde. Wurden nämlich Anträge der Anstalt en vom Ste-

rilisationsgericht abgelehnt, war nach Bock (1986) die  Reak-

tion der Anstaltsärzte oftmals bitter: „Es ist krän kend, wenn 

eine jahrelange Beobachtung durch eine so kurze Bet rachtung 

umgestoßen wird“ (Bock, 1986). 

      

Neben den akzessorischen Schizophreniesymptomen wur den in ei-

nem Teil der untersuchten Krankenakten in den Anträ gen auf Un-

fruchtbarmachung in Verbindung mit der Diagnose „Sc hizophre-

nie“ auch Kernsymptome  anderer Krankheitsbilder wie psychische 

Erschöpfung, Depressionen, Suizidalität, Gewalttäti gkeit und 

auch Beschreibungen schwieriger sozialer Verhältnis se als 

ärztliche Begründung für die Antragstellung aufgefü hrt.  

 

Bräutigam (1988) kommt in seiner Untersuchung zur A nsicht, 

dass die Diagnosen im Rahmen der ärztlichen Gutacht en zur 

Zwangssterilisation oft willkürlich gestellt wurden . Die Bre-

mer Ärzte stützten sich nach Bräutigam (1988) in ih ren Gutach-

ten zu einem großen Teil auf soziale Werturteile un d gesell-

schaftspolitische Argumentationen, weniger auf die tatsächli-

che Erkrankung der Patienten. Die vorliegende Unter suchung er-

gibt allerdings vor allem das Bild einer sehr mange lhaften Do-

kumentation, einer nicht an einem differenzierten D iagnose-
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schema orientierten Diagnosestellung und eines nich t an psy-

chiatrischen Krankheitskriterien orientierten ärztl ichen Ent-

scheidungsverhaltens. Die Notwendigkeit, die eigene n fachli-

chen  Einschätzungen, diagnostischen Beurteilungen und Ent-

scheidungskriterien ausführlich zu dokumentieren, z u begründen 

und damit nachvollziehbar zu machen, wurde von den Ärzten in 

Klingenmünster und Frankenthal offensichtlich nicht  gesehen. 

Auch die Institution, die Anstaltsleitung und die E rbgesund-

heitsgerichte forderten dies offensichtlich nicht. Auf den ge-

setzlich vorgeschriebenen Nachweis der Erblichkeit der Schizo-

phrenie und die Erstellung einer Sippentafel verzic hteten die 

Psychiater in allen untersuchten Krankenakten der b eiden Heil-

anstalten. Dies muss als eine institutionsspezifisc he Miss-

achtung der gesetzlichen Vorgaben interpretiert wer den. 

 

Gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse über Erbz usammen-

hänge bei dem Krankheitsbild „Schizophrenie“ lagen in der da-

maligen Zeit allerdings nicht vor. Es bestand somit  eine Dis-

krepanz zwischen dem wissenschaftlichen Erkenntniss tand einer-

seits und der andererseits im GzVeN definierten Vor aussetzung 

der „Erblichkeit“ als Legitimation für die gesetzli ch gefor-

derte Sterilisation. Der Nachweis der Erblichkeit d er Schizo-

phrenie gestaltete sich im Einzelfall als schwierig . Der um-

fassende Verzicht auf die Erstellung von Sippentafe ln kann 

deshalb auch als Beleg für die Problemhaftigkeit de s Nachwei-

ses der Erblichkeit der schizophrenen Erkrankung in  der Praxis 

angesehen werden. Bräutigam (1988) betonte in seine r Unter-

suchung, dass die Ärzte einen Nachweis der Erblichk eit für die 

von ihnen erstellten Diagnosen nicht erbracht hätte n. Der im 

GzVeN formulierte Argumentations- und Begründungszu sammenhang 

zwischen der Vererbung einer Krankheit und der Zwan gssterili-

sation hatte somit bei der praktischen Umsetzung de s Gesetzes 

nicht mehr die ursprünglich propagierte Bedeutung u nd wurde 

bei der Entscheidung im konkreten Einzelfall prakti sch immer  

vernachlässigt. 



 208

Zur Frage nach den ausschlaggebenden Faktoren für d as in der 

vorliegenden Untersuchung festgestellte selektive ä rztliche 

Entscheidungsverhalten konnte durch die Erhebung so zialanam-

nestischer Variablen folgende Erklärungshypothese g eneriert 

werden: Die Anstaltspsychiater stellten primär für die „fort-

pflanzungsgefährlichen“ schizophrenen Frauen, bei d enen die 

Möglichkeit der Entlassung aus der Anstalt und der Rückführung 

in das bisherige häusliche Umfeld bestand, einen An trag auf 

Zwangssterilisation.  

„Der Schritt von der Anzeige zum Antrag fand haupts ächlich 

dann statt, wenn die Betreffenden physiologisch als  „fort-

pflanzungsfähig“ oder wegen eventueller Bewegungsfr eiheit in-

nerhalb der Anstalt oder bevorstehender Entlassung als „fort-

pflanzungsgefährlich“ galten“ (Bock,1986). Warum di ese pragma-

tischen Aspekte, die dem selektiven ärztlichen Ents cheidungs-

verhalten offensichtlich zugrunde lagen und die dur ch das 

GzVeN gestützt wurden, von den behandelnden Anstalt särzten in 

den Krankenakten überhaupt nicht als Begründung auf geführt 

wurden, kann nicht beantwortet werden. Das Problem der mangel-

haften Dokumentationen wurde bereits von Kudlien (1 991) thema-

tisiert: „Schriftliche Zeugnisse von Ärzten sind hö chst sel-

ten“. Auch in einem Artikel über die Heil- und Pfle geanstalt 

Lohr wird festgestellt: „Die Krankenblatteintragung en sind 

knapp gehalten“ (Posamentier, 1999). 

 

Die Umsetzung der nationalsozialistischen Gesundhei tspolitik 

in beiden untersuchten Heil- und Pflegeanstalten wu rde auf der 

Einstellungsebene wesentlich durch die bei den Psyc hiatern 

vorherrschenden eugenischen Grundüberzeugungen begü nstigt. Die 

selektiven ärztlichen Entscheidungen wurden offenba r vor allem 

durch die gesetzliche Vorgabe bestimmt, dass fortpf lanzungs-

fähige Erbkranke erst nach erfolgter Sterilisation beurlaubt 

und entlassen werden durften.  
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Die Krankenakten zeigen, dass in beiden Heil- und P flegean-

stalten die formalen Vorgaben des GzVeN nicht einge halten wur-

den. 

Wichtige gesetzlich vorgegebene Vorgänge, z.B. die Anzeige, 

die Antragstellung, die Erstellung einer Sippentafe l oder die 

Informations- und Aufklärungspflicht sind in den Kr ankenakten 

nur zum Teil, meist überhaupt nicht dokumentiert. A uch die ge-

setzlich vorgeschriebenen Formulare wurden grundsät zlich nicht 

verwendet. Von den Juristen der Erbgesundheitsgeric hte wurden 

diese Abweichungen von den gesetzlichen Vorgaben ga nz offen-

sichtlich akzeptiert, was durch die Gerichtsurteile  belegt 

ist. Diese im Wortsinn „blinde“ Akzeptanz aller for maler Ab-

weichungen erweiterte sich zu einer Akzeptanz unang emessener 

inhaltlich-fachlicher Begründungen bei der Antragst ellung. So 

akzeptierten sowohl der beantragende Anstaltsleiter  als auch 

die über den Antrag befindenden Juristen, dass bei einer ver-

urteilten minderjährigen Patientin der Ausbruch der  schizo-

phrenen Erkrankung auf das dritte Lebensjahr datier t worden 

war (Dokument 21/2).  

 

Das erschreckende Ergebnis der vorliegenden Untersu chung, dass 

die gesetzlich vorgegebene Informations- und Aufklä rungs-

pflicht durch den behandelnden Psychiater in nur ei ner der un-

tersuchten 121 Krankenakten dokumentiert wurde, wir d durch die 

Publikationen von Braß (2004) und Bock (1986) bestä tigt.   

Braß (2004) stellt in seiner Untersuchung von Geric htsakten 

des Erbgesundheitsgerichtes Saarbrücken fest, „dass  in der   

überwiegenden Mehrzahl der ausgewerteten saarländis chen Akten 

die vorgeschriebene ärztliche Bescheinigung gemäß §  2 Abs. 2 

des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses f ehlte, in 

der der Arzt mit Datum und Unterschrift bestätigen musste, 

dass er die betroffene Person über das Wesen und di e Folgen 

der Unfruchtbarmachung informiert und ihr ein entsp rechendes 

Merkblatt ausgehändigt hatte“. Bock (1986) bekräfti gt diesen 

offenkundigen Mangel: „Gröblich und systematisch ve rletzt wur-
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de vielfach die Pflicht, über Tragweite, Art und Fo lgen des 

Eingriffs aufzuklären. Der Antragsteller musste unt erschrei-

ben, dass er den Kandidaten über das Wesen und die Folgen der 

Unfruchtbarmachung aufgeklärt und ihm ein zwölfzeil iges Merk-

blatt ausgehändigt hatte.“ 

 

In den Beschlüssen und Schreiben der Erbgesundheits gerichte 

wird immer wieder auf die Schweigepflicht bzw. die Verschwie-

genheit gegenüber Dritten hingewiesen (siehe Dokume nt 13 und 

15), obwohl es sich bei dem GzVeN um ein offizielle s politi-

sches Gesetz handelte. Heitzer (2005) betont in sei ner Un-

tersuchung der Zwangssterilisationen in Passau das wider-

sprüchliche Vorgehen des nationalsozialistischen Re gimes, das  

einerseits von einem öffentlichen Gesetz mit einer breiten 

Aufklärungsoffensive sprach, andererseits die Öffen tlichkeit 

über Ausmaß und Art seiner Umsetzung gezielt im Unk laren las-

sen wollte. Die offenkundigen Diskrepanzen zwischen  den for-

mal-gesetzlichen Vorgaben und der anstaltseigenen U msetzung 

des Gesetzes zielten bewusst darauf ab, eine reibun gslose und 

für die Öffentlichkeit ohne große Publizität vollzo gene Um-

setzung des Gesetzes sicherzustellen. Braß (2004) s tellt in 

seiner regionalen Studie fest: „Die Akten des Erbge sundheits-

gerichtes Saarbrücken dokumentieren eine Reihe von formalen 

Verhaltensfehlern und Manipulationen zum Nachteil d es Ange-

klagten“. 

 

Nur in einer einzigen der 121 untersuchten Krankena kten fand 

sich ein Widerspruch gegen das Urteil des Erbgesund heitsge-

richtes, der dann drei Monate später vom Erbgesundh eitsober-

gericht abgelehnt wurde. Widersprüche gegen die dro hende 

Zwangssterilisation durch die betroffenen Frauen od er deren 

Angehörige sind in der untersuchten Stichprobe auff allend ge-

ringer als in der Untersuchung von Koch (1993), der  für die 

Patientinnen der Universitätsklinik Göttingen fests tellte, 

dass in 20% der 787 untersuchten Fälle Widerspruch eingelegt 
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worden war. Dieses deutlich höhere Widerspruchsverh alten er-

klärt sich möglicherweise aus der unterschiedlichen  Zusammen-

setzung der Stichprobe bei Koch, in der lediglich 2 0,9% der 

Patientinnen aus der Heil- und Pflegeanstalt Göttin gen an die 

Universitätsklinik überwiesen worden waren, während  bei den 

anderen Patientinnen die Überweisung vorwiegend dur ch die 

Amtsärzte der Gesundheitsämter erfolgt war. Allerdi ngs bezie-

hen sich die Zahlenangaben bei Koch auf alle Indika tionen für 

eine Zwangssterilisation und nicht nur auf die Diag nose „Schi-

zophrenie“, womit die Vergleichbarkeit sehr eingesc hränkt ist. 

Eine zu den vorliegenden Daten vergleichbare Stichp robe von 

zwangssterilisierten schizophrenen Patientinnen an Heil- und 

Pflegeanstalten liegt bisher nicht vor. Die Frauen aus Klin-

genmünster und Frankenthal hatten überwiegend keine n oder nur 

einfache Berufe, keine hatte eine akademische Ausbi ldung. Dies 

entspricht auch den Untersuchungen von Fuchs (1988) , Koch 

(1993) und Rothmaler (1986), nach denen die Opfer d er Zwangs-

sterilisationen vorrangig den niedrigen sozialen Sc hichten an-

gehörten und einfachere Dienstverhältnisse innehatt en. Diese 

Frauen waren den Maßnahmen der nationalsozialistisc hen Rassen-

politik hilfloser ausgeliefert als die Mittelschich t und ver-

mieden den Widerspruchsweg, um weitere Repressalien  zu vermei-

den. Die im GzVeN festgelegte Konsequenz wäre der w eitere Auf-

enthalt in der Heilanstalt gewesen, vor allem auch verbunden 

mit der Übernahme aller Kosten durch die Betroffene n, was sich 

diese Frauen oder deren Familien aufgrund ihres soz ioökonomi-

schen Status nicht hätten leisten können oder wolle n. „In die-

ser Lage wählten viele Opfer den Ausweg, sich der U nfruchtbar-

machung zu unterziehen“ (Huonker, 2003). 

 

Die in der vorliegenden Untersuchung festgestellte Häufigkeit 

von Rezidiven für die Zeit nach der erfolgten Zwang ssterilisa-

tion entspricht den Erwartungswerten, die sich aus Unter-

suchungen zum Langzeitverlauf schizophrener Erkrank ungen erge-

ben (Häfner, 2001). 



 212

Es kann aber als Hypothese angenommen werden, dass die Zwangs-

sterilisation bei einzelnen Frauen traumatisierend wirkte und 

damit ein Rezidiv der schizophrenen Erkrankung begü nstigte.  

Nach Häfner (2001) ist belegt, „dass bei vorhandene r Schizo-

phrenie Rückfälle durch stressbedingte seelische Be lastungen 

ausgelöst werden können.“ Da in den Krankenakten ab er keiner-

lei Hinweise auf den körperlichen und psychischen Z ustand nach 

dem operativen Zwangseingriff zu finden sind, lasse n sich ur-

sächliche Zusammenhänge kaum belegen. 

 

Keine der zwangssterilisierten Frauen verstarb info lge der  

Operation. Braß (2004) berichtet von einem Mortalit ätsrisiko 

von 0,47% für Frauen im Landeskrankenhaus Homburg, was in etwa 

den Sterblichkeitsziffern in anderen zeitgenössisch en Veröf-

fentlichungen entspricht.   

Die ermittelten Mortalitätsraten für den Zeitraum b is zu 12 

Jahren nach der Unfruchtbarmachung können im Rahmen  dieser Ar-

beit nicht interpretiert werden. Auf Grund der nich t in den 

Krankenakten dokumentierten Sterbedaten eines große n Teils der 

untersuchten Stichprobe und wegen fehlender Verglei chswerte 

kann keine Aussage darüber gemacht werden, ob der E ingriff 

Einfluss auf die Lebenserwartung der betroffenen Pa tientinnen 

hatte. 

 

Nur zwei der 121 zwangssterilisierten Frauen forder ten und er-

hielten eine Bescheinigung über die Zwangsterilisat ion (siehe 

Dokumente 36 und 37), um einen Antrag auf Wiedergut machung zu 

begründen. Es ist davon auszugehen, dass die überwi egende Zahl 

der betroffenen Frauen aus beiden Heilanstalten nac h dem Ende 

der Naziherrschaft weder eine materielle, noch eine  ideelle 

Wiedergutmachung erfahren hat. Dies hängt vermutlic h mit dem 

über Jahrzehnte anhaltendem persönlichen Stillschwe igen der 

Zwangssterilisierten selbst zusammen wie auch mit d er ge-

sellschaftlichen und juristischen Tabuisierung des Themas in 

der Nachkriegszeit in Deutschland. Von circa 360 00 0 Zwangs-
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sterilisierten (Häfner, 2001) erhielten nach Grimm (2004) im 

gesamten Bundesgebiet in den Jahren von 1980 bis 19 99 13709 

Zwangssterilisierte eine einmalige Zuwendung von 50 00 DM. 

Sichere Daten, wie viele Menschen aufgrund der Diag nose „Schi-

zophrenie“ in der Zeit des Nationalsozialismus zwan gssterili-

siert wurden und wie viele davon eine materielle Wi edergut- 

machung erfahren haben, liegen nicht vor. „ Angesic hts dessen, 

was den Sterilisationsopfern seiner Zeit angetan wu rde, kann 

von einer besonderen finanziellen Genugtuung eigent lich nicht 

gesprochen werden. Mittlerweile ist sicherlich der größte Teil 

der Betroffenen verstorben, so dass ihnen keinerlei  irgendwie 

geartete Genugtuung mehr zuteil werden kann. Andere rseits war 

einer Reihe von betroffenen, wie unsere eigenen Beo bachtungen 

ergaben, die Möglichkeit einer Entschädigung bis in  die jüngs-

te Zeit hin nicht bekannt“ (Ody, 1998). 

 

Die vorliegende Studie will sich auch verstanden wi ssen als 

ein Beitrag, der auf das Schicksal der in der Zeit des Natio-

nalsozialismus von Zwangssterilisation betroffenen schizo-

phrenen Mädchen und Frauen am Beispiel der Heil- un d Pflege-

anstalt Klingenmünster und der Kreis-, Kranken- und  Pflege-

anstalt Frankenthal aufmerksam macht. 
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